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147. Sitzung 

Bonn, den 21. Juni 1985 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 19 a und 19 b 
auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuordnung der Hinterbliebe-
nenrenten sowie zur Anerkennung von Kin-
dererziehungszeiten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung 	(Hinterbliebenenrenten- 

 

und Erziehungszeiten-Gesetz — HEZG) 
— Drucksache 10/2677 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/3518, 10/3519 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Günther 
Heyenn 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Bueb 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 10/3526 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler 
Dr. Friedmann 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 115. Sitzung) 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset-
zes zur Verbesserung und Ergänzung sozia-
ler Maßnahmen in der Landwirtschaft 
(Drittes Agrarsoziales Ergänzungsgesetz 

—3. ASEG) 

— Drucksache 10/3483 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

(Abg. Bueb [GRÜNE] begibt sich zum Prä

-

sidenten und kündigt eine Wortmeldung 
des Abg. Ströbele [GRÜNE] zur Geschäfts

-

ordnung an) 

— Ich nehme das zur Kenntnis. Aber ich bin gerade 
dabei, Herr Kollege, die Tagesordnung vorzutragen, 
und lasse mich dabei ungern unterbrechen. — 

Weiter rufe ich die Zusatz-Tagesordnungspunkte 
6 und 7 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Ren-
tenversicherung (Rentenreformgesetz 1985 
— RRG 1985) 
— Drucksache 10/2608 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/3518, 10/3519 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Günther 
Heyenn 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Bueb 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 10/3527 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Friedmann 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Müller (Bremen) 
Sieler 

(Erste Beratung 115. Sitzung) 

Fr zu Punkt 19 TO 

Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Grundrente statt Altersarmut 
— Drucksache 10/3496 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 
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Präsident Dr. Jenninger 
Zu dem Tagesordnungspunkt 19 a liegen Ände-

rungsanträge auf den Drucksachen 10/3521 und 
10/3522 und ein Entschließungsantrag auf Druck-
sache 10/3523 der Fraktion der SPD sowie ein Än-
derungsantrag auf Drucksache 10/3520 des Abge-
ordneten Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 
vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 19 a und 19 b sowie 
der Zusatz-Tagesordnungspunkte 6 und 7 und eine 
Aussprache von vier Stunden vorgesehen. — Ich 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr Ab-
geordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte einen Antrag zur Tages-
ordnung stellen. Ich bin in dieser Woche zum zwei-
tenmal gehindert, an der Sitzung des Plenums teil-
zunehmen, weil der Innenausschuß gleichzeitig 
über das Volkszählungsgesetz berät, das nach der 
Tagesordnung für die nächste Woche vor der Som-
merpause gar nicht mehr verabschiedet werden 
soll. 

Ich habe mich in den Deutschen Bundestag wäh-
len lassen, weil ich den Parlamentarismus beim 
Wort nehmen will, und dazu gehört in erster Linie 
die Teilnahme an den Sitzungen des Plenums. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Gerade Sie müssen das sagen! Und 
wo sind die übrigen Kollegen, alle im In-
nenausschuß? — Jagoda [CDU/CSU]: Sie 
sind doch 'reinrotiert, aber nicht 'reinge-

wählt!) 

Ich beantrage daher, die Tagesordnung dahin ge-
hend zu ändern, 

(Hornung [CDU/CSU]: Bis Sie Zeit haben!) 

daß entweder der Herr Präsident die Genehmigung 
für die gleichzeitige Sitzung des Innenausschusses 
widerruft oder hier bis halb zehn zugewartet wird, 
damit auch ich Gelegenheit habe, dieser wichtigen 
Rentendebatte zu folgen und mich an ihr zu beteili-
gen. 

(Beifall bei den Grünen — Lohmann [Lü-
denscheid] [CDU/CSU]: Wir können nicht 
warten, bis Ihre Kollegen ausgeschlafen 

haben!) 

Präsident Dr. Jenninger: Wird das Wort weiter ge-
wünscht? — Das Wort hat der Abgeordnete Sei-
ters. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich mache es ganz kurz: Wir ha-
ben eine interfraktionelle Vereinbarung, daß wir — 
mit Rücksicht auf die Trauerfeierlichkeiten für den 
verstorbenen Staatsminister Alois Mertes — diese 
vierstündige Debatte von 8 bis 12 Uhr hier im Deut-
schen Bundestag durchführen. Über die Frage der 
gleichzeitigen Sitzung des Innenausschusses ist im 

Ältestenrat und unter den Fraktionen gesprochen 
worden. Der Präsident hat diese Sitzung nach mei-
ner Meinung aus guten Gründen — zwar nicht in 
Übereinstimmung mit Ihrer Fraktion, aber mit den 
anderen Fraktionen — genehmigt, wie das in ande-
ren Fällen auch üblich ist. 
Ich denke, wir sollten uns jetzt sehr schnell der 

wichtigen Materie der Rentengesetzgebung zuwen-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Weitere Wortmeldungen 
zur Geschäftsordnung liegen nicht vor. 

(Ströbele [GRÜNE]: Doch!) 
— Zur Geschäftsordnung, Herr Kollege? — Bitte 
sehr, Herr Abgeordneter Ströbele, Sie haben das 
Wort. 

Ströbele (GRÜNE): Meine Fraktion hat der Ge-
nehmigung der gleichzeitigen Sitzung des Innen-
ausschusses widersprochen. Aus der Kommentie-
rung zu § 60 Abs. 3 der Geschäftsordnung ergibt 
sich, daß der Präsident die Genehmigung verwei-
gern soll, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Soll!) 

wenn mindestens eine Fraktion sich dagegen aus-
spricht, weil sie Interesse daran bekundet, daß alle 
Abgeordneten an der Sitzung des Plenums teilneh-
men können. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Tun Sie doch 
nicht! — Sie sind doch nie da!) 

— Ich bin da! 
(Zuruf von der CDU/CSU : Weil Sie Inter

-

esse daran haben, zu verhindern!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Strö-
bele, zunächst einmal gibt es in der Geschäftsord-
nung keine Bestimmung, wonach es üblich oder 
zwangsweise so ist, daß, wenn eine Fraktion wider-
spricht, eine Ausschußsitzung nicht stattfinden 
kann. 
Zum zweiten gibt es eine Verständigung im Älte-

stenrat darüber, daß diese Sitzung, wie der Abge-
ordnete Seiters eben ausgeführt hat, heute wegen 
der Geschäftslage ausnahmsweise um 8 Uhr be-
ginnt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Und da gibt es keine 
Bedenken?) 

Ich sehe, daß der Herr Abgeordnete Porzner noch 
zur Geschäftsordnung das Wort wünscht. Bitte, Sie 
haben das Wort. 

Porzner (SPD): Herr Präsident, meine Fraktion 
hat der Sitzung des Innenausschusses zugestimmt. 
In der Regel lehnen wir Sitzungen der Ausschüsse 
während der Plenarsitzungen ab; aber durch einen 
Beschluß des Innenausschusses, dem meine Frak-
tion dort zugestimmt hat, ist an den Präsidenten 
und an den Ältestenrat die Bitte herangetragen 
worden, daß wichtige Dinge, die dort behandelt wer-
den müssen, weil sie nächste Woche abgeschlossen 
werden sollen, beraten werden können. 
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Porzner 
Im übrigen sehe ich, daß einige Mitglieder des 

Hauses — auch Ihrer Fraktion, Herr Ströbele —, 

die nicht in Ausschußsitzungen sind, nicht anwe-
send sind, 

(Zustimmung bei der SPD, der CDU/CSU 
und der FDP — Ströbele [GRÜNE]: Ich 
habe eigene Rechte! — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Fünf GRÜNE!) 

womit ich Ihrem Wunsch gar nicht widersprechen 
will. Ich bitte aber darum, den Geschäftsordnungs-
antrag, den Sie gestellt haben, abzulehnen. 

(Zustimmung bei der SPD und der CDU/ 
CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Über die Entscheidung des Präsidenten ist hier 
nicht abzustimmen; sie kann nicht Gegenstand ei-
ner Beratung sein. Insofern ist nur darüber abzu-
stimmen, ob die Sitzung des Bundestages bis 9.30 
Uhr unterbrochen wird. Wer für diesen Antrag des 
Abgeordneten Ströbele ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — 

(Feilcke [CDU/CSU]: Vier! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Vier ganze 

GRÜNE!) 

Wer lehnt diesen Antrag ab? — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Wird das 
Wort zur Berichterstattung oder zur Begründung 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Günther. 

Günther (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Das Hinterbliebenenrenten- und Er-
ziehungszeiten-Gesetz und auch das Rentenreform-
gesetz 1985 der SPD behandeln eine der schwierig-
sten Materien und Problembereiche auf sozialpoliti-
schem Felde überhaupt. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Und dann noch so 
schnell!) 

— Ausgangspunkt für das Hinterbliebenenrenten- 
und Erziehungszeiten-Gesetz der Bundesregierung 
ist, Frau Kollegin Steinhauer, das Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil vom 12. März 1975, in dem dem 
Gesetzgeber eine Neuordnung der Hinterbliebenen-
renten, die dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
von Mann und Frau besser Rechnung trägt als das 
geltende Recht, als Aufgabe auferlegt wurde. Eine 
entsprechende Neuordnung sollte bis Ende 1984 in 
Kraft gesetzt werden. Das Bundesverfassungsge-
richt hat demnach in Kenntnis der Schwierigkeit 
der zu lösenden Probleme dem Gesetzgeber zeitli-
chen Spielraum gewährt. 

Trotz dieses zeitlichen Spielraums von fast zehn 
Jahren ist die Gesetzgebung zur Neuordnung der 
Hinterbliebenenrenten in Zeitnot geraten, weil dem 
Deutschen Bundestag in der Zeit der sozialliberalen 

Koalition, bis 1982, kein entsprechender Gesetzent-
wurf zur Beratung vorgelegt wurde. 

(Glombig [SPD]: Einen solchen Unsinn 
habe ich selten gehört!) 

— Dies ist kein Unsinn, Kollege Glombig, sondern 
nachweisbare Tatsache, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und Sie wissen das viel besser als ich, denn Sie 
gehören schon in dieser ganzen Zeit dem Bundes-
tag an. Das Rentenreformgesetz 1985 hat die SPD 
erst Ende 1984, wenige Tage vor Einbringung des 
Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Ge-
setzes eingebracht. 

Zunächst wurde, wie Ihnen bekannt ist, im Jahre 
1977 eine unabhängige Sachverständigenkommis-
sion berufen, die 1979 ein Abschlußgutachten über 
Modelle zur Neuordnung der Hinterbliebenenren-
ten vorlegte. In dem Gutachten wurde aber nicht 
nur eine kostenneutrale Neuregelung der Hinter-
bliebenenrente, sondern auch die Verbesserung der 
Hinterbliebenenversorgung insgesamt und das Ziel 
einer eigenständigen sozialen Sicherung der Frau 
angeregt. 

In der Zeit der Gutachtenserstellung und auch 
noch nach Abgabe des Gutachtens entstand in der 
Öffentlichkeit und auch im politischen Raum der 
Eindruck, man könne aus dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts eine Reform zugunsten der 
Hinterbliebenen insgesamt ableiten und durchfüh-
ren. Die Gleichstellung von Frau und Mann im Ren-
tenrecht geriet seltsamerweise in den Hintergrund. 
Es wurde in diesem Stadium der Diskussion um die 
Neuregelung der Hinterbliebenenversorgung viel 
zuwenig Augenmerk darauf gelegt, daß das Bundes-
verfassungsgerichtsurteil ein Witwerrentenurteil 
ist und die Gleichstellung des Mannes mit der Frau 
im Rentenrecht fordert. Kritisiert wurde vom Bun-
desverfassungsgericht, daß Witwen in jedem Fall 
eine Witwenrente aus der Rente ihres Ehegatten 
erhalten, Witwer aber nur dann eine Witwerrente 
aus der Rente der Ehefrau erhalten, wenn die Frau 
im Zeitpunkt des Versicherungsfalles überwiegend 
den Lebensunterhalt der Familie bestritten hat. 

(Kolb [CDU/CSU]: Dieses Urteil wollen 
aber viele vergessen!) 

Das Bundesverfassungsgerichtsurteil intendiert 
also eine Besserstellung der Witwer, ohne daß das 
Bundesverfassungsgericht Hinweise gegeben hätte, 
wie diese Besserstellung, die Witwerrentenzahlung 
also, finanziert werden soll. Die Problematik der 
Neuregelung liegt demnach eindeutig darin, daß 
eine Besserstellung der Witwer ohne zusätzliche Fi-
nanzmittel zwangsläufig andere Rentenbezieher 
bzw. Rentenanspruchsinhaber negativ tangieren 
muß. 

Die Frage war: Wer sollte Opfer zur Finanzierung 
der zusätzlichen Witwerrenten bringen? Da die Al-
terssicherung der Frauen als ohnehin verbesse-
rungswürdig und -bedürftig angesehen wurde, wa-
ren Modelle zur Neuregelung, die eine Umvertei-
lung von Rentenfinanzen von Frauen auf Männer 
beinhalteten von vornherein problembehaftet. 
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Günther 
Das von der Sachverständigenkommission erar-

beitete Modell einer 70%igen Teilhaberente mit Ga-
rantie der selbsterworbenen Ansprüche, das von al-
len Parteien letztlich akzeptiert worden war, 

(Heyenn [SPD]: War eine gute Sache!) 

war kostenneutral nicht zu realisieren. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Doch!) 

Eine 70%ige Teilhaberente wie sie nunmehr auch 
von der SPD in ihrem Reformgesetz vorgeschlagen 
wird, hätte einerseits zu einer Verschlechterung der 
Rentensituation der berufstätigen Frauen und aller 
Frauen mit Rentenansprüchen von über einem 
Drittel der Ansprüche der Ehegatten geführt, ande-
rerseits die Männer in jedem Falle begünstigt. 

In der Sachverständigenkommission und auch in 
der anschließenden Diskussion in allen Parteien 
und Fachkreisen sprach man in diesem Zusammen-
hang oft von einem notwendigen Abbau der Über-
versorgung, die man bei den berufstätigen Frauen 
entdeckt zu haben glaubte, da sie 100 % der eigen-
erworbenen Ansprüche und 60 % abgeleitete An-
sprüche aus der Rente des Mannes als Alterversor-
gung erhalten. 

(Zuruf der Abg. Frau Steinhauer [SPD]) 

Ich will hier anmerken: Die Benachteiligung der 
berufstätigen Frau in nicht zu vertretender Größen-
ordnung ist natürlich grundsätzlich ein Nachteil des 
Teilhabemodells. 

Trotz grundsätzlichen Konsenses aller Parteien 
zur 70%igen Teilhaberente wurde bald deutlich, daß 
das Modell nicht kostenneutral zu verwirklichen 
war und mit steigenden Problemen bei der Renten-
finanzierung immer weniger realisierbar wurde. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das stimmt 
doch nicht!) 

Das Modell einer 70%igen Teilhaberente würde 
nach VdR-Berechnungen im Jahre 2000 — so lange 
ist das für Rentenpolitik nicht hin — zu Mehrauf-
wendungen von 1,7 % der Rentenausgaben und da-
mit zu Beitragssatzerhöhungen führen. 

Die christlich-liberale Regierung stand nach der 
Regierungsübernahme auch hier, wie in vielen an-
deren Bereichen, meine Kolleginnen und Kollegen, 
vor einem Scherbenhaufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Jetzt kommt die 
Erblast! — Lutz [SPD]: Das ödet einen 

schon langsam an!) 

Von 1975 bis September 1982 hat es die Regierung 
Schmidt nicht fertiggebracht, wenigstens einen Ge-
setzentwurf vorzulegen. 

(Lachen bei der SPD — Zurufe von der 
SPD: Unglaublich!) 

Mit der Teilhaberente lag zwar ein Modell in der 
Schublade, das aber noch nicht voll ausgearbeitet 
war, das keine sozialpolitisch befriedigende Lösung, 
insbesondere für die Frauen, brachte und vor allen 
Dingen auch nicht kostenneutral war. 

Es galt deshalb, ein neues, weniger kostenauf-
wendiges Modell zu erarbeiten, das dem Bundesver-

fassungsgerichtsurteil gerecht und von den Betrof-
fenen akzeptiert wurde. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Von den Betrof

-

fenen? Das werden Sie noch erleben!) 

Die Bundesregierung Kohl hat bei dieser Sach-
lage das Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag entwickelt, das als kostenneutral angesehen 
werden kann. Die Hinterbliebenenrente mit Freibe-
trag sieht für Männer und Frauen als Hinterblie-
bene jeweils 60 % als Hinterbliebenenrente bei Ga-
rantie der eigenen Versichertenrente vor. Aller-
dings wird Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen 
oberhalb eines Betrages von 900 DM zuzüglich 
eventueller Kinderzuschläge von 190 DM je Kind zu 
40 % auf die hinzufließende Hinterbliebenenrente 
angerechnet. Die Dynamisierung dieser Freibe-
träge ist ebenfalls Gesetzesinhalt. 

Die eigenerworbene Rente wird also nicht ange-
tastet; nur bei Hinterbliebenenfällen, wo Erwerbs- 
und Erwerbsersatzeinkommen — z. B. Beamten-
pensionen oder Leistungen aus berufsständischen 
Versorgungswerken — vorliegen, wird nach Abzug 
des Freibetrages, eventueller Kinderzuschläge und 
eines Abschlags für Steuern und Sozialabgaben so-
wie des Anteils der Alterssicherung mit Zusatzcha-
rakter, Einkommen teilweise, nämlich zu 40% vom 
Rest, auf die Hinterbliebenenrente angerechnet. 

(Bueb [GRÜNE]: Und was ist mit den Kapi-

taleinkünften?) 

Die Anrechnung erscheint auf den ersten Blick 
sehr problematisch. Stellt man sich aber die Frage, 
wer belastet wird, so ergibt sich folgendes Bild. Nur 
10 % der künftigen Witwen mit eigenen Versicher-
tenrenten fallen unter die Anrechnung. Bei 90 % der 
künftigen Witwen — die Regelung gilt ab 1. 1. 1986 
— ändert sich gegenüber dem heutigen Stand über-
haupt nichts. Auch für Frauen, die lediglich eine 
Witwenrente beziehen, ändert sich nichts. Von der 
Anrechnung stärker betroffen werden die etwa 
220 000 erwerbstätigen Witwen. Hier kommt es bei 
70% zu einem teilweisen, in Einzelfällen völligen 
Ruhen der Witwenrente, allerdings nur so lange, 
wie sie erwerbstätig sind. 

Im Vergleich mit der Teilhaberente der SPD, wo 
eine Rentenreduzierung auf Dauer erfolgt, lebt 
nach dem Regierungsentwurf des Hinterbliebenen-
renten- und Erziehungszeiten-Gesetzes die Witwen- 
und Witwerrente wieder auf, wenn die Erwerbstä-
tigkeit entfällt. Bei 30 % der erwerbstätigen Witwen 
wird die volle Witwenrente gezahlt. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, im Gesetzge-
bungsverfahren haben die Koalitionsfraktionen die 
Wirkung der Anrechnung von Erwerbseinkommen 
auf diesen Personenkreis durch Kinderzuschläge 
von je 190 DM pro Kind noch wesentlich abgemil-
dert und damit noch sozial verträglicher gestaltet. 
Begünstigt sind durch das Hinterbliebenenrenten- 
und Erziehungszeiten-Gesetz theoretisch durch-
schnittlich 500 000 künftige Witwer. 300 000 davon 
erhalten im Durchschnitt in Zukunft Versicherten-
rente und Witwerrente, die allerdings in 77% der 
Fälle durch die vorgesehene Anrechnung voll oder 
teilweise ruht, während 23 % dieses Personenkrei- 
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ses die eigene Rente zuzüglich einer vollen Witwer-
rente beziehen werden. 

Die Verbesserung der Witwerrente entsprechend 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts erfaßt 
demnach einen relativ geringen Personenkreis. Die 
Regierung und die CDU/CSU-Fraktion haben bei 
der Erarbeitung des Konzepts der Hinterbliebenen-
rente mit Freibetrag besonders darauf geachtet, 
daß die Anrechnung, wo sie nicht zu vermeiden war, 
schonend erfolgt. Es muß darauf hingewiesen wer-
den, daß trotz gewisser Härten das Modell der Hin-
terbliebenenrente mit Freibetrag von allen disku-
tierten Modellen das frauenfreundlichste ist. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Die Teilhaberente mit 70% und erst recht die Teil-
haberente mit 65% wirken sich auf die Rentensi-
tuation der Frauen wesentlich negativer aus. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Deswegen krie-
gen sie auch nur Verschlechterungen und 

keine Verbesserungen!) 

Die Frauenverbände, zusammengefaßt im Deut-
schen Frauenrat, und auch der DGB und die DAG 
haben dem Modell der Hinterbliebenenrente mit 
Freibetrag deshalb auch entsprechend früh zuge-
stimmt und es ausdrücklich begrüßt. 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1986 in Kraft treten. 
Entsprechend sind auch nur Hinterbliebenenfälle 
nach dem 1. Januar 1986 davon betroffen. Das 
möchte ich ausdrücklich noch einmal sagen, weil es 
in der Öffentlichkeit oft falsch diskutiert wird. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Bewußt!) 

Alle laufenden Hinterbliebenenrenten — dies zur 
Beruhigung hauptsächlich der Rentnerinnen — 
bleiben von der Neuregelung völlig unberührt, es 
sei denn positiv. Durch die Anrechnung von Kin-
dererziehungszeiten kann sich nämlich für Frauen, 
die Kinder erzogen haben, eine Erhöhung der 
Rente um 25 DM pro Kind ergeben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Aber erst, wenn 
sie nach 1921 geboren sind!) 

— Ja, ich komme noch dazu, Frau Fuchs. Warten 
Sie ein bißchen ab. Seien Sie nicht so ungeduldig. — 
Voraussetzung ist allerdings, daß die Mütter am 
1. Januar 1986 noch keine 65 Jahre alt sind. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr beruhi-
gend!) 

— So sind Sie zufrieden, nicht? 

Im übrigen gibt es eine Übergangsregelung, die 
eventuelle Belastungen aus der Anrechnung erst 
allmählich eintreten läßt. Im ersten Jahr nach dem 
Tode des Ehegatten findet überhaupt keine Anrech-
nung statt. In den folgenden drei Jahren setzt die 
Einkommensberücksichtigung allmählich und in 
Stufen von 10 Prozentpunkten ein und erreicht im 
fünften Jahr nach dem Tode des Ehegatten 40%. 

Die dem Vertrauensschutz dienende Übergangs-
regelung gilt für Hinterbliebenenfälle bis zum 
Jahre 1995. Ebenfalls aus Gründen des Vertrauens-
schutzes wurde für Ältere eine weitere Übergangs-
regelung eingeführt, die den Betroffenen in den  

drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
Vorliegen bestimmter Bedingungen ein Wahlrecht 
zwischen altem und neuem Recht gewährt. 

Meine Damen und Herren, die Versicherten soll-
ten sich durch den politischen Streit und auch 
durch den Streit der betroffenen Gruppen nicht irri-
tieren lassen. Der politische Streit über das beste 
Verfahren — einerseits Teilhaberente, andererseits 
Hinterbliebenenrente mit Freibetrag — dürfte sehr 
bald nach Verabschiedung dieses Gesetzes beendet 
sein. 

(Lutz [SPD]: Wir streiten über ein schlech

-

tes Gesetz!) 

Es ist letztlich ein Streit über die Finanzierung der 
Neuregelung, oder, konkreter gesagt, ein Streit, wer 
die zusätzlichen Witwerrenten finanzieren soll. 
CDU/CSU und FDP waren gezwungen — ich 
möchte das ausdrücklich noch einmal sagen —, an-
gesichts der zukünftigen Finanzprobleme der Ren-
tenversicherung, die sich insbesondere aus der de-
mographischen Entwicklung unserer Bevölkerung 
ergeben, ein Modell zu erarbeiten, das dem Bundes-
verfassungsgerichtsurteil gerecht wird, das sozial-
politisch akzeptabel, langfristig kostenneutral und 
finanzierbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit zusätzlichen Mitteln wäre es leichter gewe-
sen, ein Modell zu erarbeiten, das dann von noch 
breiteren Kreisen akzeptiert und sicher begrüßt 
worden wäre. 

Meine Damen und Herren, wir leben in einer 
Welt der begrenzten Finanzen. 

(Lutz [SPD]: Wir leben in einer Welt der 
Beschränkheiten! — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Und der großen Schulden!) 

Deshalb war ein weniger aufwendiges, aber solides 
und praktikables Modell zu erarbeiten. Wer Geld 
für diese Reform für andere Dinge verfrühstückt 
hat, der soll sich jetzt nicht beschweren, daß kein 
Geld mehr da ist, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Aber für 

Offiziere!) 

Das sage ich besonders an die Adresse aller Versi-
cherten. 

Dabei kam es uns auch darauf an, trotz der Fessel 
der Kostenneutralität eine sozialpolitisch befriedi-
gende und von den Betroffenen akzeptierbare Re-
gelung zu realisieren. Eigene Beitragsleistungen 
und soziale Verträglichkeit waren bei diesem Ge-
setzentwurf tragende Säulen und Leitmotive unse-
res Handelns. Ich gehe davon aus, daß das Hinter-
bliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz bald 
noch größere Akzeptanz findet, als es zur Zeit nach 
dem Diskussionsstand den Anschein hat. 

(Toetemeyer [SPD]: Keine Hoffnung!) 

Selbst wenn die besonders umstrittene Berück-
sichtigung von Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkom- 
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men, wie von einigen betroffenen Verbänden ange-
droht 

(Zuruf von der SPD: Nicht nur von Verbän-
den!) 

verfassungsrechtlich in Karlsruhe überprüft wer-
den sollte, glauben wir, daß das Gesetz Bestand ha-
ben wird. Die Fraktion der CDU/CSU hält den Ge-
setzentwurf nach sorgfältiger monatelanger Prü-
fung für verfassungsgemäß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mein Kollege Seehofer wird dazu gleich noch dezi-
diert sprechen. 

Die Akzeptanz des Gesetzes wird sicher nicht zu-
letzt wegen der erstmaligen Anrechnung von Kin-
dererziehungszeiten größer sein als erwartet. 

(Bueb [GRÜNE]: Almosen! — Zuruf des 
Abg. Lutz [SPD]) 

Die Einrechnung von Kindererziehungszeiten stellt 
einen Durchbruch im Rentenrecht zugunsten der 
Familie dar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Regelung, die auf den Rentenzugang, soweit die 
Begünstigten nicht älter als 65 Jahre sind, be-
schränkt ist, mildert wieder einige Härten für 
Frauen im Hinterbliebenenrententeil des Gesetzes, 
soweit sie unter die 10 % der Betroffenen fallen. 

Die Anrechnung eines Jahres der Kindererzie-
hung ist rentenbegründend und rentensteigernd. 
Sie erfaßt nicht nur leibliche Mütter und Väter, son-
dern auch Adoptiv-, Stief- und Pflegemütter und 
-väter. 

Eine Ausweitung der Regelung auch auf den Be-
stand der Rentnerinnen des Jahrgangs 1920 und 
älterer Rentnerinnen ist aus finanziellen Gründen 
nicht möglich, meine Kolleginnen und Kollegen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Leider! — Zuruf 
des Abg. Lutz [SPD]) 

Meine Kollegen werden zu Einzelheiten gleich noch 
sprechen. 

(Zuruf des Abg. Hornung [CDU/CSU]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen; ich bin der festen Über-
zeugung, daß das Hinterbliebenenrenten- und Er-
ziehungszeiten-Gesetz jedem Vergleich mit den ent-
sprechenden Regelungen des Rentenreformgeset-
zes 1985, also des Teilhaberentenentwurfs der SPD, 
der in Wahrheit ein Anrechnungsmodell ist, stand-
hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die dort scheinbar günstigeren Regelungen für 
enige Personenkreise sind nicht finanzierbar bzw. 
die entsprechende Finanzmasse muß erst anderen 
Rentnern weggenommen werden. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Wie immer bei 
Sozis!) 

Dazu, meine Kolleginnen und Kollegen, geben wir 
uns nicht her. 

Die SPD rühmt sich schon jetzt, den Entwurf 
eines Rentenstrukturreformgesetzes — oder zumin-
dest Teile davon — vorgelegt zu haben. Sie hat 
diese Teile meines Erachtens nur deshalb vorgelegt, 
um ihr wenig kostenneutrales und deshalb nicht 
finanzierbares Teilhabemodell überhaupt einbrin-
gen zu können. Im übrigen ist das SPD-Gesetz in 
den Rentenstrukturteilen zur Zeit überhaupt nicht 
realisierbar. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wieso das denn 
nicht?) 

— Das sage ich Ihnen jetzt. Sie waren doch in der 
Anhörung anwesend, Frau Fuchs. Die Rentenversi-
cherungsträger haben in der Anhörung überein-
stimmend erklärt, daß Übergangs- und Überlei-
tungsregelungen fehlen. Das Schwierigste, was man 
in dieser Frage überhaupt regeln muß, ist im SPD-
Gesetz überhaupt nicht geregelt. Die Rentenversi-
cherungsträger haben erklärt, daß sie mindestens 
zwei Jahre Vorlauf- und Programmierzeit brauchen, 
um es überhaupt praktikabel zu machen. 

(Erneuter Zuruf der Abg. Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]) 

Für die Verabschiedung hatten Sie zehn Jahre Zeit, 
aber Sie haben nichts gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun reklamieren Sie hier die Verabschiedung. Von 
1975 bis September 1982 — auch wenn Sie das nicht 
hören wollen, halte ich Ihnen das immer wieder vor; 
genauso lange, wie wir Ihnen die Zeit vorhalten, die 
wir benötigen, um die Schulden abzubauen, die wir 
von Ihnen übernommen haben — haben Sie nicht 
einen Gesetzentwurf vorgelegt. Nun wissen Sie auf 
einmal alles besser. Woher haben Sie eigentlich die 
Weisheit in wenigen Monaten bezogen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  George [CDU/CSU]: Unsozial! Herzlos! 
— Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] 

[SPD]) 

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Bundesre-
gierung wird die Rentenstrukturprobleme in der 
nächsten Legislaturperiode gezielt angehen. Des-
halb brauchen wir heute auch keinen Entschlie-
ßungsantrag vorzulegen. Es besteht keine Eile, und 
es gibt keinen Grund für übereilte Maßnahmen. Mit 
dem Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten

-

Gesetz wird zunächst eine dringliche Problemstel-
lung gelöst. Die Regierung und die sie tragenden 
Fraktionen haben sich für das Modell der Hinter-
bliebenenrente mit Freibetrag entschieden, das we-
niger verspricht, aber mehr hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag ist praktikabel, systemkonform, führt zu so-
zialpolitisch akzeptablen Lösungen, wird dem Bun-
desverfassungsgerichtsurteil gerecht und ist finanz-
ierbar. 

(Lutz [SPD]: Das werden Sie noch 
spüren!) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

bitten heute um Zustimmung zu einem Gesetzent-
wurf, der in der breiten Bevölkerung begrüßt wird. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Über die Freude, die die Bevölkerung 
empfindet — wenn sie überhaupt Gelegenheit ge-
habt hat, sich den Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung bis jetzt anzusehen, denn der Bundestag hatte 
kaum Gelegenheit, dies zu tun, geschweige denn 
der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung —, 

(Beifall bei der SPD) 

wollen wir einmal das Urteil der Bevölkerung vor 
allem im Sommerloch, das Sie so schmerzlich er-
warten, abwarten. 

Bevor ich zur Sache komme, möchte ich vorweg 
einen kurzen Blick auf die Tagesordnung des heuti-
gen Tages richten. Da steht für Freitag unter Punkt 
19 a: „Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs ... (Hinter-
bliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz ...)". 
Unter 19b steht: „Erste Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes ... (Drittes Agrarsoziales Ergänzungsge-
setz ...)". In der verteilten Tagesordnung ist von 
dem Gesetzentwurf der SPD, der im Dezember vori-
gen Jahres als erster eingereicht worden ist, über-
haupt nicht die Rede. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unglaublich!) 

Es mag j a sein — es ist j a wohl auch so; ich habe es 
soeben gehört; der Präsident hat es aufgerufen —, 
daß dies nun geheilt worden ist, indem der Gesetz-
entwurf der SPD als Zusatzpunkt aufgerufen wor-
den ist. 

(Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört!) 

Ich finde, daß der Gesetzentwurf der SPD unter a) 
hätte aufgerufen werden müssen, weil alles andere 
gegen die Geschäftsordnung verstößt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Dieser Vorgang im Zusammenhang mit der Neu-
ordnung der Hinterbliebenenversorgung ist nicht 
der erste Fall, sondern auch bei anderer Gelegen-
heit stelle ich fest, daß es hier eine Benachteiligung 
— entweder im Rahmen der Geschäftsordnung 
oder außerhalb des Rahmens der Geschäftsordnung 
— für die Opposition dieses Hauses gibt. Dies 
möchte ich vorher einmal ganz grundsätzlich fest-
stellen. 

(Zustimmung des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

Ich komme darauf auch bei anderer Gelegenheit im 
Zuge meiner Rede noch zu sprechen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Herr Glombig, das 
lenkt von der Sache ab!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Glom-
big, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Blüm? 

Glombig (SPD): Der Abgeordnete Blüm kann 
nachher als Minister reden. Er soll sich um die Exe-
kutive und darum kümmern, wie er den Gesetzent-
wurf rechtzeitig an die Legislative weiterleitet, weil 
ich meine, daß es sonst eine Mißachtung der Legis-
lative ist. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich werde diesem Minister hier doch nicht noch ein-
mal Gelegenheit geben, sich in der Sache zu produ-
zieren. Wo kommen wir denn eigentlich hin?! 

(Hornung [CDU/CSU]: Das geht an der 
Sache vorbei! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Das kommt 10 Jahre zu spät!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Cronenberg? 

Glombig (SPD): Nur deswegen, weil er ein netter 
Mensch ist; aber von der Sache her ist es dasselbe. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Kollege 
Glombig, ich bedanke mich. Ich wollte Sie nur fra-
gen, ob Sie es nicht für sinnvoll und richtig halten, 
dem Hohen Hause auch mitzuteilen, daß wir mit 
der ersten Lesung des vorliegenden Gesetzentwurfs 
gewartet haben, bis auch der Gesetzentwurf der Op-
position vorhanden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Endlich da 
war!) 

Glombig (SPD): Herr Vizepräsident Cronenberg, 
dies ist eine Geschichtsklitterung. Wenn Sie die Da-
ten der beiden Gesetzentwürfe gegenüberstellen, 
sehen Sie, daß unser Gesetzentwurf der erste war; 
er hat eine frühere Nummer als der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung. Dies hat mir der Bundesar-
beitsminister in einem persönlichen Gespräch 
schon einmal gesagt. Sehr wahrscheinlich wollte er 
diese Frage stellen, die Sie jetzt freundlicherweise 
gestellt haben. Aber ich beantworte Sie Ihnen, vor 
allem in Ihrer Eigenschaft als Vizepräsident, beson-
ders gern, und ich bitte, die Dinge auch bei Ihnen 
endlich einmal klarzustellen und zu sagen, was den 
Tatsachen entspricht. Wir hatten unseren Gesetz-
entwurf zuerst auf dem Markt, und die Bundesre-
gierung kam danach. Das ist bei der Bundesregie-
rung zu einem Zeitpunkt geschehen, als wir vor der 
Weihnachtspause so gut wie im Aufbruch waren. 
Gleich in der ersten Sitzung des neuen Jahres ha-
ben wir mit der ersten Lesung begonnen. Das sind 
die Tatsachen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: So lange beraten Sie 
schon! — Zuruf von der CDU/CSU: Da 
kann man sehen, wie lange wir schon bera

-

ten!) 
— Herr Feilcke, ich bin versucht, Ihnen zuzurufen: 
Hoffentlich haben Sie sich mit Ihrem eigenen Ge-
setzentwurf beschäftigt! Ich befürchte, dies war 
nicht der Fall. Damit Sie wissen, was Sie verab- 
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schieden — die meisten wissen es nicht —, werde 
ich Ihnen dazu noch einiges sagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind anschei-
nend der Oberwisser!) 

— Das bin ich nicht, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Der Besserwisser!) 

aber ich bilde mir ein — es ist mir unangenehm, das 
zu sagen —, von dieser Sache etwas mehr als Sie zu 
verstehen, und deswegen erlaube ich mir auch, Sie 
darauf hinzuweisen, um was es hier eigentlich 
geht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nun hören Sie mal auf! 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung, den der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur An-
nahme empfohlen hat, ist ein Produkt abenteuerli-
cher Flickschusterei. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Bueb [GRÜNE]) 

Mit diesem Entwurf dokumentieren der Arbeitsmi-
nister und die Koalition erneut, daß sie unfähig 
sind, die Probleme der Alterssicherung voraus-
schauend zu lösen. Dabei hatten Sie, Herr Arbeits-
minister, die besten Chancen, im allgemeinen Kon-
sens eine vernünftige Reform zustande zu bringen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie hätten die Möglichkeit gehabt, gleichzeitig die 
Alterssicherung der Frauen zu verbessern und die 
Rentenversicherung für zukünftige Belastungen 
wetterfester zu machen. Sie wollten das aus partei-
politischen Gründen nicht, 

(Kolb [CDU/CSU]: Das war nicht die Auf-
gabe!) 

weil Sie nicht mit uns bestimmten Gruppen im 
Rahmen der Rentenversicherung vor der Bundes-
tagswahl 1987 Belastungen zumuten wollten. Dies 
ist der wahre Grund. 

(Hornung [CDU/CSU]: Belastungen, die 
wir übernommen haben!) 

Und dies geht auf Kosten der Rentner und der Bei-
tragszahler. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Sie konnten sich auf eine breite gesellschaftliche 
Übereinstimmung in der Befürwortung des Teilha-
bemodells stützen, wie Herr Günther ja selbst ge-
sagt hat, trotz all der verschämten Umschreibun-
gen, die er in diesem Zusammenhang gebraucht 
hat. 

Sie hatten die Chance, die konstruktive Mitarbeit 
der Opposition zu gewinnen. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Was 
ist das?) 

Denn wir als Opposition haben, anders als die CDU/ 
CSU in ihrer früheren Oppositionszeit — wenn Sie 
dies meinen —, wiederholt unsere Bereitschaft be-
kundet, im Rahmen von sozialpolitischen Reformen 
auch einzelne Besitzstände zu überprüfen, wenn da

-

durch der Sozialstaat insgesamt gerechter und dau-
erhafter finanzierbar gemacht wird. Ich selbst habe 
bereits im August 1982 — zur Zeit der soziallibera-
len Koalition, Herr Kollege Cronenberg; ich erin-
nere Sie daran — in meiner damaligen Eigenschaft 
als Arbeitskreisvorsitzender der SPD meine grund-
sätzliche Bereitschaft dazu erklärt. Seit der soge-
nannten Wende haben wir der Bundesregierung 
wiederholt unsere Kooperationsbereitschaft signa-
lisiert, obwohl wir wußten, daß umfassende Refor-
men in der Rentenversicherung keineswegs nur 
aus Leistungsverbesserungen bestehen können. 

Wir sind als Oppositionsfraktion sogar in Vorlei-
stung getreten und haben einen eigenen Gesetzent-
wurf vorgelegt, der zwar erhebliche Verbesserun-
gen für Frauen enthält, aber auch Umschichtungen 
innerhalb des Rentenrechts und eine neue Renten-
formel, die unter bestimmten Umständen zu einer 
Verminderung des Rentenanstiegs führt. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Und 
Übergangsregelungen vermeidet!) 

— Darauf komme ich noch. Dies hat damit im Au-
genblick überhaupt nichts zu tun. 

Ich wollte Ihnen sagen, daß dies keineswegs po-
pulär ist, schon gar nicht für die SPD-Bundestags-
fraktion. Aber, Sie haben doch den Mut zur Unpo-
pularität in diesem Punkt nicht aufgebracht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben bewiesen, daß wir zu konstruktiver Zu-
sammenarbeit bereit sind, und gezeigt, wie man 
auch unter schwierigen ökonomischen Rahmenbe-
dingungen eine Rentenpolitik machen kann, die so-
zial gerecht, langfristig angelegt und finanzierbar 
ist. 

Die Chancen für eine vernünftige Lösung im 
Konsens haben Sie, Herr Arbeitsminister, leichtsin-
nig und — ich setze hinzu — arrogant verspielt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben immer nur von Gemeinsamkeit geredet, 
aber sie in Wirklichkeit nicht ernsthaft gewollt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Ihnen lag immer nur daran, Ihre eilig zusammenge-
stoppelten Gesetzentwürfe innerhalb eines vorge-
gebenen Zeitraums durchzupeitschen, nicht nur ge-
gen die Opposition, sondern auch gegen den Rat 
vieler Fachleute aus dem konservativen Lager. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben einen Arbeitsminister, 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Der 
arbeitet!) 

den eigentlich nichts anderes mehr interessiert als 
sein Terminplan. Er versucht nur noch, seine Ge-
setzentwürfe in einem solchen Eiltempo durchzu-
bringen, daß von vornherein keiner der Abgeordne-
ten, was ich ja aus den Zwischenrufen merke, vor 
allem kein Abgeordneter der CDU/CSU- und der 
FDP-Fraktion eine Chance hat, darüber nachzuden-
ken, was er beschließt und wofür er letztlich die 
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Verantwortung vor seinen Wählern zu übernehmen 
hat. 

(Beifall bei der SPD — Dr. George [CDU/ 
CSU]: Ganz so dumm sind wir auch nicht! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich spreche nicht über Ihre Dummheit. Das müs-
sen wir außerhalb dieses Plenums machen. Das 
wäre ja unparlamentarisch. Ich sage mit allem 
Nachdruck 

(Feilcke [CDU/CSU]: Und in aller Beschei-
denheit!) 

— und ich weiß als Vorsitzender des federführen-
den Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, wo-
von ich rede —: 

(Günther [CDU/CSU]: Das scheint nicht 
der Fall zu sein!) 

Die Art und Weise, wie der Minister, die Bundesre-
gierung und die Ministerialbürokratie — ich füge 
dies hinzu, so schwer es mir auch fällt — das Parla-
ment bei der Beratung der hier vorliegenden Ge-
setzentwürfe unter Druck gesetzt haben, ist eines 
frei gewählten Parlaments unwürdig 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

und ein Skandal. Ein Trauerspiel ist es auch, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie ihr uns be-
handelt habt!) 

wie sich die Kollegen aus der CDU/CSU- und der 
FDP-Fraktion im Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung dem Druck, den Regierungsentwurf durch-
zupeitschen, willenlos gebeugt haben, statt ihre ver-
fassungsmäßigen Rechte und Pflichten als Abge-
ordnete wahrzunehmen 

(Zuruf von der FDP: Das ist unerhört!) 

und zusammen mit den Oppositionsabgeordneten 
dafür zu sorgen, daß ausreichend Zeit für eine qua-
litative Beratung zur Verfügung steht. — Wenn da 
jemand ruft: „Unerhört!", dann sagt er dies wider 
besseres Wissen, oder er hat überhaupt keine Ah-
nung, weil er nicht an den Beratungen teilgenom-
men hat. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wie Frau Fuchs zum Beispiel! — Wei-
tere Zurufe von der CDU/CSU und der 

FDP) 

Die parlamentarische Beratung der beiden Ge-
setzentwürfe, über die heute zu entscheiden ist, war 
absolut unzureichend. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt nicht!) 

Trotz der drei Sondersitzungen des Ausschusses 
zur Rentenreform, die gegen das Votum der SPD-
Bundestagsfraktion — das hat ja heute morgen in 
einem anderen Zusammenhang schon einmal eine 
Rolle gespielt — aus rein parteipolitischen Gründen 
beantragt und genehmigt worden sind, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Arbeitseifer war 
das!) 

standen für die Beratung der außerordentlich kom-
plizierten Fragen der Rentenreform insgesamt nur 
fünf Sitzungstage zur Verfügung. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Präsidenten

-

schelte!) 

— Das können Sie so auslegen, wie Sie wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Tun wir auch!) 

Meine Meinung dem Präsidenten gegenüber habe 
ich in aller Deutlichkeit gesagt. Ich bedaure, daß 
meine sachlichen Argumente nicht berücksichtigt 
worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies werde ich hier im Plenum wohl auch zum Aus-
druck bringen können, denn Sie rügen mich doch 
auch im Ausschuß. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

Im Ausschuß hätte ich doch eine ähnliche Stellung 
wie der Präsident. Davor scheuen Sie nicht zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Glom-
big, ich muß den Vorwurf der parteipolitischen Ge-
nehmigung zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kuhlwein 
[SPD]: Hauptsache, das steht im Proto-

koll!) 

Glombig (SPD): Ich nehme dies zur Kenntnis. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie werden mich gar nicht irreführen. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie können mich ruhig 
rügen!) 

Zum Vergleich: Beim Rentenreformgesetz 1972 
wurden nicht weniger als 18 Sitzungstage benötigt. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Dr. George 
[CDU/CSU]: Weil alles so dumm und kun

-

terbunt war!) 

— Ach, reden Sie doch nicht. Sie sind doch selbst 
gegen dieses Gesetz. Nun tun Sie doch nicht so, als 
wären Sie dafür. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Sie hätten doch dafür sorgen müssen, daß dies ver-
hindert wird, vor allem Sie hätten dafür sorgen 
müssen! Wenn sie sich zurückgehalten hätten, dann 
hätte ich davor Respekt. Ich finde es nicht in Ord-
nung, daß Sie hier solche Zwischenrufe machen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Der Arbeitsminister und die Koalitionsfraktionen 
haben es soweit gebracht, daß die Bürger nicht 
mehr damit rechnen können, daß die zu verabschie-
dende Gesetzesvorlage — vom sozialpolitischen In-
halt einmal ganz abgesehen — wenigstens fachlich 
fehlerfrei formuliert ist. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Keiner kann garantieren, daß dieses Gesetz, das 
heute verabschiedet werden soll, keine Pannen und 
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unvorhergesehene, nicht beabsichtigte Auswirkun-
gen enthält. 

(Lutz [SPD]: Das ist schludrig!) 

Ich sage: Das Tempo, das die Koalitionsmehrheit 
bei der Beratung dieser Gesetzentwürfe auf Kosten 
der Qualität vorgelegt hat, war überhaupt nicht aus 
der Sache heraus begründet 

(Kolb [CDU/CSU]: Weil ihr jahrelang 
nichts getan habt! — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Wir müssen jetzt die ganze 
Zeit aufholen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— dies hat nichts mit der Qualität der Beratung im 
Ausschuß zu tun —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich! — 
Kolb  [CDU/CSU]: Ihr habt zu lange nichts 

getan!) 

sondern hatte einzig und allein parteipolitische Mo-
tive. Es ist ja sogar von seiten der Koalition, vom 
Bundesarbeitsminister, in Gesprächen, die wir ge-
führt haben, unbestritten geblieben, es ist auch aus-
drücklich anerkannt worden, sogar im Ausschuß 
von seiten der Koalition — das können Sie doch 
heute nicht bestreiten! —: Es gibt keinerlei verfas-
sungsrechtliche Notwendigkeit, die Neuregelung 
der Hinterbliebenenversorgung unbedingt zum 
1. Januar 1986 in Kraft zu setzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann wartet 
noch zehn Jahre!) 

Es ist ein reines Märchen, wenn behauptet wird, 
das Bundesverfassungsgericht habe das Parlament 
zur Einhaltung eines fixierten Datums verpflichtet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das steht doch 
drin!) 

Nach dem Urteil der Verfassungsrechtler hätte es 
vollkommen ausgereicht, wenn der Bundestag zu 
irgendeinem Datum, 

(Hornung [CDU/CSU]: Nach zehn Jahren!) 

allerdings noch vor Ablauf der jetzigen Wahlpe-
riode — das ist das Entscheidende —, die Neuord-
nung der Hinterbliebenenversorgung beschlossen 
hätte. Das Gesetz hätte z. B. auch zum 1. April 1986 
in Kraft treten können. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wäre dies nicht ein Angebot gewesen? — Dies ha-
ben wir gemacht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Wahrheit ist, daß der Bundeskanzler im Rah-
men seiner sogenannten Richtlinienkompetenz un-
bedingt die Verabschiedung des Gesetzes noch vor 
dem von ihm so gefürchteten „Sommerloch" gewollt 
hat, einer Richtlinienkompetenz, die er in seinem 
eigenen Kabinett nicht durchsetzen kann und die 
gegenüber dem Parlament eine reine Anmaßung 
ist. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Am Ende eines derart unwürdigen und miserab-
len Gesetzgebungsverfahrens muß schließlich auch 
ein rundum mißglücktes Gesetz herauskommen. 

(Lutz [SPD]: So ist es!) 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Neure-
gelung der Hinterbliebenenversorgung, den die 
Mehrheit heute verabschieden will, ist auch nach 
den Änderungen, die von den Koalitionsfraktionen 
im Ausschuß vorgenommen worden sind, eine er-
bärmliche Flickschusterei. Er trägt dem Reformbe-
darf in keiner Weise Rechnung und schafft nur 
neue Ungerechtigkeiten. 

Sie, Herr Arbeitsminister, haben meines Erach-
tens in der Rentenpolitik drei schwere Fehler ge-
macht, von denen ich sicher bin, daß Sie sie noch 
bitter bereuen werden. 

Der erste Fehler war die Kürzung der Renten-
versicherungsbeiträge der Bundesanstalt für Arbeit 
um mehr als die Hälfte. Sie haben zugelassen, daß 
sich der Bundeshaushalt in der Zeit von 1983 bis 
1985 um beinahe 15 Milliarden DM aus den Renten-
kassen bedient hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Da finde ich es unerhört, was in diesem Zusammen-
hang von Herrn Günther hier zu hören war. 

Der zweite Fehler war, daß Sie trotz der eindring-
lichen Forderungen der gesamten Selbstverwaltung 
in der Rentenversicherung nicht den Mut und die 
Kraft gehabt haben, diesen Fehler rückgängig zu 
machen. Deshalb waren Sie gezwungen — um noch 
einmal auf Herrn Günther zurückzukommen, der 
wohl gar nicht begriffen hat, welche Zusammen-
hänge hier wirklich bestehen — — 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

- Ach, seien Sie doch ruhig! Ihre Empfindlichkeit 
können Sie sich schenken. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb waren Sie gezwungen — Herr Jagoda, ha

-

ben Sie doch auch einmal den Mut, das zuzugeben 
—, insgesamt viermal innerhalb von zweieinhalb 
Jahren am Rentenwerk herumzureparieren. 

(Beifall bei der SPD — Jagoda [CDU/CSU]: 
Seien Sie nicht so arrogant! Unverschämt, 
so etwas! — Weitere lebhafte Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Ihre Schreierei nützt da auch nichts. — Sie muß-
ten das Rentenniveau um mehr als 8 % gegenüber 
dem früheren Rechtszustand absenken. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Noch nie war das 
Rentenniveau so hoch wie heute! — Wei

-

tere lebhafte Zurufe von der CDU/CSU — 
Glocke des Präsidenten) 

— Ich danke Ihnen, daß Herr Jagoda ein bißchen 
gebremst wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Er soll sachlich sein, der 
Kollege! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
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— Ich stehe hier am Rednerpult, und da kann ich 
schreien, soviel ich will. Ob Sie das können, weiß ich 
nicht. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Kolb [CDU/CSU]: Aber bei 
der Wahrheit bleiben! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wo kann man Sie denn leiser-

stellen?) 

Sie mußten nicht weniger als viermal die Versi-
cherungsbeiträge erhöhen. Trotzdem müssen Sie 
die Renten auch in diesem Jahr zeitweise auf Kre-
dit finanzieren. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

In der 15-Jahres-Rechnung bis 1998 zeigt sich schon 
wieder ein Fehlbetrag in der Größenordnung von 
sage und schreibe etwa 150 Milliarden DM. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist die Erblast! 
— Kolb [CDU/CSU]: Ihr habt Vermögen 
verplempert! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Ich will Ihnen dazu einmal folgendes sagen. 
Wenn Sie von Erblast reden, dann, so meine ich, ist 
eine Rücklage von 20 Milliarden DM, die Sie 1982 
von uns übernommen haben, besser als die Rückla-
ge, die heute nur noch 10 weniger als 10 Milliarden 
DM beträgt und, die Sie uns demnächst überlassen 
werden. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
70 Milliarden DM habt Ihr verjubelt!) 

— Das kann doch alles nicht wahr sein. 

Der dritte Fehler war, daß Sie die Neuordnung 
der Hinterbliebenenversorgung von der allseits ge-
forderten Strukturreform der Rentenversicherung 
abgekoppelt haben. Damit haben Sie sich selber 
zum Gefangenen der Kostenneutralität gemacht. 
Das Wort von der Kostenneutralität ist eine Schi-
märe. In dem Sinne, wie es Herr Günther gebraucht 
hat, erscheint es nicht einmal im Kommissionsbe-
richt 1984, dem Sie doch zugestimmt haben 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

bzw. Frau Verhülsdonk, die damals Mitglied der 
CDU/CSU in dieser Kommission gewesen ist. Sie 
haben sich selber zum Gefangenen der Kostenneu-
tralität gemacht, weil Sie darauf verzichten mußten, 
die für eine echte Reform der Alterssicherung der 
Frau notwendigen Finanzierungsmittel durch Um-
schichtungen im Rentenrecht zu beschaffen. Oder 
ist es vernünftig, ist es gerecht, daß diejenigen, die 
jahrelang studieren, eine Ausfallzeit zu 90% zuge-
standen bekommen, die von den Arbeitnehmern 
mit ihren Beiträgen zu bezahlen ist? Sie selber ha-
ben doch vor, dies zu ändern, aber im Gegensatz zu 
uns wiederum nicht den Mut, dies hier zu beken-
nen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Seit wann gibt es denn dies, Herr Kollege?! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das hat Sie dann dazu gezwungen, den gesellschaft-
lichen Konsens über die Teilhaberente aufzukündi-
gen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Seit wann gilt denn 
das?) 

Deshalb mußten Sie ein Modell präsentieren, das 
für keine einzige Frau eine Verbesserung der Wit-
wenversorgung bringt, sondern nur für Männer von 
Vorteil sein wird. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es! — Hor

-

nung [CDU/CSU]: Das stimmt nicht! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, so ist es. 

Das, was Herr Günther gesagt hat, sollten Sie 
sich auf Grund des Protokolls noch einmal genau 
ansehen. Ich weiß nicht, wer ihm das aufgeschrie-
ben hat. Aber das kann j a wohl nicht wahr sein, was 
ich da eben von Herrn Günther gehört habe. 

Diese drei Kardinalfehler des Arbeitsministers 
führten zu einer Rentenpolitik, die — wie wir heute 
wissen — einen Scherbenhaufen zurückläßt, und 
zwar einen ganz anderen als den, von dem Herr 
Günther gesprochen hat. 

Auf diesem Scherbenhaufen landen nicht zuletzt 
Ihre eigenen Prinzipien Herr Bundesarbeitsmini-
ster, mit denen Sie früher einmal als Oppositionsab-
geordneter und als Bundesvorsitzender der Sozial-
ausschüsse angetreten sind. 

Auf dem Scherbenhaufen Ihrer Politik landet das 
Versicherungsprinzip, das klare und verläßliche 
Verhältnis von Leistung und Gegenleistung. Wir ha-
ben noch alle Ihre flotten Sprüche im Ohr, daß die 
Rente kein Almosen, sondern ein Lohn im Alter für 
die erbrachte Lebensleistung sei. Jetzt gehen Sie 
als derjenige Arbeitsminister in die Geschichte ein, 
der das Bedürftigkeitsprinzip in die Sozialversiche-
rung eingeführt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies hätten wir uns als Sozialdemokraten einmal 
erlauben sollen. Es ist uns auch — und zwar völlig 
unbegründet — immer der Vorwurf gemacht wor-
den, wir wären die Systemüberwinder. Es gibt keine 
größeren Systemüberwinder als die Abgeordneten 
die auf dieser, der rechten Seite des Hauses sitzen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Er verspielt seinen guten Ruf! — 
Feilcke [CDU/CSU]: Herr Glombig zeigt 
auf die Mitte und spricht von „rechts"! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das fängt mit der Hinterbliebenenrente an und 
wird mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich-
keit trotz gegenteiliger Beteuerungen damit enden, 
daß auch aus der Versichertenrente eines Tages 
eine Bedürftigkeitsrente wird. Nicht umsonst ist ja 
in den schriftlichen Bericht auf Verlangen der Ko-
alition hineingeschrieben worden, dies solle nur für 
die Hinterbliebenenrente gelten. Ein frommer 
Wunsch! Ich möchte mit Ihnen beten, daß das nicht 
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auf die Versichertenrente übertragen wird. Ich habe 
keine große Hoffnung. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
[FDP]) 

— So stark sind Sie j a nun auch wieder nicht. Es ist 
j a gestern erst gesagt worden, daß Sie über 5% sind 
und vier Minister haben, aber damit ist es auch vor-
bei. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Überheblich und arrogant!) 

Auf der Strecke bleiben bei Ihrer Politik gerade 
diejenigen Frauen, die Sie, bevor Sie Arbeitsmini-
ster wurden, mit dem Schlagwort von der neuen 
Mütterlichkeit ködern wollten. Gerade die nicht be-
rufstätigen Frauen, die Ihnen doch angeblich im-
mer besonders am Herzen gelegen haben, gehen 
bei Ihnen leer aus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Ihnen schon 
immer!) 

Sie verweigern den Hausfrauen, die meistens auch 
einmal Arbeitnehmerinnen waren, im Hinterbliebe-
nenfall eine gerechte Teilhabe an den Rentenan-
wartschaften ihrer Männer. Dabei haben doch diese 
Frauen mit ihrer Erziehungs- und Hausarbeit die 
Berufstätigkeit ihrer Männer mit ermöglicht. 

(Kolb [CDU/CSU] : Dafür habt ihr nie et-
was getan!) 

Warum mißachten Sie, Herr Bundesarbeitsmini-
ster, die allgemeine und früher auch von Ihnen ge-
teilte Erkenntnis, daß die Rentenanwartschaften ei-
nes Ehepaares letztlich das Ergebnis der gemeinsa-
men Lebensleistung beider Ehegatten sind? 

Auf dem Scherbenhaufen Ihrer Politik landen 
insbesondere die Versprechungen, die Sie gerade 
den älteren Frauen gemacht haben. Den heutigen 
Rentnerinnen verweigern Sie sogar kaltherzig die 
Anerkennung auch nur eines Kindererziehungsjah-
res. 

(Hornung [CDU/CSU]: Von dem Sie seit 
1972 reden! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Diese Frauen müssen jetzt erkennen, daß für sie die 
„neue Mütterlichkeit" eines Arbeitsministers Blüm 
offenbar nur ein Scherz gewesen ist, 

(Beifall bei der SPD) 

obwohl ihnen zur Oppositionszeit von der CDU/ 
CSU bedeutend mehr als ein Kindererziehungsjahr 
versprochen worden war. Ich hoffe, sie erinnern 
sich daran. 

Der Bundesarbeitsminister hat sogar von dieser 
Stelle aus die Geschmacklosigkeit besessen, an die 
Rentnerinnen zu appellieren, auf das Kindererzie-
hungsjahr zu verzichten. Zu gleicher Zeit hat er 
Milliardengeschenken an Landwirte, Unternehmer 
und Offiziere zugestimmt. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf der Strecke bleibt bei der Rentenpolitik des 
Bundesarbeitsministers auch der Respekt vor der 
Verfassung und dem Bundesverfassungsgericht. Es  

ist ein einmaliger Vorgang, daß ein Gesetzentwurf, 
gegen den derart massive verfassungsrechtliche 
Bedenken geäußert werden, unberührt und prak-
tisch ohne jede Änderung von Gewicht verabschie-
det werden soll. Von sieben Verfassungsrechtlern, 
die in der öffentlichen Informationssitzung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zu Wort 
kamen, waren vier der Meinung, daß der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung schon vom Ansatz her 
wegen der Anrechnung von Einkommen auf die 
Hinterbliebenenrenten mit  Art. 3 und Art. 14 des 
Grundgesetzes unvereinbar sei. Weitere zwei Sach-
verständige haben immerhin an wichtigen Details 
Kritik geübt. Noch nicht einmal diese Detailkritik 
ist in den Änderungen, die die Koalitionsfraktionen 
im Ausschuß vorgenommen haben, berücksichtigt 
worden. Wenn unter diesen Umständen ein Gesetz 
im Eiltempo verabschiedet wird, so kann man dies 
nur als unverantwortliches Pokerspiel mit der Ver-
fassung bezeichnen, 

(Beifall bei der SPD) 

zumal in wenigen Wochen ein neues Grundsatzur-
teil des Bundesverfassungsgerichts erwartet wird, 
von dem verfassungsrechtliche Aufschlüsse über 
den Eigentumsschutz der Renten ausgehen können. 
Hätte man nur weinige Wochen mit der Entschei-
dung gewartet, so hätte man möglicherweise Klar-
heit darüber bekommen, ob die verfassungsrechtli-
chen Bedenken gegen das Anrechnungsmodell der 
Bundesregierung, das in verschämter und irrefüh-
render Weise als „Hinterbliebenenrentenmodell mit 
Freibetrag" bezeichnet wird, begründet oder unbe-
gründet sind. Daß man diese Chance zu verfas-
sungsrechtlicher Klärung nicht genutzt und das Ge-
setz aus rein parteipolitischen Gründen noch vor 
der Sommerpause verabschieden will, verrät 
schlechte politische Manieren und mangelnden Re-
spekt vor dem Bundesverfassungsgericht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme zum Schluß, Herr Präsident. Die Neu-
ordnung der Hinterbliebenenversorgung, auf die 
alle so große Hoffnung gesetzt haben, ist nun wohl 
in die Hände dieser Mehrheit gegeben. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Zur Sache hat er 
nichts gesagt!) 

— Ich habe zur Sache viel gesagt, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber nichts Zutref

-

fendes!) 

aber Sie haben nicht zugehört. 

Damit wird dieser Tag als ein schwarzer Tag in 
die Geschichte der deutschen Sozialversicherung 
eingehen, zum Nachteil der Rentner und Versicher-
ten, insbesondere aber zum Nachteil der Frauen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich das Wort weitergebe, darf ich, Herr 
Abgeordneter Glombig, auf Ihre kritischen Anmer-
kungen, was die Reihenfolge der Tagesordnung be-
trifft, zurückkommen. Wie Sie wissen, wird die Ta-
gesordnung einvernehmlich im Ältestenrat festge-
legt. Ich habe inzwischen nachprüfen lassen, daß es 
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keinen Antrag Ihrer Fraktion auf eine andere Rei-
henfolge der zur Beratung anstehenden Punkte ge-
geben hat. Deswegen ist in der Weise verfahren 
worden, wie dies in diesem Hause seit 1949 üblich 
war. Ich muß deswegen Ihre Kritik insoweit zurück-
weisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dr. Adam-
Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Glombig, ich fühle mich ja richtig gebeugt, seit-
dem Sie uns zum willenlosen Wesen der Regierung 
gemacht haben. Ich meine, Sie müßten dies aus der 
Ausschußarbeit eigentlich besser wissen. Ich hätte 
es begrüßt, wenn Sie hier deutlich gemacht hätten, 
daß es nicht so ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich finde, wir haben im Ausschuß hart gearbeitet, 
wir haben vor allen Dingen unter einem fleißigen 
Vorsitzenden hart gearbeitet. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Vor allem in Ge-
schäftsordnungsdebatten!) 

— Wir haben uns mit vielen Geschäftsordnungsan-
trägen des Kollegen Lutz auseinanderzusetzen ge-
habt, wir haben viele Provokationen des Kollegen 
Lutz zu ertragen gehabt. Das alles machte nicht 
immer den Eindruck, als würde die Arbeit mit Wil-
len befördert, sondern viel häufiger den Eindruck, 
als würde die Arbeit nicht mit Willen befördert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Feilcke [CDU/CSU]: Weil die SPD zur 

Sache nichts zu sagen hatte!) 

Aber wir haben es geschafft. Dafür danke ich ich 
auch Ihnen, Herr Kollege Glombig, als Vorsitzen-
dem des Ausschusses. 

Meine Damen und Herren, die Koalitionsfraktio-
nen haben sich für das Modell der Hinterbliebenen-
rente mit Freibetrag entschieden, um den Auftrag 
des Bundesverfassungsgerichts zur Neuordnung 
der Hinterbliebenenversorgung zu erfüllen. Die 
Einzelheiten des Modells hat der Kollege Günther 
j a bereits dargelegt. 

So kurz vor der Sommerpause werden überall im 
Lande Zeugnisse verteilt. Deshalb sollte man viel-
leicht auch einmal mit einer Bewertung an das her-
angehen, was wir da gemacht haben, und sich noch 
einmal vor Augen führen, welchen Schwierigkeiten, 
welchen unterschiedlichen Anforderungen wir uns 
gegenübersahen. Wir hatten nicht nur die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts, sondern wir hatten 
auch die langfristige Situation der Rentenversiche-
rung zu beachten. Und wir hatten natürlich dafür zu 
sorgen, daß die Erwartungen, die seit 1979 von allen 
Seiten dieses Hauses in der Bevölkerung geweckt 
worden sind, zumindest in etwa mit dem Ergebnis 
in Einklang stehen. Wenn ich mir dieses Dreieck 
der Zwänge betrachte, dann muß ich sagen: Das,  

was wir gemacht haben, verdient die Note ausrei-
chend. 

(Toetemeyer [SPD]: Nein, noch weniger! — 
Lohmann [Lüdenscheid]: [CDU/CSU]: Ein 
bißchen besser ist das schon! Also sagen 

wir 3 + !) 

In Abwandlung eines Churchill-Wortes, daß die De-
mokratie die schlechteste aller Staatsformen sei — 
mit Ausnahme aller anderen —, hat der Vorsitzende 
des Sozialbeirates diesen Gesetzentwurf mit den 
Worten charakterisiert: Ich sehe keine bessere Lö-
sung als diese schlechte, also auch nicht die Lösung, 
die Sie, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, vorschlagen. Er hat ausdrücklich gesagt, daß 
er unsere Lösung als annehmbarer bewertet als die 
Lösung der SPD. 

In diesem Zusammenhang muß auch an die Er-
klärungen der DAG und des DGB erinnert werden, 
die zu der Feststellung kommen, daß dem Modell 
der Bundesregierung unter pragmatischen Ge-
sichtspunkten der Vorzug zu geben ist, weil es vor 
allem der Prämisse, daß keine gravierenden Ver-
schlechterungen für schutzbedürftige Personen-
kreise eintreten sollen, stärker Rechnung trägt als 
ein anderes Modell. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Auch der Deutsche Frauenrat kommentiert den 
Gesetzentwurf mit folgenden Worten: 

Der deutsche Frauenrat stimmt — wenn auch 
nicht mit fliegenden Fahnen und mit großer 
Begeisterung — dem Anrechnungsmodell als 
dem weniger frauenunfreundlichen Modell zu. 

(Beifall bei der FDP) 

Insofern kommt der Deutsche Frauenrat zu einer 
anderen Bewertung, als Sie, Herr Kollege Glombig, 
sie gerade vorgenommen haben. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Es gibt also keine überschäumende Begeisterung. 
Aber das, was jetzt folgen muß, ist eben eine sach-
gerechte Bewertung auch in der Öffentlichkeit. 

Meine Damen und Herren, den Freien Demokra-
ten ist es nicht leichtgefallen — im Gegenteil, es ist 
uns schwergefallen —, von dem auch von uns zu-
nächst beschlossenen Modell einer 70 %igen Teilha-
berente Abschied zu nehmen. Wir sind ja die ersten 
gewesen, die dieses Teilhabemodell mit den pro-
grammatischen Beschlüssen zur Alterssicherung 
1979 auf ihre Fahnen geschrieben haben. Aber wir 
haben einsehen müssen, daß dieses Modell kosten-
neutral nicht zu verwirklichen ist. Wir haben einse-
hen müssen, daß ein kostenneutraler Teilhabesatz 
so gravierende Nachteile, vor allen Dingen für be-
rufstätige Frauen, bringen würde, daß wir uns auf 
diesem Hintergrund entschlossen haben, das Mo-
dell der Hinterbliebenenrente mit Freibetrag mitzu-
tragen. 

Für die FDP-Bundestagsfraktion sind für die Be-
ratung dieses Gesetzentwurfs und für die Verab-
schiedung folgende sechs Punkte entscheidend: 
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Erstens. Die Gleichbehandlung von Männern 

und Frauen wird — entsprechend der Forderung 
des Bundesverfassungsgerichts — verwirklicht. 

Zweitens. Eine möglichst weitgehende Kosten-
neutralität bei der Regelung der Hinterbliebenen-
versorgung ist sichergestellt. Denn zusätzliche Be-
lastungen kann diese Rentenversicherung wirklich 
nicht mehr verkraften. 

Drittens. Die Einführung von Kindererziehungs-
zeiten in der Rentenversicherung wird für die Zu-
kunft festgeschrieben. 

Viertens. Die Finanzierung dieser Kindererzie-
hungszeiten muß aus dem Bundeshaushalt erfol-
gen, weil es sich hierbei um eine Maßnahme des 
Familienlastenausgleichs handelt, die man nicht 
der Versichertengemeinschaft aufbürden kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Fünftens. Wir brauchen eine systematisch ausrei-
chende Abgrenzung der anzurechnenden Einkom-
men, die dafür sorgt, daß die drei Säulen unserer 
Alterssicherung erhalten bleiben: die gesetzliche 
Rentenversicherung, ergänzt durch die betriebliche 
Altersversorgung und — darüber hinaus — durch 
eine Eigenvorsorge, über die jeder für sich selbst 
entscheiden kann. 

Sechstens. Wir wollen, daß die unterschiedlichen 
Funktionen von Versicherten- und Hinterbliebe-
nenrente auch für die Zukunft festgeschrieben 
sind. 

All dies sehen wir mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf verwirklicht, und deshalb werden wir die-
sem Gesetz zustimmen. 

In der Diskussion der letzten Monate hat das 
SPD-Modell einer Teilhaberente mit einem Teilha-
besatz von 70 % überhaupt keine Rolle mehr ge-
spielt. Das ist, so glaube ich, auch verständlich, 
denn der SPD-Gesetzentwurf ist nicht kostenneu-
tral, und auf dem Hintergrund auch dessen, was Sie, 
Herr Kollege Glombig, über die finanzielle Situa-
tion der Rentenversicherung gesagt haben, scheint 
es mir nicht tragbar zu sein, weiter darauf zu beste-
hen, der Rentenversicherung zusätzliche Belastun-
gen aufzubürden. 

Zum anderen schlagen die Elemente, die von Ih-
nen zum Ausgleich der Kosten vorgetragen werden, 
kurzfristig in der Rentenversicherung nicht positiv 
zu Buche, das heißt, das, was als finanzieller Aus-
gleich vorgesehen wird, ist, wenn überhaupt, erst 
langfristig realisierbar und möglicherweise nicht 
mit den Beträgen, die Sie errechnet haben. 

(Lutz [SPD]: Kein Experte hat unsere Be-
rechnungen bezweifelt!) 

Hinzu kommt, meine Damen und Herren, daß in 
dem SPD-Modell Frauen schlechter behandelt wer-
den als in dem Regierungsmodell. 

(Bueb [GRÜNE]: Und was macht ihr mit 
den alten Frauen?) 

Nach dem SPD-Modell sind all die Frauen, deren 
eigene Altersrente mehr als ein Drittel der Mannes

-

rente beträgt, schlechter gestellt als im geltenden 
Recht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Außerdem erfolgt nach dem SPD-Modell auch 
schon bei kleinsten eigenen Renten eine Anrech-
nung, wenn Mann und Frau in etwa Altersrenten in 
der gleichen Höhe haben. Dies kann ich nicht als 
eine sehr frauenfreundliche Regelung betrachten, 
und ich muß Ihnen sagen: Auch deshalb habe ich — 
wahrscheinlich leichter als viele meiner Kollegen 
— Abstand vom Teilhabemodell genommen, das 
auch wir zunächst favorisiert hatten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da ist die SPD 
stumm!) 

Im SPD-Modell wird außerdem nicht geregelt, 
wie denn der Übergang vom alten zum neuen Recht 
auszusehen habe. Schon das macht diesen Entwurf 
angreifbar und eigentlich nicht verabschiedungs-
würdig. 

Richtig ist, daß in dem SPD-Entwurf ein paar Ele-
mente für die Strukturreform, die wir ja auch in 
Angriff nehmen müssen, enthalten sind, die durch-
aus diskutabel sind. 

Aber, Herr Kollege Glombig, eines möchte ich 
nun wirklich zurückweisen, nämlich die Behaup-
tung, wir seien nicht bereit gewesen, in Fragen des 
Rentenrechts mit der SPD zusammenzuarbeiten. 
Die Tatsache, daß wir die Reform der Hinterbliebe-
nenrenten jetzt verabschieden wollen, hat natürlich 
auch damit zu tun, daß nichts dauerhafter ist als 
eine Übergangsregelung; das „Provisorium Bonn" 
zeigt das. Wenn wir uns jetzt, wie Sie es vorgeschla-
gen haben, für eine bis zur Strukturreform geltende 
Übergangslösung hätten gewinnen lassen, hätte 
man also mit ziemlicher Sicherheit davon ausgehen 
können, daß sich diese Übergangsregelung mit den 
zu erwartenden Schwierigkeiten und Problemen zu 
einer Dauerlösung ausgewachsen hätte. 

Meine Damen und Herren, all dies hat uns dazu 
geführt, den jetzt vorliegenden Entwurf mit zu ver-
abschieden. 

Ein Teil der in der Öffentlichkeit und in Anhörun-
gen gegenüber dem Entwurf der Bundesregierung 
geäußerten Besorgnisse gilt der Befürchtung, hier 
würden Weichenstellungen auch für die Versicher-
tenrente getroffen. Diese Befürchtungen waren für 
uns Gegenstand ausführlicher Diskussionen, denn 
wir kennen ja die Neigung vieler Finanzminister, 
sich immer wieder neue Dinge auszudenken, um 
ihre eigenen Kassen zu füllen. Wir wissen außer-
dem, daß etwas dran ist an dem, was man so land-
läufig sagt, daß nämlich bei Gott, auf hoher See und 
vor deutschen Gerichten alles möglich ist. 

(Seiters [CDU/CSU]: Siehe Frankfurt!  — 
Dr.  George [CDU/CSU]: Vor allem in Hes

-

sen! — Lutz [SPD]: Und bei diesem Kanz

-

ler erst recht!) 

Um es ganz deutlich zu machen: Wir haben des-
halb besonderen Wert darauf gelegt, daß ganz klar 
wird, daß dieser Gesetzentwurf eine auf die Hinter-
bliebenenrente begrenzte Regelung darstellt, und 
wir wollen, daß das so bleibt. Das Element der Un- 
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terhaltsersatzfunktion — im Gegensatz zur Lohner-
satzfunktion der Versichertenrente — sowie die 
prägenden Elemente des sozialen Ausgleichs spre-
chen eindeutig gegen eine Anwendung dieses Mo-
dells auf die Versichertenrente. 

(Zustimmung bei der FDP und bei Abge-
ordneten der CDU/CSU) 

Der durch Art. 14 des Grundgesetzes gewährte Ei-
gentumsschutz der Versichertenrente ist in unseren 
Augen ein entscheidender Schutzwall gegen weiter-
gehende Überlegungen. Dabei machen wir uns 
nichts vor: Soweit nicht in den durch die Verfas-
sung geschützten Bereich der Rentenanwartschaft 
eingegriffen wird, hat der Gesetzgeber Gestaltungs-
möglichkeiten. Dies war und ist schon im geltenden 
Recht so und folgt aus unserer Verfassungsord-
nung. Wir sind uns deshalb der Gratwanderung be-
wußt, die wir zwischen Anpassungszwang und Be-
standsschutz gemacht haben. 

Wir sind der Auffassung, daß die Hinterbliebe-
nenrente mit Freibetrag auch dem Versicherungs-
prinzip Rechnung trägt. Ich verweise insofern auf 
die Witwerregelung des geltenden Rechts, die nur 
wegen der unterschiedlichen Anwendung auf Män-
ner und Frauen für verfassungswidrig erklärt wor-
den ist und nicht, weil eine derartige Regelung 
gegen die Grundsätze der Verfassung verstoßen 
würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU: So ist das!) 

Hinterbliebenenrenten bleiben Versicherungslei-
stungen, die sich grundlegend von Sozialhilfelei-
stungen unterscheiden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie werden durch Beitragsleistungen erworben und 
grundsätzlich immer gewährt und ruhen nur unter 
ganz bestimmten Voraussetzungen. Da das versi-
cherte Risiko bei der Hinterbliebenenrente nicht 
der ausgefallene Lohn, sondern der Unterhaltser-
satz ist, läßt es sich unseres Erachtens rechtferti-
gen, auch nach dem Versicherungsfall erzieltes Er-
werbs- oder Erwerbsersatzeinkommen zu berück-
sichtigen. 

Sozialhilfeleistungen — auch dies sei noch ein-
mal hervorgehoben — berücksichtigen nur den im 
Einzelfall konkret ermittelten Mindestbedarf und 
unterscheiden sich deshalb grundlegend von die-
sem durch Versicherungsleistungen erworbenen 
Anspruch. 

Unserer Ansicht nach bewegt sich der Gesetzent-
wurf in dem zulässigen Rahmen einer Inhaltsbe-
stimmung des Eigentums, selbst dann, wenn man in 
Abweichung von der bisherigen Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts auch bei Hinter-
bliebenenrenten Elemente des Eigentumsschutzes 
bejaht. 

Verständlicherweise hat sich die öffentliche Dis-
kussion auch noch an einem anderen Punkt festge-
macht, nämlich an dem anzurechnenden Einkom-
men. Für uns waren bei der Abgrenzung der anzu-
rechnenden Einkommen zwei Überlegungen wich-
tig und entscheidend. 

Erstens. Die Gliederung unseres Alterssiche-
rungssystems in drei Säulen muß erhalten bleiben. 

Zweitens. Die Anrechnung von Einkommen bei 
der Hinterbliebenenrente muß sich an Grundsätzen 
orientieren, die dem Rentenversicherungsrecht im-
manent sind. 

Wir Liberalen haben uns nachdrücklich dafür 
eingesetzt, die betriebliche Altersversorgung aus 
der Anrechnung herauszuhalten, weil sie, wenn sie 
einbezogen würde, die zweite Säule unseres Alters-
sicherungssystems unterminieren würde. Wir ha-
ben uns auch dafür ausgesprochen, weil die betrieb-
liche Altersversorgung eine wesentliche Absiche-
rung älterer Arbeitnehmer darstellt und für viele 
Element der Lebensstandardsicherung ist. Wir ha-
ben uns drittens dafür ausgesprochen, daß sie nicht 
angerechnet wird, weil sie durch Tarifverträge be-
stimmt wird und wir in Tarifverträge nicht eingrei-
fen dürfen. 

Konsequent ist demnach auch, daß wir nur durch 
Beiträge erworbene Ansprüche in die Anrechnung 
einbeziehen. 

Überraschend ist in diesem Zusammenhang, daß 
die SPD in ihrem eigenen Gesetzentwurf und im 
Bericht zu den Ausschußberatungen zu unter-
schiedlichen Auffassungen kommt, was die Anrech-
nung der betrieblichen Altersversorgung angeht. Ist 
sie in ihrem eigenen Gesetzentwurf noch der Mei-
nung, daß die betriebliche Altersversorgung nicht in 
die Teilhaberente einbezogen werden soll, so mo-
niert sie im Ausschußbericht, daß die Koalitions-
fraktionen darauf bestanden haben, daß sie nicht 
angerechnet werden kann. Nun wird die SPD wahr-
scheinlich damit argumentieren, daß j a das Teilha-
bemodell ein anderes sei als das Modell der Hinter-
bliebenenversorgung mit Freibetrag. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

— Aber, Frau Kollegin Fuchs, dies ist natürlich vom 
Grundsatz her nicht so. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Doch!) 

Auch Ihr Teilhabemodell ist ein Anrechnungsmo-
dell, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Eben nicht!) 

was in den Anhörungen von den Wissenschaftlern 
bestätigt worden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Es ist so schade, 
daß Sie das nicht begreifen wollen! Das ist 

etwas anderes!) 

Daß die Einbeziehung der berufsständischen Ver-
sorgungswerke, die auch aus finanziellen Gründen 
nicht geboten ist, nicht unser Herzenswunsch war, 
wird niemanden überraschen. Wir begrüßen aber, 
daß durch entsprechende Abschläge den Besonder-
heiten dieses Sicherungssystems Rechnung getra-
gen wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn vergessen wir nicht: im Gegensatz zu den 
gesetzlichen Rentenversicherungsträgern finanzie-
ren sich die berufsständischen Versorgungswerke 
selbst. Ein Beispiel, das Schule machen sollte! 
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Lassen Sie mich an dieser Stelle noch ein Wort 

zum Antrag der GRÜNEN sagen, den wir heute ja 
auch behandeln. Die GRÜNEN wollen weg vom bei-
tragsfinanzierten System; sie wollen weg vom ge-
gliederten Aufbau der Alterssicherung, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Weg von allem! — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

sie wollen eine Ausweitung des Kreises der An-
spruchsberechtigten; sie rechnen abenteuerliche 
Kosten vor, ohne zu sagen, wo sie die Finanzmittel 
dafür hernehmen wollen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wer wird sich mit 
solchen Lappalien abgeben! — Weitere 

Zurufe) 

Das ganze System aus dem Vorschlag der GRÜ-
NEN, meine Damen und Herren, ist schon unge-
recht gegenüber den Beitragszahlern, die in vielen 
Fällen schon viele Jahre lang nun Monat für Monat 
ihre Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung 
einzahlen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  George [CDU/CSU]: Das kümmert die 

GRÜNEN wenig!) 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein Wort zur 
Anrechnung von Kindererziehungszeiten im Ren-
tenrecht sagen. Die FDP hat seit langem in ihren 
programmatischen Aussagen die Berücksichtigung 
von Kindererziehungszeiten gefordert. Deshalb 
sind wir froh, daß mit der jetzt vorliegenden Vor-
lage eine Regelung getroffen wird und damit ein 
wichtiger Schritt in die richtige Richtung getan 
wird. Die Regelung, die wir heute verabschieden, 
kann nicht in allen Punkten befriedigen. Das ist 
häufig so. Es wäre wünschenswert, wenn man mehr 
machen könnte. Wir hätten uns auch vorstellen 
können, daß manches anders gestaltet wird. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber das ist ein gro-
ßer Durchbruch!) 

Aber aus finanziellen Gründen — der Bundesfi-
nanzminister hält nun mal zu Recht den Daumen 
auf die Kasse — ist das nicht zu realisieren. 

Herr Kollege Glombig, wenn Sie hier der Koali-
tion vorwerfen, sie sei kaltherzig, 

(Zuruf von der SPD) 

weil sie mit der Stichtagsregelung den Frauen eine 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten im Ren-
tenrecht nicht zukommen läßt, die bereits in Rente 
sind, dann müssen Sie ja wohl sagen, daß Ihre 
eigene Fraktion 1972 besonders kaltherzig gewesen 
ist, weil Sie das nämlich damals auch nicht vorhat-
ten. Ich darf aus dem Bundestagsprotokoll vom 
20. September 1972 zitieren. Da sagte die damalige 
Kollegin Frau Schlei von der SPD-Fraktion: 

Besonders gründlich wurde auch die Frage der 
sogenannten alten Last geprüft, also das Hin-
einnehmen der Mütter, die bereits Rentnerin-
nen sind, in die Vergünstigung. 

— Genau zu der Frage der Anrechnung von Kinder-
erziehungszeiten — 

Diese Frauen haben ihre Mutterschaft unter 
viel schwierigeren materiellen Bedingungen 
bestehen müssen, als das heute allgemein der 
Fall ist. In der ersten Lesung dieses Gesetzent-
wurfs hatte ich bereits zum Ausdruck gebracht, 
daß es wünschenswert und gerecht wäre, auch 
diesen Frauen das Baby-Jahr zu gewähren. Lei-
der hat der zu enge Finanzrahmen hier keine 
Lösung zugelassen. 

(Hört! Hört! und weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Dies, meine Damen und Herren, auf dem Hinter-
grund der finanziellen Situation von 1972, wo es 
sowohl dem Bundeshaushalt als auch den Renten-
kassen wesentlich besser ging als heute. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Ganz großen Wert legt meine Fraktion darauf, 
daß die Kindererziehungszeiten aus dem Bundes-
haushalt gezahlt werden. Dies ist eine Aufgabe des 
Familienlastenausgleichs und nicht der Rentenver-
sicherung. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Glombig? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Ja bitte. 

Glombig (SPD): Frau Kollegin Dr. Adam-Schwaet-
zer, wollten Sie mit Ihren Bemerkungen eben allen 
Ernstes behaupten, daß Sie sich für die Gewährung 
von Kindererziehungszeiten in der Vergangenheit 
— außerhalb der Schließung von Versicherungs-
biographien; dies ist j a dann auch durch den Ge-
setzentwurf tatsächlich angestrebt worden — als 
FDP während der Beratungen der damaligen Koali-
tion eingesetzt haben? Habe ich dies richtig ver-
standen? Dann kann ich nur sagen, dies ist nun 
absolut falsch. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Herr Kollege 
Glombig, ich habe mich mit meinen Ausführungen 
ausdrücklich auf Sie bezogen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich habe darauf hingewiesen, daß es meines Erach-
tens der SPD gut anstünde, jetzt nicht scheinheilig 
anders zu argumentieren, als sie 1972 argumentiert 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage, Frau Abgeordnete Adam-Schwaet-
zer? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer (FDP): Ja bitte. 

Glombig (SPD): Ist Ihnen erinnerlich, daß die SPD 
im Gegensatz zur FDP, und zwar auch innerhalb 
der Koalition von SPD und FDP, und gegen Ihren 
Widerstand, Kindererziehungszeiten für die Ver- 
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gangenheit seit dem Jahre 1976 in aller Öffentlich-
keit gefordert hat? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber nichts getan hat! 
— Kolb [CDU/CSU]: Reden und Handeln 

ist zweierlei!) 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Kollege 
Glombig, ich habe hier nicht von 1976 gesprochen, 
sondern ich habe mich auf die Zeit von 1972 bezo-
gen. Da stand diese Frage hier im Plenum zur De-
batte an. Sie sind heute hingegangen und haben der 
Koalition Kaltherzigkeit vorgeworfen. Ich habe dar-
auf hingewiesen, daß Sie 1972 genauso argumen-
tiert haben und daß Sie deshalb den Vorwurf der 
Kaltherzigkeit an dieser Stelle nun wirklich nicht 
aufrechterhalten sollten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete Dr. 
Adam-Schwaetzer, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Heyenn? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Aber bitte. Ich 
sehe aber, daß Sie die Uhr etwas weiterlaufen las-
sen. Das könnte ich allerdings nicht akzeptieren. 

Heyenn (SPD): Frau Kollegin, würden Sie mir zu-
gestehen, daß wenn die konservative Opposition 
1972 nicht verhindert hätte, daß wir das Baby-Jahr 
nur für die Zukunft eingeführt hätten, 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber nur für Berufstäti-
ge!) 

heute schon drei Viertel aller Rentnerinnen ein 
Baby-Jahr in ihrer Rente angerechnet hätten? 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Stimmt doch nicht! Nur Berufstätige waren 

es!) 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Kollege 
Heyenn, das ist überhaupt nicht die Frage, die wir 
hier zu prüfen haben. 

(Lachen bei der SPD) 

Die Frage, die wir hier zu prüfen haben, ist Ihre 
Bewertung dessen, was die Koalition jetzt verab-
schiedet, ihr Versuch, der Bevölkerung einzureden, 
das, was jetzt gemacht werde, sei etwas anderes in 
bezug auf die Einbeziehung der Vergangenheit als 
das, was Sie damals vorgelegt haben. Nur darum 
geht es. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu der 
Frage zurückkommen, wie die Kindererziehungs-
zeiten finanziert werden sollen. Ich wiederhole: Wir 
legen großen Wert darauf, daß jetzt und in der Zu-
kunft diese Gelder aus dem Bundeshaushalt ge-
zahlt werden. Für meine Fraktion ist diese Rege-
lung eine Conditio sine qua non für die Zustimmung 
zum Gesetzentwurf. Wir werden daran auch in der 
Zukunft festhalten. Das gebe ich hier ausdrücklich 
zu Protokoll. 

Zusammenfassend möchte ich feststellen: Mit der 
Neuregelung, die wir vorlegen, wird der Auftrag des 
Bundesverfassungsgerichts erfüllt. Wir hätten uns  

gewünscht, wir hätten mehr machen können. Aber 
die Entwicklung der Finanzen der Rentenversiche-
rung und auch des Bundeshaushalts legen uns hier 
Zwänge auf, die wir nicht durchbrechen können. 

(Zuruf von der SPD: Aber nur hier!) 

Auch im Hinblick darauf, daß die Beitragszahler 
der Zukunft diese Solidarleistung finanzieren müs-
sen, können wir uns nicht dazu entschließen, unge-
deckte Wechsel auf die Zukunft auszuschreiben. 
Deshalb bestehen wir darauf, daß diese Regelung 
kostenneutral zu sein hat. Sie ist weitgehend ko-
stenneutral. 

Wir stimmen diesem Gesetzentwurf zu, weil wir 
ihn als eine angemessene Regelung empfinden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Bueb. 

Bueb (GRÜNE): Meine Damen und Herren! Zehn 
Jahre hatte der geballte Sachverstand dieses Ho-
hen Hauses Zeit gehabt, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Dann kamen Sie! Da 
war es aus mit dem Sachverstand!) 

die Hinterbliebenenrenten so zu ordnen, wie es je-
nes Bundesverfassungsgerichtsurteil von 1975 ver-
langt. Wie ernst es den etablierten Parteien dieses 
Parlaments in den letzten zehn Jahren war, läßt 
sich an dem Beispiel ablesen, daß wir in der letzten 
Woche drei Sondersitzungen des federführenden 
Ausschusses haben mußten 

(Kolb [CDU/CSU]: An denen ihr nicht teil

-

nehmen wolltet!) 

— natürlich haben wir daran teilgenommen —, um 
das Machwerk aus dem Hause Blüm in aller Hast 
noch vor den Sommerferien durchzupeitschen. Vor 
uns liegen sie nun, das Jahrhundertwerk der Regie-
rung und der angeblich alternative Entwurf der So-
zialdemokratie. In der ganzen Republik schallt die 
Kritik, wie hier mit der Existenzsicherung von Mil-
lionen von heutigen und zukünftigen Alten umge-
gangen wird. Denn Regierungsentwurf wie SPD-
Papier sind sich in einem einig: Den Frauen soll 
keine eigenständige Alterssicherung zuerkannt 
werden. Oder anders ausgedrückt: Die Frauen sol-
len weiterhin um das ihnen zustehende Altersgeld 
betrogen werden. Hier, meine Damen und Herren, 
trifft am besten der Vorwurf des Rentenbetrugs, 
nämlich bei den alten Frauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lohmann [Lü

-

denscheid] [CDU/CSU]: Demagogie ist so

-

was!) 

Erst hieß es noch, die Frauen sollten eine eigen-
ständige Alterssicherung erhalten. Dann kamen die 
Regierungskommissionen, die hauptsächlich mit 
Männern besetzt sind. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Was haben Sie gegen 
Männer?) 

Am Ende der vielen Versprechungen stand dann 
die Einigkeit aller Etablierten, aller herrschenden 
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Kräfte, daß die eigenständige Sicherung der Frauen 
nicht finanzierbar wäre — angeblich. 

Merkwürdige Koalitionen haben sich in der Ver-
gangenheit gebildet. Auf der einen Seite steht Nor-
bert Blüm mit seinem Anrechnungsmodell. Ihm hat 
sich der Deutsche Gewerkschaftsbund angeschlos-
sen. Auf der anderen Seite findet sich eine Koali-
tion aus SPD und Arbeitgeberverbänden. Der DGB 
sieht im Blümschen Modell, daß hier die erwerbstä-
tigen Frauen weniger benachteiligt werden als bei 
den Vorstellungen der SPD-Teilhaberente von 
70 %. 

Die SPD sieht sich deshalb auf der Seite der 
Arbeitgeber, weil beide dem Phantom der soge-
nannten Leistungsbezogenheit der Rente hinter-
herrennen. Beiden, SPD und Arbeitgebern, ist die 
Situation der nicht erwerbstätigen Hausfrauen, die 
eben ein Gutteil der Rentnerinnen ausmachen, 
gleichgültig. 

Gleichzeitig benachteiligt die SPD-Rente aber 
auch die erwerbstätigen Frauen. 21 % der Witwen 
würden im Teilhabemodell schlechtergestellt als 
heute. Jede fünfte Witwe hat unter dem Konzept 
der SPD, wenn es Wirklichkeit würde, zu leiden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lohmann [Lü-
denscheid] [CDU/CSU]: Jawohl, schlimme 

Leute sind das!) 

So sieht die Emanzipationsförderung der SPD aus. 

Entscheidend ist aber: Beide Modelle sind sich 
einig, das Schicksal der Frauen, die ihr Leben als 
Hausfrauen verbrachten, interessiert sie nicht; 
denn auch im Blüm-Entwurf steht die Chimäre von 
der Leistungsbezogenheit. Ich möchte auf diesen 
Leistungsbegriff etwas näher eingehen, um daran 
deutlich zu machen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

worin sich die Rentenreformvorstellungen der 
GRÜNEN von denen der Großen Koalition aus SPD, 
Rechtsregierung, Arbeitgebern und Gewerkschaf-
ten fundamental unterscheiden. 

Ich will dazu aus einer offiziellen Stellungnahme 
zitieren, die das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung auf die Vorstellung des grünen Ren-
tenmodells hin in einer großen deutschen Zeitung 
zum Besten gegeben hat. Zitat: 

Der richtige Weg zur sozialen Gerechtigkeit in 
der Rentenversicherung führt auch weiterhin 
über die Beitragsbezogenheit der Rentenlei-
stungen. Rente ist 

— so Zitat Blüm — 

Alterslohn für Lebensleistung. 

Aber was gilt denn im Denkhorizont von Blüm, 
SPD und Co. als Leistung? Allein die Erwerbsarbeit. 
Doch wie sehen die Bewertungskriterien dieser Er-
werbsarbeit aus? Ist z. B. die Leistung einer Spule-
rin in einer Textilfabrik denn wirklich weniger wert 
als die eines Fließbandarbeiters, oder erbringen 
beide soviel weniger „Leistung" als ein Manager? 
Die Leistungsbewertung in der Erwerbsarbeit folgt  

meiner Meinung nach der Systemlogik des Kapita-
lismus. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
ist sowieso klar! Rasenmähermethode!) 

Es herrscht bei uns das Recht des Stärkeren. Dies 
wird am deutlichsten sichtbar an der Situation der 
Frauen. Frauen werden im Erwerbsleben schlech-
ter bezahlt und haben auf dem Arbeitsmarkt par-
tout schlechtere Arbeitschancen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie sollten sich mal 
im Sozialismus umsehen!) 

Fast völlig ausgeblendet werden in diesen soge-
nannten Leistungsüberlegungen die Kindererzie-
hung und die häusliche Pflege kranker und ge-
brechlicher Menschen. Ist es nur Zufall, daß die 
meisten der schlecht oder gar nicht bezahlten Ar-
beiten von Frauen erbracht werden müssen? 

Wer sein Verständnis von Leistung so reduziert 
— da nützen auch die Sonntagsreden und das mo-
derne Mutterkreuz von Geißlers Stiftung „Mutter 
und Kind" nicht —, der zementiert die patriarcha-
len Strukturen unseres Systems. 

Vor diesem Hintergrund ist das Herzstück der 
jetzigen deutschen Rentenversicherung, die soge-
nannte Leistungsbezogenheit, nichts als Ideologie. 
Frauen, die Kinder erzogen und Gebrechliche ge-
pflegt haben und dem Mann die Hausarbeit verrich-
teten und deshalb keine oder nur geringfügige Bei-
träge zu ihrer Alterssicherung entrichteten, emp-
fiehlt Sozialminister Blüm, dessen künftige Alters-
sicherung bestimmt nicht unter 10 000 DM liegen 
wird, den Weg zum Sozialamt. Originalzitat: „Wir 
müssen die Sozialhilfe von ihrem falschen Image 
befreien." 

Auch Behinderte und Erwerbslose, die keine 
Chance für ein sogenanntes erfülltes Arbeitsleben 
im Sinne der Rentenversicherung haben, werden 
im Alter wegen mangelnder Beitragszahlungen auf 
die Sozialhilfe verwiesen. Das gleiche trifft auf die 
rund 2 Millionen Erwerbstätigen zu, deren Einkom-
men so gering ist, daß sie trotz lebenslanger Bei-
tragszahlung einen Rentenanspruch unter dem So-
zialhilfeniveau erwerben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Von der Regierungsseite wird zwar grundsätzlich 
nicht bestritten, daß es das Problem der Altersar-
mut gibt, aber sie wird bagatellisiert, als sei sie das 
Problem einer winzigen Gruppe und ein Schicksal, 
das die einzelne Frau — um die Frauen geht es hier 
vor allem — selbst verschuldet hat. Doch das Ge-
genteil ist wahr. So hatten nach den Ergebnissen 
des Mikrozensus 1982 550 000 Personen in Renten-
haushalten weniger als 600 DM und insgesamt 
5,7 Millionen Personen weniger als 1 000 DM pro 
Kopf zum Leben. Selbst die Witwe eines Durch-
schnittsverdieners mit 43 gezahlten Rentenversi-
cherungsjahren erhält nach der jetzigen Rentenfor-
mel eine Witwenrente, die geringer ist als die So-
zialhilfeleistungen für alte Menschen, wobei die So-
zialhilfeleistungen bekanntlich um 30 % zu niedrig 
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sind, trotz der symbolischen Erhöhung aus dem ver-
gangenen Monat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 8 % sind bei Ih
-nen symbolisch!) 

Eine Hinterbliebenenrente ersetzt deshalb nicht 
die Notwendigkeit einer eigenständigen Alterssi-
cherung der Frau. 

(Hornung [CDU/CSU]: Mich würde interes-
sieren, wer diese Rede aufgeschrieben 

hat!) 

— Ich selber. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU]: Ihr braucht bessere Mitarbeiter! Kol-

lege Hoss war besser!) 

Auch ein Vergleich der Alterseinkommen in den 
verschiedenen Alterssicherungszweigen stellt die 
sogenannte Leistungsbezogenheit der Altersein-
kommen in Frage. So erreichen versicherungs-
pflichtige Arbeitnehmer außerhalb des öffentlichen 
Dienstes bei gleichem Bruttoverdienst nur etwa 
zwei Drittel der Altersbezüge der Beamten. Wie un-
terschiedlich die Arbeitsleistung zwischen den Sy-
stemen bewertet wird, zeigt sich auch daran, daß 
das Risiko der Altersarmut im Beamtenrecht wirk-
sam reduziert ist. Bereits nach fünf Dienstjahren 
wird bekanntlich ein Anspruch auf eine Mindest-
versorgung von mehr als 1 500 DM erworben, und 
auch die verehrten Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages haben sich bekanntlich eine sehr 
schöne Grundrente bewilligt. 

(Hornung [CDU/CSU]: Meinen Sie, Sie zäh-
len auch dazu?) 

Nach sechs Jahren Bundestagszugehörigkeit haben 
sie einen Anspruch auf ein Alterseinkommen von 
derzeit 2 000 DM monatlich. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Ich möchte nun die Kritik an den Modellen zu-
sammenfassen. Zunächst das Blümsche Anrech-
nungsmodell: Unsere beiden Hauptkritikpunkte an 
diesem Modell sind erstens, daß das Problem der 
Altersarmut in keiner Weise angegangen wird, und 
zweitens, daß das Blüm-Modell den Frauen keine 
eigenständige Alterssicherung bietet. Das ist un-
sere Grundsatzkritik am Regierungsentwurf. 

Im konkreten noch drei weitere Kritikpunkte. 
Das Modell führt die Bedürftigkeitsprüfung für den 
Bezug von Witwen- und Waisenrenten ein, aber die 
Bedürftigkeitsprüfung wird nur dazu verwendet, 
um Rentenansprüche zu kürzen und nicht, wie im 
Vorschlag der GRÜNEN, um einen Grundrentenan-
spruch von unten her aufzubauen. Daran zeigt es 
sich, wie ernst es Blüm & Co. mit ihrem Gerede von 
der Leistungsbezogenheit und der Beitragsäquiva-
lenz meinen. Man hält diese Prinzipien hoch, um 
eine steuerfinanzierte Grundrente zu verteufeln, 
aber wenn es um den bekannten Sozialabbau geht, 
sind diese Prinzipien vergessen. 

Zum zweiten begünstigt die Beschränkung der 
Einkommensanrechnung auf Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen die Bevölkerungsgruppen, 
die ohnehin in unserer Gesellschaft zu den Privile-

gierten gehören, die Bezieher von Kapitaleinkünf-
ten, von Immobilien- und Unternehmereinkommen, 
Bezieher von Betriebs- und Zusatzrenten, Lebens-
versicherungen. Diese Einschränkung ist vertei-
lungspolitisch nicht zu begründen. Damit ist dieses 
Gesetz als krudes Klassengesetz zu bezeichnen. 

Unser dritter Kritikpunkt im Blüm-Modell ist das 
sogenannte Babyjahr. Ganze 25 DM im Monat ist 
der Regierungskoalition die Kindererziehung wert, 
und dieser lächerliche Betrag wird auch noch als 
bedeutender Schritt — so wurde es im Ausschuß 
gesagt — zu einer eigenständigen Alterssicherung 
der Frau verkauft. Wie kann aber — so fragen mit 
Recht alle Frauenverbände — das Ziel einer eigen-
ständigen Alterssicherung der Frauen mit einem 
Jahr Kindererziehungszeiten erfüllt werden? 

Den schwarzen Freitag für die Rentnerinnen 
macht Blüm aber mit der Regelung fällig, alle Frau-
en, die vor dem Jahr 1921 geboren sind, leer ausge-
hen zu lassen, also alle heutigen Rentnerinnen. 
Diese Regelung ist ein Schlag ins Gesicht der 
Trümmerfrauen, die dieses Land wesentlich mit 
aufgebaut haben. 

(Hornung [CDU/CSU]: Aber Sie nicht!) 

So danken die Herren der Regierung ihren eigenen 
Müttern. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Hornung 
[CDU/CSU]: Bei Ihnen wäre überhaupt 

kein Aufbau gewesen!) 

Wir sollten doch nicht vergessen: Wenn eine Mutter 
wegen der Kindererziehung nicht erwerbstätig war 
oder ist, verzichtet sie, wie der Berliner Rentenöko-
nom Professor Hellberger in der „Deutschen Ren-
tenversicherung" vorrechnete, gerechnet auf heu-
tige Einkommensverhältnisse, auf ein Lebenser-
werbseinkommen von 0,5 bis 1,5 Millionen DM. 
Durch die Erziehungsjahre für zwei oder drei Kin-
der steht diesem Verzicht eine Lebensrentenlei-
stung von 10 000 bis 15 000 DM gegenüber. 

(Hornung [CDU/CSU]: Dann arbeiten Sie 
mal, damit das finanzierbar ist!) 

Das ist die wahre Diskriminierung der Frauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist der Rentnerinnenbetrug, von dem ich an-
fangs gesprochen habe und den der Regierungsent-
wurf für die nächsten Jahrzehnte festschreiben 
möchte. 

Nun noch mal zum SPD-Modell. Die SPD hängt, 
konservativ, wie sie in der Rentenpolitik ist, immer 
noch dem Modell der Teilhaberente an, das für 
Frauen eindeutig keine eigenständige Alterssiche-
rung vorsieht. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Ist ja nicht 
wahr!) 

Nach dem SPD-Modell soll der die Hinterbliebene 
70% der gemeinsam während der Ehe erworbenen 
Ansprüche erhalten, mindestens aber 100 % der ei-
genen Ansprüche. Damit würden in der Tat die Wit-
wenrenten für Frauen ohne eigene Anwartschaft 
zwar leicht angehoben, für Frauen mit eigenen An- 
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sprüchen jedoch tritt eine Kürzung gegenüber dem 
vorigen Recht bereits dann ein, wenn ihre Ansprü-
che ein Drittel des Anspruchs des Mannes ausma-
chen. 

Alles in allem: Im SPD-Konzept der Teilhabe-
rente werden Frauen und Männer letztlich nur for-
mal gleichgestellt. Angesichts der realen Ungleich-
heiten zwischen Männern und Frauen ist das ein 
Hohn. Wir meinen: Das Teilhabemodell der SPD ist 
ein Konzept aus der Rumpelkammer der Rentenre-
formdebatte. Es löst weder das Problem der Alters-
armut, noch tut es etwas gegen die Diskrimierung 
der Frauen. 

(Lutz [SPD]: Und Ihr Beitrag löst gar 
nichts!) 

Im Gegensatz zum Flickwerk der SPD und der 
CDU-Regierung machen die GRÜNEN 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Ihr 
genialer Entwurf aus dem Nichts heraus!) 

mit ihrem neuen Antrag „Grundrente statt Alters-
armut" deutlich, 

(Lutz [SPD]: Da muß er selber schmun-
zeln!) 

daß Altersarmut verhindert werden kann, zweitens, 
daß alle Frauen eine eigenständige Alterssicherung 
erwerben müssen, drittens, daß die Vereinheitli-
chung aller Alterssicherungssysteme das Gebot der 
Stunde ist, 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Stein-
hauer [SPD]: Hand in Hand mit Bange-

mann!) 

unter Einschluß der Beamten, Selbständigen, Frei-
berufler, Landwirte usf. 

(Heyenn [SPD]: Welche Drucksachennum-
mer? Welcher Entwurf?) 

Mit ihren kurz- und langfristigen Rentenreformvor-
schlägen machen die GRÜNEN deutlich, daß sie die 
einzige rentenpolitische Opposition im Lande sind. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn die GRÜNEN sind die einzige Partei im Deut-
schen Bundestag, 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Die 
Renten ohne Beiträge haben will!) 

die ein schlüssiges, langfristiges Konzept zur Ren-
tensicherung vorgelegt hat, 

(Lachen bei der SPD) 

das auch finanzierbar ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Kurzfristig sind dabei folgende Lösungsschritte 
nötig und möglich: Erstens. Eine sukzessive Anhe-
bung der Gesamteinkommen von Rentnerhaushal-
ten auf mindestens 1 000 DM pro Person 

(Jagoda [CDU/CSU]: Da muß er selber la-
chen!) 

durch die gesetzliche Rentenversicherung. Die 
Gruppen, die bislang ohne Anspruch sind, sollen 
gleichfalls in die Rentenversicherung einbezogen 

werden. Das ist unserer Meinung nach der erste 
Schritt gegen Altersarmut. 

Zweitens. Parallel dazu muß das Beitragsvolu-
men der gesetzlichen Rentenversicherung durch 
die schrittweise Einbeziehung der Beamten, Selb-
ständigen und Freiberufler deutlich ausgeweitet 
werden, womit die sukzessive Anhebung der niedri-
gen Alterseinkommen auf das Niveau der künftigen 
Grundrente finanzierbar ist. Pensionen und Renten 
oberhalb der künftig geltenden höchstmöglichen 
Gesamtrente werden in der Übergangszeit eingefro-
ren. 

Drittens. Ab sofort sind Kindererziehungszeiten 
in Höhe von mindestens drei Jahren pro Kind für 
alle Rentnerinnen und Rentner, also auch für die 
jetzigen Rentnerinnen, einzuführen. Sie müssen 
mit dem Durchschnitt der versicherungspflichtigen 
Einkommen bewertet werden. 

(Stutzer [CDU/CSU]: Was kostet das?) 

Viertens. Der Bundeszuschuß an die gesetzliche 
Rentenversicherung ist sofort oder spätestens in-
nerhalb von drei Jahren auf mindestens 30 % der 
Rentenausgaben anzuheben. 

Fünftens. Die volle Beitragszahlung der Bundes-
anstalt für Arbeit an die Rentenversicherung ist 
wiederherzustellen. 

Sechstens. Eine zusammengestoppelte Rentenre-
form à la Blüm ist nicht notwendig, um dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts von 1975 gerecht zu 
werden. Dazu genügte auch, wie Professor Schmähl 
es jüngst vorschlug, eine Übergangslösung in Form 
einer bedingten Witwen- und Witwerrente, die befri-
stet ist, jedenfalls so lange, bis sich das Hohe Haus 
auf eine ordentliche Lösung einigen könnte. 

DIE GRÜNEN im Bundestag haben darüber hin-
aus ein langfristiges Rentenmodell vorgelegt, das 
aus diesen soeben geschilderten Einstiegsschritten 
entwickelt werden kann. Es muß eine steuerfinan-
zierte Grundrente in Höhe von mindestens 1 000 
DM pro Person und ab dem 60. Lebensjahr einge-
führt werden, die allen Deutschen und allen nieder-
lassungsberechtigten Ausländern zusteht. Auf die-
ser Grundrente soll dann eine obligatorische Zu-
satzrente aufbauen, 

(Suhr [GRÜNE]: Das geht z. B. in Schwe

-

den auch!) 

die sich allein aus den Beiträgen der Erwerbstäti-
gen finanziert und deren Rentenleistungen bei-
tragsbezogen sind. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Grüne Grundren

-

te!) 

Diese Zusatzrente muß eine Pflichtversicherung für 
die ganze Bevölkerung sein, also auch für die Beam-
ten, Selbständigen usf. 

Die Beiträge der Zusatzversicherung werden zwi-
schen den Eheleuten und Partnern gesplittet. Mann 
und Frau erwerben damit eine eigenständige Al-
terssicherung. Jeder hat eine Grundrente, und 
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beide haben ein eigenes Rentenkonto. So muß eine 
saubere Alterssicherung aussehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

DIE GRÜNEN im Bundestag haben vor nun über 
einem Jahr ein Gutachten bei einem der fünf am 
Jahresgutachten beteiligten Institute, nämlich beim 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung, in 
Auftrag gegeben. 

(Suhr [GRÜNE]: Jetzt hört gut zu!) 

Das Gutachten liegt vor. Es macht deutlich: Wenn 
eine Rentenreform im Sinne des grünen Rentenmo-
dells politisch gewollt ist, dann ist sie nahezu bela-
stungsneutral zu finanzieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn diejenigen, die heute noch auf ihren Privile-
gien hocken, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Auf der grünen 
Wiese!) 

aus Solidarität abgeben würden oder dazu gedrängt 
würden abzugeben, dann könnte Altersarmut und 
Frauendiskriminierung im Alter verhindert wer-
den. 

Die Argumente von CDU, SPD, CSU, FDP, eine 
solche soziale Rentenreform sei nicht zu finanzie-
ren, haben sich wieder einmal als Totschlagargu-
mente erwiesen. Ein Blick nach Schweden — zu 
Ihren Kollegen — oder nach Holland, wo es seit vie-
len Jahren auskömmliche Grundrenten für alle 
Bürgerinnen und Bürger — auch für Ausländer — 
gibt, ganz gleich, was sie in ihrem Erwerbsleben 
„geleistet" haben, hätte Ihnen schon längst zeigen 
können, daß eine alternative menschenwürdige 
Rentenreform möglich wäre. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. George 
[CDU/CSU]: Bio-Rente!) 

Ihre Totschlagargumente sind nichts weiter als Be-
quemlichkeit im Denken und die Sicherung von 
Lobbyansprüchen. Die Lobbyisten der Beamten 
und Selbständigen wickeln die Parlamentarier die-
ses Hohen Hauses um ihren Finger. Flick, Krause 
& Co lassen hier grüßen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wir erleben heute in der Rentenpolitik das glei-
che, was wir alltäglich in der Wirtschafts-, der Um-
welt-, der Wohnungsbau- und Verkehrspolitik, der 
Energie- und Medienpolitik erleben. Hier wird Ren-
tenpolitik nach dem Prinzip: nach uns die Sintflut 
gemacht. Ob das Alterssicherungssystem nach dem 
Jahr 2000 noch funktioniert, kümmert die Architek-
ten des Regierungsentwurfs und der SPD einen 
feuchten Kehricht. 

 
(Suhr [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Das grüne Rentenmodell aus Grundrente und obli-
gatorischer Zusatzrente 

(Dr. George [CDU/CSU]: Bio-Rente!) 

ist von den schon heute absehbaren demographi-
schen Entwicklungen um ein Vielfaches unabhän-
giger; denn der Sockel des alternativen Systems 

ist die Grundrente, und diese wird aus Steuermit-
teln finanziert. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Müsli-Rente! — Hei

-

terkeit bei der CDU/CSU) 

Zur Finanzierung der Grundrente schlagen wir 
eine Bruttowertschöpfungssteuer als Ersatz für die 
Arbeitgeberbeiträge vor. Damit würde die Grund-
rente wesentlich unabhängiger von den einzelnen 
Erwerbstätigen als das heutige Rentensystem. 

Wir machen mit unserem Rentenvorschlag deut-
lich, daß angesichts der chaotischen Situation der 
Rentenpolitik — das wird ja wohl niemand mehr 
bestreiten —, angesichts dessen, daß die Rentenver-
sicherung permanent am Bankrott entlang schlit-
tert, eine grundlegende Anstrengung notwendig ist, 
um die Rentenkrise zu überwinden. Eine zukunfts-
sichere Alterssicherung ohne Altersarmut und ohne 
Diskriminierung der Frauen kann mit dem bißchen 
Gehirnschmalz, das uns Blüm und die SPD-Frak-
tion heute vorgelegt haben, nicht erreicht werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Seehofer. 

Seehofer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die gesetzliche Rentenversiche-
rung steht vor einer schwierigen und weitreichen-
den Neuordnung. Die unterschiedlichen Vorausset-
zungen bei der Hinterbliebenenversorgung für 
Frauen und Männer müssen beseitigt werden, glei-
che Voraussetzungen müssen geschaffen werden. 
Dieses Thema, Herr Kollege Glombig, eignet sich 
nicht für Polemik. Die Rentner haben Anspruch auf 
sachliche Information und Entscheidung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bereits 1975 hat das Bundesverfassungsgericht 
den Gesetzgeber aufgefordert, Mann und Frau bei 
der Hinterbliebenenrente gleichzustellen. Bisher 
erhalten Frauen immer eine Witwenrente. Die Män-
ner bekommen dagegen eine Witwerrente nur 
dann, wenn die Frau die Familie überwiegend un-
terhalten hat. Die SPD-geführten Bundesregierun-
gen haben in sieben Jahren dieses Problem nicht 
gelöst. Wir verdanken es der Tatkraft unseres Bun-
desarbeitsministers Norbert Blüm, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lutz [SPD]: 
Da muß er selber lachen!) 

daß wir nach zehnjähriger Diskussion endlich ei-
nen Gesetzentwurf haben und heute entscheiden 
können. 

Das Modell der Bundesregierung sieht die Hin-
terbliebenenrente mit Freibetrag vor. In Zukunft 
soll auch der Mann ohne besondere Voraussetzun-
gen eine Witwerrente bekommen können, so wie 
dies jetzt bereits bei der Frau der Fall ist. Gleichzei-
tig — und dies ist neu — soll unter bestimmten Vor-
aussetzungen eigenes Einkommen bei der Witwen- 
und Witwerrente berücksichtigt werden, allerdings 
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nur dann, wenn ein Einkommensfreibetrag über-
schritten wird. 

Ich möchte noch einmal ausdrücklich klarstellen, 
daß diese Neuordnung nur für die Zukunft gilt. Wer 
bereits jetzt Hinterbliebenenrente erhält, für den 
ändert sich überhaupt nichts. Die neue Regelung 
gilt nur für die zukünftigen Hinterbliebenenrenten 
ab 1986. Auch wer in Zukunft Hinterbliebenenrente 
erhält und keine eigene Versichertenrente oder ei-
genes Einkommen hat, ist nicht betroffen. Bei ihm 
kann kein Einkommen angerechnet werden, für ihn 
ändert sich ebenfalls nichts. 

Hauptgegenstand der Diskussion ist die vorgese-
hene Einkommensanrechnung. Mit dieser Frage — 
insbesondere mit den daraus resultierenden verfas-
sungsrechtlichen Problemen — möchte ich mich in 
erster Linie auseinandersetzen. Entscheidende sy-
stematische Grundlage für die Berücksichtigung 
von Einkommen ist die Unterhaltsersatzfunktion 
der Hinterbliebenenrente. Nach dem Tod eines 
Ehegatten tritt an die Stelle des Unterhalts, den er 
nicht mehr erbringen kann, die Hinterbliebenen-
rente. Diese Unterhaltsersatzfunktion der Hinter-
bliebenenrente ist in langjähriger Rechtsprechung 
— auch vom Bundesverfassungsgericht — aner-
kannt. Sie kommt auch sehr sinnfällig im geltenden 
Recht durch den Wegfall der Hinterbliebenenrente 
bei Wiederheirat zum Ausdruck. 

Ich meine, daß derjenige, dessen Unterhalt be-
reits durch eigenes Einkommen sichergestellt ist, 
nicht auch noch aus der Rentenversicherung eine 
volle Hinterbliebenenrente als Unterhaltsersatz 
braucht. Sozialpolitisch erscheint mir die Einkom-
mensberücksichtigung daher grundsätzlich ge-
rechtfertigt. 

Durch die Berücksichtigung von Einkommen ver-
liert die Hinterbliebenenrente nicht ihren Charak-
ter als Versicherungsleistung. Sie hat zur Voraus-
setzung, daß der verstorbene Ehegatte Beiträge ent-
richtet hat. In der Höhe richtet sich die Hinterblie-
benenrente immer nach der Rente des verstorbe-
nen Ehegatten. 

In diesen beiden Punkten unterscheiden sich die 
Hinterbliebenenrenten von der Fürsorgeleistung. 
Die Fürsorgeleistung verlangt keine Vorleistung 
und orientiert sich am konkreten Bedarf im Einzel-
fall. Aus diesen beiden Unterschieden heraus sind 
Hinterbliebenenrenten mit Fürsorgeleistungen in 
keiner Weise vergleichbar. 

Allerdings enthalten die Hinterbliebenenrenten 
wie die meisten Leistungen der Rentenversiche-
rung Elemente des sozialen Ausgleichs, die nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts bei Hinterbliebenenrenten besonders stark 
ausgeprägt sind. 

Meine Damen und Herren, im übrigen kennt 
auch das geltende Recht der Rentenversicherung 
eine Vielzahl von Fällen, bei denen Einkommen be-
rücksichtigt wird, so z. B. die Versagung des An-
spruchs auf Witwerrente an einen Witwer, dessen 
Einkommen das der verstorbenen Ehefrau über-
stieg. Die Einkommensberücksichtigung ist daher 
auch systemgerecht. Sie ist in der Rentenversiche-

rung kein Fremdkörper. Sie wird jetzt nicht plötz-
lich neu eingeführt. 

Meine Damen und Herren von der SPD, auch das 
von Ihnen vertretene Teilhabemodell ist wirtschaft-
lich nichts anderes als eigene Rente mit Einkom-
mensanrechnung. Hier wird teilweise sogar in er-
heblich schärferer Form Einkommen berücksich-
tigt als bei unserer Lösung — insbesondere bei klei-
nen Renten —, weil Ihr Modell Freibeträge nicht 
kennt. 

Eine ganz entscheidende Frage ist, welches Ein-
kommen nun berücksichtigt werden soll. Nach dem 
Willen der Bundesregierung sollen nur das Er-
werbseinkommen und das Erwerbsersatzeinkom-
men erfaßt werden. Sonstige Einkünfte wie z. B. aus 
privaten Lebensversicherungsverträgen, aus Kapi-
talvermögen, Vermietung und Verpachtung werden 
nicht berücksichtigt, da es sich nicht um Erwerbs-
oder Erwerbsersatzeinkommen handelt. 

Die Beschränkung des Einkommens auf Er-
werbs- und Ersatzeinkommen hat verschiedene 
Gründe. Sie ist einmal dadurch gerechtfertigt, daß 
im System der gesetzlichen Rentenversicherung die 
Beiträge vom versicherten Arbeitseinkommen er-
hoben werden, nicht aber von etwaigen Kapitalein-
künften. Auch auf der Leistungsseite richtet sich 
die Höhe der Rente nicht nach den Kapitaleinkünf-
ten, sondern nach Versicherungsdauer und Höhe 
der versicherten Entgelte. Neben diesen systemati-
schen Überlegungen ist für uns auch von Bedeu-
tung, daß wir durch eine Rentenreform den Verwal-
tungsaufwand so gering wie möglich halten wollen. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Na! Na!) 

Wir wollen weder durch eine Reform eine giganti-
sche Bürokratie, noch durch die Einbeziehung aller 
Einkommen etwa eine Schnüffelei in den Sparbü-
chern der Rentner. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Suhr [GRÜNE]: Aber eine Volkszählung 

wollt ihr!) 

Soweit es um das Erwerbsersatzeinkommen geht, 
beschränken wir diese Berücksichtigung auf öffent-
lich-rechtliche Regel- und Sondersysteme. Dies er-
gibt sich aus der Überlegung, daß wir in die privat-
rechtliche Vorsorge der Bürger nicht eingreifen 
wollen. Dies bedeutet, daß z. B. Leistungen der be-
trieblichen Altersversorgung unberücksichtigt blei-
ben. 

Wir haben in diesem Zusammenhang auch sehr 
sorgfältig die verfassungsrechtlichen Fragen ge-
prüft. Nach unserer Überzeugung ist es verfas-
sungsgemäß zwischen Einkommen, das zu berück-
sichtigen ist, und Einkommen, das nicht berücksich-
tigt wird, zu unterscheiden. Der Gesetzgeber ist bei 
der Zuordnung von Einkommen allerdings nicht 
ganz frei. Der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 
Abs. 1 des Grundgesetzes zieht hier Grenzen. Ge-
setzliche Differenzierungen dürfen nicht willkür-
lich sein. Sie sind nur dann verfassungsgemäß, 
wenn sie sich sachlich begründen lassen. Dies ist 
bei unserem Modell der Fall. Eigenes Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen soll nur insoweit berück- 
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sichtigt werden, als es über einem dynamisch aus-
gestalteten Freibetrag liegt. Der Freibetrag beträgt 
zunächst 900 DM. Dieser Grundfreibetrag erhöht 
sich je Kind um ca. 200 DM. In der Höhe orientiert 
sich der Freibetrag in etwa an dem notwendigen 
Selbstbehalt eines unterhaltspflichtigen Ehegatten. 

Der Freibetrag hat eine soziale Ausgleichsfunk-
tion. Er führt dazu, daß Bezieher kleinerer Einkom-
men von der Neuordnung nicht berührt werden. 
Dies trifft vor allem für Frauen mit Witwenrente 
und eigener Versichertenrente zu. 90 % aller Frau-
en, die heute eine Witwenrente erhalten, bekommen 
gegenwärtig noch eine Versichertenrente, die unter 
dem von uns vorgesehenen Freibetrag liegt. Für 
diese 90 % der Frauen ändert sich also durch diese 
Reform überhaupt nichts. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Verbessert sich 
nichts!) 

Der Freibetrag kommt aber auch Beziehern hö-
herer Einkommen zugute, weil nur das Einkommen 
berücksichtigt wird, das den Freibetrag übersteigt. 
Soweit das Nettoeinkommen den Freibetrag über-
steigt, soll es zu 40 % bei der Hinterbliebenenrente 
berücksichtigt werden. 60 % bleiben also frei. Wir 
sind der Auffassung, daß mit dieser Regelung auch 
dem Leistungsgedanken Rechnung getragen wird. 

Soweit Einkommen zu berücksichtigen ist, ruht 
die Hinterbliebenenrente teilweise oder ganz. Sie 
entfällt also nicht auf Dauer, sie ruht lediglich. Dies 
heißt, daß bei einer Verminderung des Einkom-
mens der Anspruch wieder aufleben kann. Daß die 
Hinterbliebenenrenten zum Teil oder auch ganz ru-
hen können, verstößt nach unserer Überzeugung 
nicht gegen die Eigentumsgarantie des Grundge-
setzes. Die Hinterbliebenenrente und die Frage, ob 
sie dem Schutz des Art. 14 Abs. 1 des Grundgesetzes 
unterliegt, hat das Bundesverfassungsgericht bis-
her ausdrücklich nicht behandelt und offen gelas-
sen. Es hat diese Frage bisher nur für Versicherten-
renten bejaht. 

Aber selbst wenn man Hinterbliebenenrenten als 
Eigentum im Sinne des Grundgesetzes ansieht, ist 
unser Modell verfassungsgemäß, denn aus der Un-
terhaltsersatzfunktion der Hinterbliebenenrente 
und dem Prinzip des sozialen Ausgleichs folgt, daß 
der Gesetzgeber einen verhältnismäßig weiten Ge-
staltungsspielraum hat, um Inhalt und Schranken 
dieses Eigentums zu bestimmten. Dies zeigt auch 
die  bestehende Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts. 

Der Gesetzgeber bleibt mit dem jetzt vorliegen-
den Gesetzentwurf innerhalb der ihm gezogenen 
Grenzen. Dies wird allein schon dadurch deutlich, 
daß wir aus Gründen des Vertrauensschutzes weit-
reichende Übergangsregelungen vorsehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregierung ist 
ohne Zweifel ein kompliziertes Reformwerk; aber 
es gibt kein System, das gleichzeitig gerecht und 
unkompliziert sein könnte. Wir alle haben es uns 
vor allem mit der Frage der Verfassungsmäßigkeit 
nicht leicht gemacht. Ich erinnere daran, daß nach 
einer ersten Sachverständigenanhörung, die sämtli-

chen Aspekten des Gesetzentwurfes galt, eine 
zweite Sachverständigenanhörung allein den ver-
fassungsrechtlichen Fragen gewidmet war. Die Ar-
gumente, die von den Sachverständigen für die Ver-
fassungsmäßigkeit des Modells der Hinterbliebe-
nenrente mit Freibetrag vorgebracht wurden, sind 
für uns überzeugend. Wir halten den vorliegenden 
Gesetzentwurf für verfassungsgemäß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Soweit in dieser Anhörung Bedenken geäußert 
wurden, beruhten sie weithin nicht auf verfassungs-
rechtlichen, sondern auf sozialpolitischen Überle-
gungen, oder man ging von Erwägungen aus, die 
mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts, so wie wir sie heute vorfinden, nicht überein-
stimmen. Herr Kollege Glombig, es besteht auch 
kein vernünftiger Grund, mit der Verabschiedung 
des Gesetzes auf das Urteil zu warten, das das Bun-
desverfassungsgericht am 16. Juli verkünden wird. 
Selbst wenn die Entscheidung zur Neuregelung der 
Krankenversicherung der Rentner etwas zu der 
Frage sagt, ob Hinterbliebenenrente Eigentum im 
Sinne des Grundgesetzes ist, so entstünde keine 
neue Situation, weil unsere verfassungsrechtliche 
Prüfung auch unter diesem Gesichtspunkt vorge-
nommen worden ist. 

Meine Damen und Herren, die von uns vorge-
schlagene Neuordnung der Hinterbliebenenrente 
ist von allen diskutierten Modellen die beste Lö-
sung: Die Lösung führt zur Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen bei der Hinterbliebenenrente. 
Die Lösung ist kostenneutral. Wir vermeiden damit, 
daß morgen wieder eingesammelt wird, was heute 
beschlossen wird. Und: Die Lösung schont die Be-
zieher von kleinen Renten und damit vor allem die 
Frauen. 

Die Koalition hat sich in einer schwierigen Frage 
einmal mehr als handlungsfähig erwiesen. Es ist 
uns gelungen, den Auftrag des Bundesverfassungs-
gerichts in sehr kurzer Zeit systemkonform und so-
zial ausgewogen zu erledigen. 

(Zuruf von der SPD: Bravo!) 

Ich bin überzeugt, daß sich dieses Reformwerk in 
der Praxis behaupten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Kollege Seehofer, all' die schö-
nen Worte, 

(Glombig [SPD]: So schön waren die auch 
wieder nicht!) 

die Sie gefunden haben, um Ihre Haltung zu be-
gründen, werden Ihnen nicht helfen. Denn Sie sind 
über die verfassungsrechtlichen Bedenken in den 
Beratungen mit einer Unbekümmertheit sonder-
gleichen hinweggegangen. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Das können 
wir abwarten!) 
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Sie haben im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
verfassungsrechtlich begründete Vorschläge der 
Sachverständigen zum Teil sogar ins Gegenteil ver-
kehrt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Kollege Bueb, Sie haben gesagt, der sozial-
demokratische Entwurf berücksichtige die Haus-
frauen nicht. Was sind denn die 80 % Frauen, für die 
unser Entwurf mehr bringt, jahrzehntelang anderes 
gewesen als Hausfrauen, weswegen sie heute ja so 
geringe Renten haben? 

(Beifall bei der SPD — Bueb [GRÜNE]: 
Nennen Sie doch einmal Zahlen!) 

Was sind denn viele der Rentnerinnen mit geringen 
Renten, die heute schon Rente bekommen, denen 
wir ein Babyjahr geben, die ein Babyjahr dazube-
kommen? 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Meine Damen und Herren, ich komme nicht um-
hin, auf den heutigen Tag hinzuweisen: Es ist Som-
meranfang, aber für Rentnerinnen und Rentner ist 
es der Anfang des Winters. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Ach, du lieber Gott! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Ich möchte versuchen, die beiden Gesetzentwürfe 
kurz gegenüberzustellen, um einmal deutlich aufzu-
zeigen, wie die Vorstellungen sind. 

Unser sozialdemokratischer Entwurf verbessert 
— unbestritten — die soziale Sicherung der Witwen. 
Er führt zum Ausbau einer eigenständigen Alterssi-
cherung der Frau 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie nehmen es doch 
den sozial Schwachen weg!) 

und entspricht dem Prinzip der Partnerschaft in 
der Ehe. 

(Frau Fuchs [SPD]: Richtig!) 

Der CDU-Entwurf bringt keinerlei Verbesserung 
der Hinterbliebenenversorgung für Frauen. Er 
führt mit der Einkommensanrechnung das Bedürf-
tigkeitsprinzip in die Sozialversicherung ein 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unerhört!) 

und schafft ein gefährliches Präjudiz für späteren, 
weiteren Sozialabbau. 

(Beifall bei der SPD) 

Und: Der CDU-, der Regierungsentwurf schafft bei 
der Anrechnung durch Ungleichbehandlung der 
verschiedenen Einkommensarten eine Fülle neuer 
Ungerechtigkeiten. 

Der SPD-Entwurf enthält die aus Bundesmitteln 
finanzierte Anerkennung von Kindererziehungs-
zeiten für Frauen aller Generationen und vermeidet 
die Benachteiligung derjenigen Frauen, die ihre 
Kinder in der Vergangenheit unter besonders 
schwierigen Bedingungen erzogen haben. 

(Hornung [CDU/CSU]: Und da haben Sie 
nichts getan!) 

Sie verweigern den heutigen Rentnerinnen mit Ih-
rem Entwurf die Anerkennung dieser Kindererzie-
hungszeiten. 

(Beifall bei der SPD — Bueb [GRÜNE]: 
Ausnahmsweise richtig!) 

Wir vermeiden mit unserem Entwurf Eingriffe in 
das Recht der Unfallhinterbliebenenrenten, die mit 
dem Entschädigungsprinzip nicht vereinbar sind. 
Sie greifen mit der Übertragung der Einkommens-
anrechnung auf die gesetzliche Hinterbliebenen-
rente in eben dieses Entschädigungsprinzip ein. 

Wir leisten durch den Ausbau der Rente nach 
Mindesteinkommen 

(Bueb [GRÜNE]: Die meistens unter der 
Sozialhilfe liegt!) 

einen Beitrag zur Verhinderung der Armut im Al-
ter, der insbesondere Frauen zugute kommt. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie leben perma

-

nent auf Pump, sonst gar nichts!) 

Unser Entwurf kommt durch Umschichtungen im 
Rentenrecht bei der Bewertung der beitragslosen 
Zeiten 

(Bueb [GRÜNE]: Nennen Sie doch einmal 
Zahlen!) 

zu einer nahezu kostenneutralen Regelung der Hin-
terbliebenenrente. 

(Bueb [GRÜNE]: Wie hoch ist denn die 
Rente nach Mindesteinkommen?) 

— Herr Bueb, Sie hatten doch die Möglichkeit, zu 
reden. Melden Sie sich meinetwegen, aber das dau-
ernde Dazwischenreden ist doch Unsinn. Sie hätten 
sich im Ausschuß häufiger melden sollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist es!  — 
Da  war er nicht da!) 

Unser Entwurf stabilisiert durch schrittweise 
Wiederherstellung voller Rentenversicherungsbei-
träge der Bundesanstalt für Arbeit, durch eine neue 
Rentenformel, durch Beteiligung des Bundes am 
demographischen Risiko und durch flexible Bei-
tragssatzregelung langfristig und sozial ausgewo-
gen die Finanzierung der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Bueb? 

Heyenn (SPD): Bitte. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter. 

Bueb (GRÜNE): Herr Kollege, in welcher Höhe 
liegt denn die Rente nach Mindesteinkommen? 
Können Sie das in der Staffelung einmal darstel-
len? 

Heyenn (SPD]: Lieber Kollege Bueb, ich hätte ge-
wünscht, Sie hätten häufiger an den Ausschußbera-
tungen teilgenommen; da hätten wir uns mit sol-
chen Detailfragen auseinandersetzen können. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage, Herr Kollege? 

Heyenn (SPD): Nein. 
(Suhr [GRÜNE]: Feigling! — Bueb [GRÜ-

NE]: Das war eine Antwort!) 

Der Regierungsentwurf enthält keinen einzigen 
Ansatz zur Strukturreform. Er ist mit unkalkulier-
baren verfassungsrechtlichen Risiken behaftet. 
Meine Damen und Herren, Inhalte haben bei der 
Bundesregierung keine Rolle mehr gespielt, ge-
nauso wenig wie verfassungsrechtliche Bedenken, 
wie die Selbstachtung des Parlaments und wie der 
Respekt vor gewachsenen Rentenansprüchen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Diese Regierung 
nimmt erstmals den Verfassungsauftrag 

an!) 

Die Aufgabe der Politik ist es — und dem stellen 
wir Sozialdemokraten uns —, zu fragen: Was sind 
die wirklichen Probleme in der Alterssicherung? Da 
ist zunächst das Urteil des Verfassungsgerichts aus 
dem Jahre 1975, das die Gleichstellung fordert. 

(Hornung [CDU/CSU]: So ist es, und Sie 
haben es zehn Jahre lang nicht beachtet!) 

Dann ist da die Tatsache — über die vor wenigen 
Jahren noch zwischen allen Parteien Übereinstim-
mung bestand —, daß die Alterssicherung der Frau 
insgesamt reformbedürftig ist. Die materielle Un-
terversorgung vieler Frauen im Alter ist unbestrit-
ten. Rund 1,5 Millionen Witwen im Rentenalter er-
halten lediglich eine Witwenrente, keine Versicher-
tenrente. Rund zwei Drittel der Witwenrenten lie-
gen unter 900 DM, fast 40 % sogar unter 600 DM. 

(Kolb [CDU/CSU]: Weshalb denn? Weil 
keine Versicherungsjahre da sind!) 

— Weil — teilweise wegen Lohndiskriminierung — 
zu niedrige Beiträge entrichtet wurden, 

(Zustimmung bei der SPD) 

weil die Frauen daran gehindert wurden, auf den 
Arbeitsmarkt zu gehen; denn sie sind industrielle 
Reservearmee. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig. — Ge-
genrufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Alterssicherung 
der Frauen ist auch deswegen reformbedürftig, weil 
die herkömmliche Witwenversorgung dem neuen 
Eherecht und einem partnerschaftlichen Ehever-
ständnis nicht mehr entspricht. Die grundsätzliche 
Reform der Alterssicherung der Frauen ist das er-
ste Problem, dessen Lösung die Bürger von diesem 
Parlament erwarten dürfen. 

Das zweite ist, daß die Bürger Sorgen um ihre 
Renten haben, und zwar begründete Sorgen, weil 
sie wissen, daß die Dauerarbeitslosigkeit das so-
ziale Netz belastet und daß auf längere Sicht immer 
weniger Beitragszahler für immer mehr Rentner 
einzutreten haben. Das kann man nicht so flapsig 
wegwischen, wie es der Herr Bundesarbeitsmini-
ster immer tut, wenn er sagt: Keine Rente wird 
gekürzt, die Renten werden pünktlich gezahlt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso ist es!) 

Das ist doch gar nicht das Problem! 
(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Das Problem ist, daß die Rentner befürchten müs-
sen, von der Realeinkommensentwicklung abge-
hängt zu werden. Das Problem ist, daß die Beitrags-
zahler befürchten, daß sie für wachsende Beiträge 
einen immer geringeren Gegenwert erhalten wer-
den 

(Hornung [CDU/CSU]: Eine Folge Ihrer 
Erblast!) 

und daß man in der Rentenversicherung trotz ho-
her Beiträge keine angemessene Lebensstandard-
sicherung mehr erreichen kann. Das Problem ist, 
daß es keine stetige, vorausschauende und ehrliche 
Rentenpolitik mehr gibt, auf die man sich verlassen 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn hier „Erblast" dazwischengerufen wird, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

lassen Sie mich nur sagen: Als wir aus der Regie-
rung ausschieden, gab es Rücklagen für zwei Mo-
natsrenten, 

(Kolb [CDU/CSU]: Und neun waren es, als 
Sie begonnen haben!) 

und Sie haben in der Zwischenzeit sogar das gesetz-
liche Mindestmaß unterschritten; 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Renten auf 
Pump!) 

Sie mußten die Renten auf Pump zahlen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Ihre ganze Regierung war auf 

Pump!) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Kolb?  

Heyenn (SPD): Ja. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Kollege Heyenn, stimmen 
Sie mir darin zu, daß wir 1974 neun Monatsrückla-
gen hatten, daß die Monatsrücklagen bis 1982 auf 
zwei zurückgegangen sind und daß dies deswegen 
passiert ist, weil die Systematik in sich höhere Aus-
gaben als Einnahmen brachte? Ist das richtig? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Nein!) 

Heyenn (SPD): Es ist falsch; denn diese Reduzie-
runmg ist wesentlich Folge der Tatsache, daß Sie 
durch Ihre Zufallsmehrheit 1972 die Rentenversi-
cherung überlastet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ein kurzes Wort zur 
Teilhaberente. Wir realisieren mit der Teilhabe-
rente in der Hinterbliebenenversorgung das Prinzip 
der ehelichen Partnerschaft. An Stelle des Unter-
haltsersatzanspruches tritt das Recht auf gleichbe-
rechtigte Teilhabe an dem vom Ehegatten erworbe-
nen Rentenanspruch. Deshalb soll die Hinterbliebe-
nenrente 70 % der Summe aller von beiden Ehepart-
nern erworbenen Rentenansprüche betragen, min- 
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destens allerdings die eigene Rente. Und für eine 
Übergangszeit, Herr Kollege Seehofer — er ist 
nicht da —, die Sie völlig außer acht gelassen ha-
ben, garantieren wir, daß Frauen die Rente nach 
altem Recht erhalten können, wenn sie günstiger 
ist. Das wesentlich Neue an der Teilhaberente ist, 
daß sie nicht mehr den Charakter einer abgeleite-
ten Rente hat, sondern einen eigenen Rentenan-
spruch darstellt. Das ist ein grundsätzlicher Unter-
schied. Frau Adam-Schwaetzer, das vergessen Sie, 
wenn Sie sagen, bei unserem Modell handle es sich 
auch um ein Einkommensanrechnungsmodell. Wir 
rechnen kein Arbeitseinkommen an. 

Auf der Grundlage des heutigen Rentenbestan-
des berechnet, meine Damen und Herren, würden 
rund 85% der Frauen gegenüber dem heutigen 
Recht Verbesserungen erhalten. Wir verschweigen 
dabei nicht, daß es für 15% gewisse Verschlechte-
rungen gäbe. Das sind die Frauen, die durch lang-
jährige Beitragszahlungen auch relativ hohe An-
sprüche erworben haben. Aber dies müssen wir 
wohl hinnehmen, wenn wir damit die Alterssiche-
rung der Frauen insgesamt wesentlich verbessern. 

Im übrigen, wer nur die Witwenrente bekommt, 
der erhält nach unserem Modell statt 60% wie bei 
Herrn Blüm in Zukunft 70% Witwenrente. Das sind 
wohl 10 % mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun hat sich der Deutsche Gewerkschaftsbund — 
darauf ist hingewiesen worden — für den Vorschlag 
der Bundesregierung entschieden, weil er meint, 
diese 15 % der Witwen vertreten zu müssen, die von 
uns gewisse Verschlechterungen erfahren würden. 
Das steht zwar im Widerspruch zu einer Entschei-
dung des letzten DGB-Bundeskongresses, aber da-
mit will ich mich gar nicht beschäftigen. Ich glaube, 
der Deutsche Gewerkschaftsbund oder, genauer, 
seine Sozialpolitiker, vergessen, daß die 85% der 
durch unseren Entwurf begünstigten Frauen mit 
bisher zum Teil sehr niedrigen Renten ausnahms-
los Arbeiterinnen waren und aus Arbeitnehmerfa-
milien kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Frauen haben es nicht zu verantworten, daß 
sie z. B. nach Jahren der Kindererziehung nicht 
wieder ins Erwerbsleben zurückkehren konnten, 
weil der Arbeitsmarkt keinen Platz für sie hatte. 

Nun ein paar Worte zum Einkommensanrech-
nungsmodell der Bundesregierung, das keinen Bei-
trag zur Beseitigung von Armut im Alter darstellt 
und zu haarsträubenden Ungerechtigkeiten führt. 
Ich habe bei der ersten Lesung dieses Gesetzent-
wurfes hier im Januar einige Fragen aufgeworfen, 
die wegen der Hektik in den Ausschußberatungen 
nicht umfassend haben beantwortet werden kön-
nen. Ich hatte gefragt, was das eigentlich für eine 
Reform sei, bei der Hinterbliebene, die ein Arbeits-
einkommen oder eine eigene Rente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung bezögen, in krasser 
Weise gegenüber den Beziehern von Vermögensein-
künften, Beamtenpensionen oder Leistungen aus 
berufsständischen Versorgungswerken benachtei-
ligt würden. Ich hatte gefragt, ob Sie es denn vertre-

ten könnten, daß ein Zahnarzt, der sich zur Ruhe 
setzt, die Witwenrente seiner Frau neben den Ein-
künften aus seinem Vermögen ungekürzt bekommt, 
während seine frühere Sprechstundenhilfe hinneh-
men muß, daß ihre eigene Rente auf ihre Witwen-
rente angerechnet wird. Und ich hatte gefragt: Was 
ist das eigentlich für eine Reform, die wegen der 
Einkommensanrechnung Witwen zur Berufsauf-
gabe zwingt, die spätere Einbußen in der eigenen 
Rente zur Folge haben? Was ist das für eine Re-
form, die die eigene Berufstätigkeit der Hinterblie-
benen bestraft und somit leistungsfeindlich ist? 

(Frau Fuchs [Köln] (SPD): Richtig!) 

Haben Sie nicht immer gesagt, Leistung müsse sich 
wieder lohnen? 

Und die Liste der Ungerechtigkeiten geht weiter: 
Zusatzrentner des öffentlichen Dienstes werden ge-
genüber Beamtenpensionären begünstigt. Wer pri-
vate Vorsorge durch freiwillige Rentenversiche-
rungsbeiträge geleistet hat, wird dem gegenüber be-
nachteiligt, der eine private Lebensversicherung be-
zahlt hat. 

(Frau Fuchs [Köln] (SPD): Unglaublich!) 

Wir haben in der Tat verfassungsrechtliche Beden-
ken wegen der Verletzung des Gleichheitsgrundsat-
zes bei der Auswahl der Einkommen. Diese Aus-
wahl ist willkürlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben auch Bedenken im Hinblick auf die Ei-
gentumsgarantie des Art. 14, weil die Einkommens-
berücksichtigung in die Kernbereiche des Renten-
rechts eingreift, weil die Reduzierung der Witwen-
rente auf null in Ihrem Modell keine Ausnahme 
bleiben wird. 

Einige Worte zu den Kindererziehungszeiten. 
Hier stehen wir einem weiteren Trauerspiel auf der 
Bühne des Norbert Blüm gegenüber. 

(Zuruf von der FDP: Das ist eine großartige 
Sache!) 

Wir wollen versuchen, die Lücken in der sozialen 
Biogaraphie aller Frauen zu schließen. Der Entwurf 
der Bundesregierung bedenkt lediglich einen Perso-
nenkreis, der zu einem guten Teil seine Kinder 
schon mit BAföG, Wohngeld, Kindergeld und ande-
ren Transferleistungen als ergänzendes Einkom-
men erziehen konnte. Dies ist, meine Damen und 
Herren, kein Einstieg in die Kindererziehung son-
dern das ist ein Ausstieg für die Frauen, die heute 
Rente beziehen, vielleicht im Ersten Weltkrieg 
großgeworden sind, im Zweiten Weltkrieg ihre Kin-
der erzogen haben und nach dem Krieg dann die 
Trümmer in den Städten wieder beseitigt haben. 
Wer diese Frauen ausschließt, handelt rücksichts-
los. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wer sagt, es stünde kein Geld zur Verfügung, 
dem darf ich doch einmal sagen: Ist dies nicht Argu- 
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mentation wider besseres Wissen? Eine Milliarde 
für 1 200 Offiziere jenseits der Knackigkeit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Pfui! — Hornung 
[CDU/CSU]: Aus Ihrer Zeit stammt das! — 
Zurufe von der SPD — Gegenrufe von der 

CDU/CSU) 

Wie, ich höre: der Ansatz für die Beschaffung z. B. 
von Panzern im Verteidigungshaushalt ist in die-
sem Jahr eine Milliarde zu hoch, 

(Lutz [SPD]: Hört! Hört!) 

weiter 3 Milliarden zusätzlich für die Landwirte, 
Reduzierung bei der Vermögensteuer, Verzicht auf 
eine Ergänzungsabgabe zu Lasten der Besserver-
dienenden. Wer hier sagt, das Babyjahr sei nicht zu 
finanzieren, der kann nicht hoffen, dies gehe nach 
dem Motto „Das macht doch nichts, das merkt doch 
keiner". Herr Blüm, das werden Ihnen die Frauen 
in der Bundesrepublik nicht vergessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Reform der Alterssicherung nach unserem 
Entwurf gehört auch der Ausbau der Renten nach 
Mindesteinkommen. Wir finden es hier einigerma-
ßen merkwürdig, daß in der Ablehnung dieses wich-
tigen Reformschrittes Konservative, Wirtschaftsli-
berale und GRÜNE sich einig sind, wenn auch mit 
unterschiedlichen Begründungen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Die Koalition beruft sich auf das Prinzip der Lei-
stungsgerechtigkeit, das durch die Rente nach Min-
desteinkommen verletzt sei. Auf einmal ist dieser 
Koalition dann, wenn es paßt, das Versicherungs-
prinzip heilig, wenn sie es mißbrauchen kann, um 
Altersarmut ideologisch zu rechtfertigen. Genau 
das gleiche Prinzip, das sie bei der Bedürftigkeits-
rente für Frauen mit Füßen tritt! Wie paßt das 
eigentlich zusammen? 

(Beifall bei der SPD — Lutz [SPD]: Über-
haupt nicht!) 

Ich halte es auch nicht für passend, daß die GRÜ-
NEN, weil ihrer Forderung nach einer Mindest-
rente für jeden — sie ist noch nicht einmal einge-
bracht — nicht Rechnung getragen wird, Schritte 
zu einer besseren Versorgung der Frauen wie z. B. 
die Ausdehnung der Rente nach Mindesteinkom-
men ablehnen. 

(Bueb [GRÜNE]: Wir haben einen Antrag 
eingebracht, Herr Kollege! — Glombig 
[SPD]: Das ist die Forderung von Sozial- 
konservativen wie Herrn Bangemann!) 

— Gut, vielen Dank für die Ergänzung. 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, 
überträgt ihre Hinterbliebenenrente mit Einkom-
mensanrechnung und Freibetrag auch auf die Un-
fallversicherung. Dort will man dies nicht, weil es 
einen Eingriff in das Entschädigungsprinzip dar-
stellt. Auch die Arbeitgeber, die die Kosten dafür 
tragen, wollen das nicht. Herr Blüm macht ihnen 
ein Geschenk, das sie gar nicht wollen. Vor wenigen 
Tagen hat die Unfallversicherung den 100jährigen 
Geburtstag gefeiert. Mir kommt Herr Blüm vor wie  

ein Pfadfinder, der täglich eine gute Tat tun muß, 
der die „alte Dame Unfallversicherung" am Rande 
einer befahrenen Straße sieht, sie am Ärmel packt, 
über die Straße zerrt, Dank erwartet und dann hört: 
„Sie Flegel, was machen sie? Ich wollte doch gar 
nicht über die Straße". 

(Heiterkeit) 

Herr Blüm, ich glaube, so wie Herr Strauß uns bei 
den zwölfhundert Offizieren helfen wird, wird er 
uns auch hier helfen. Das wird in den Vermittlungs-
ausschuß kommen. 

(Bueb [GRÜNE]: Koalition Strauß/SPD!) 

„... Gerade für die älteren Mitbürger wäre es eine 
große Beruhigung, wenn sie wüßten, daß die Ren-
te ... von der Hektik des Gesetzgebungsverfahrens 
abgehängt und auf eine Formel gestellt wird, die 
auf Generationen hinaus wasserdicht ist" — so Nor-
bert Blüm im Januar 1984. Das wäre konsensfähig. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Aber er hat 
nichts gemacht!) 

Jedoch die Macht des Faktischen, Herr Blüm, ent-
larvt den Widerspruch zwischen Ihren Prophezei-
ungen und Ihrem tatsächlichen Handeln. Der Ge-
setzentwurf garantiert weder eine langfristige Si-
cherung der Renten, 

(Bueb [GRÜNE]: Eurer auch nicht!) 

noch sind die Gesetzgebungsverfahren frei von 
Hektik. Daß Rechtsstaat, Herr Minister Blüm, auch 
etwas mit Gerechtigkeit im materiellen Sinne zu 
tun haben könnte, scheint sich Ihren Vorstellungen 
zu entziehen. Aber damit stehen Sie exakt in der 
konservativen Tradition. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Das ist eine 
Frechheit!) 

Daß es aber eine Vorstellungswelt des deutschen 
Trivialromans ist, wenn Sie implizieren „Jeder ist 
seines Glückes Schmied", „Wer nur will, der kann", 
das wissen Sie genauso gut wie wir. Das steht im 
Gegensatz zur Situation vieler Rentner. Sie sollten 
die Bürger nicht für dümmer halten, als sie sind 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Sie 
sollten sie nicht verunsichern!) 

und an deren Moral appellieren. Herr Arbeitsmini-
ster, Sie sind die Beweise Ihrer sozialpolitischen 
Moral bisher schuldig geblieben. 

(Beifall bei der SPD) 

Warum Sie unser Angebot, gemeinsam die vollen 
Beiträge der Arbeitslosengeld- und Arbeitslosenhil-
feempfänger wiederherzustellen, abgelehnt haben, 
warum Sie das Angebot unseres Gesetzentwurfs zu 
einer neuen Rentenformel ausschlagen, ist letzt-
endlich für uns kaum zu beantworten. Wir wollen 
der Rentenversicherung eine dauerhafte und solide 
Finanzgrundlage geben. Wir wollen weg von Ihren 
permanenten Beitragserhöhungen, wo die Unter-
schrift des Bundespräsidenten unter das letzte Bei-
tragsanhebungsgesetz noch nicht trocken ist und 
Sie hier im Parlament schon das nächste beraten. 

(Lutz [SPD]: Das ist unglaublich!) 
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Wir wollen den Bund über einen steigenden Bun-
deszuschuß an den Lasten der sich verändernden 
Altersstruktur beteiligen. Wir wollen eine gerech-
tere Bewertung der beitragslosen Zeiten vorneh-
men. 

(Günther [CDU/CSU]: Indem Sie früher 
den Bundeszuschuß gekürzt haben!) 

Wir wollen mit diesen Maßnahmen die Renten aus 
dem täglichen Gerede heraushalten und mit der 
Verunsicherung der Rentner Schluß machen. 

Wenn Sie im Kabinett eine Lanze für die Struk-
turreform gebrochen hätten, Herr Blüm, könnten 
wir so schnell wie möglich Rentnern und Beitrags-
zahlern wieder Vertrauen geben. Doch Sie verwei-
gern sich. Die Fachwelt fordert: Fangt an! Denn die 
Versicherungsträger brauchen, wenn wir fertig 
sind, zwei Jahre Vorbereitungszeit. Sie verweigern 
sich. Denken wir über diesen Gesetzentwurf hinaus! 
Denken wir an den Wertschöpfungsbeitrag, Herr 
Kollege Bueb, den wir planen hier einzubringen. 
Hier verweigern Sie sich ebenfalls. Andere sind of-
fener. Herr Stoltenberg will dies überlegen. Herr 
Strauß will dies ebenfalls überlegen. Sie lassen sich 
permanent bange machen. Ich habe den Eindruck, 
Sie denken auch schon wie Herr Bangemann. 

(Beifall bei der SPD — Zander [SPD]: Das 
ist neu, daß der Bangemann denkt!) 

Wir haben einen umfassenden Gesetzentwurf 
vorgelegt. Unser Entwurf bedeutet Strukturreform. 
Ihr Entwurf bedeutet weitere Reparatur. Mir kom-
men dabei, Herr Bundesarbeitsminister, Ihre Worte 
aus der Debatte über die Regierungserklärung des 
Kanzlers in den Sinn. Sie haben da gesagt: Nie 
mehr als ein Werkstück im Schraubstock! Das 
Werkstück, das ich jetzt im Schraubstock habe, 
heißt Rentenkonsolidierung. Wenn das erledigt ist, 
kommt die Hinterbliebenenversorgung dran. Eines 
nach dem anderen! 

Nun ist es aber schon bei dem ersten Werkstück 
— das war nämlich nicht Konsolidierung — eines 
nach dem anderen geworden: fünf Beitragsanhe-
bungen, drei reduzierte Rentenanpassungen in die-
ser Zeit. 

(Lutz [SPD]: Und ein halber Bankrott!) 

Dies war kein gelungenes Werkstück. Genausowe

-

nig ist die Rentenreform ein gelungenes Werkstück. 
Wer diesen Entwurf nach fast drei Jahren Lehrzeit 
— und so lange regieren Sie, Herr Bundesarbeits-
minister — so seinem Meister vorgelegt hätte, bei 
dem hätte der Meister mit Sicherheit erwogen, ihm 
zu empfehlen, auch jetzt noch den Lehrberuf zu 
wechseln. Oder er hätte Ihnen gesagt: Wenn du mit 
Ach und Krach bestehst, dann bekommst du aber 
nur einen befristeten Arbeitsvertrag! 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Oder der Meister hätte gesagt: Norbert, geh ins 
Showgeschäft; mit dem Handwerk klappt das nicht, 
aber mit dem Mundwerk, das haut hin! 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Wieviel Handwerker habt ihr denn? — Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Unserem in sich geschlossenen Entwurf, der die 
Rente aus dem Gerede bringt, der den alten Men-
schen wieder Vertrauen geben kann, steht kein ge-
lungenes Stückwerk — Entschuldigung, kein gelun-
genes Werkstück, sondern nur Stückwerk gegen-
über. Weil ich mich versprochen habe, fasse ich das 
noch einmal zusammen: 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Ein 
Freudscher Versprecher!) 

statt Handwerk — Mundwerk und statt Werkstück 
Stückwerk! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluß Herrn Jürgen Forster aus der heutigen 
„Süddeutschen Zeitung" mit einem Satz zitieren: 

Das ... vorgelegte Modell der Anrechnung voll-
zieht einen Bruch mit der rentenpolitischen 
Werteordnung, wie es ihn in seiner Tendenz 
eines Rückzugs des Staats aus bisherigen Lei-
stungsversprechen in der Nachkriegsge-
schichte nicht gegeben hat. 

Dem schließen wir uns an. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Blüm. 

(Kolb [CDU/CSU]: Jetzt kommt ein echter 
Handwerker, der weiß, was Handwerk 

ist!) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Das ist ein wichtiger Tag für die Rentenversi-
cherung, ein wichtiger Tag für die Rentner. 

(Zuruf von der SPD: Und ein schwarzer 
Tag für den Minister!) 

Endlich kommt die Reform der Hinterbliebenenver-
sorgung. Wir leisten unsere Arbeit — sehr richtig — 
Werkstück für Werkstück, Baustein um Baustein. 
Stockwerk um Stockwerk geht es um die Renovie-
rung des Rentensystems, 

(Bueb [GRÜNE]: Beim Dach fangt ihr an!) 

damit auch zukünftige Generationen darunter 
Schutz und Sicherheit finden können. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
auf einen Vorwurf müssen Sie sich jetzt einigen: Sie 
können nicht vortragen, ich würde in Sachen Ren-
tenversicherung und Rentenreform zu langsam ar-
beiten, und im nächsten Satz, wir würden zu schnell 
arbeiten. Beide Vorwürfe behindern sich wechsel-
seitig. 

(Günther [CDU/CSU]: Das ist bei der SPD 
so!) 

Ich komme zur Reform der Hinterbliebenenver-
sorgung. Am 12. März 1975 sprach das Bundesver- 
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fassungsgericht sein Urteil und gab uns den Auf-
trag, die Hinterbliebenenrenten neu zu regeln. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sehr lange ist das 
her!) 

Das war am 12. März 1975. Das Bundesverfassungs-
gericht versah seinen Auftrag mit der Terminie-
rung: bis Ende der übernächsten Legislaturperiode. 
In einer großzügigen Interpretation ist das der 
Herbst 1984. 

Noch einmal: Das Verfassungsgerichtsurteil war 
1975. Hätten Sie nicht sieben Jahre geschlafen, 
müßten wir nicht in kurzer Zeit diese Reform der 
Hinterbliebenenversorgung durchführen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie kann denn ausgerechnet jemand, der die Sache 
vertrottelt hat, uns vorwerfen, wir würden spurten! 
Das ist doch ein Widerspruch. 

(Mann [GRÜNE]: Ihr müßt euch alle ge-
genseitig kritisieren, nur die GRÜNEN 

nicht!) 

Zur Sache: Meine Damen und Herren, es bleibt 
die Aufgabe — auch aus Respekt vor dem Verfas-
sungsgericht —, die Hinterbliebenen nicht auf die 
Reform ihres Versorgungssystems warten zu las-
sen. Witwen und Witwer sollen gleichgestellt wer-
den. Das ist eine elementare Forderung der Gleich-
berechtigung, der sich niemand entzieht. Das wol-
len auch wir. 

Nur: Ein zweites Erfordernis begleitet diese Re-
form, nämlich neben der unbestrittenen Gleichbe-
rechtigung auch die Kostenneutralität. Ich denke, 
sie ist eine Bedingung einer soliden und sozialen 
Rentenpolitik. Denn heute mehr Geld ausgeben und 
morgen wieder einsammeln — das ist das Wechsel-
bad sozialdemokratischer Rentenpolitik. Das ma-
chen wir nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Heyenn, welche Logik: Sie werfen mir vor, 
unsere Reform der Hinterbliebenenversorgung sei 
kein Beitrag zur langfristigen Sicherheit der Ren-
tenfinanzen, und Sie legen selber Reformvor-
schläge vor, die 3 Milliarden DM mehr kosten. Wo 
bleibt denn da die Logik? Sie sagen, wir leisten kei-
nen Beitrag, und Sie verteuern die Sache. Wer 
heute kostensteigernde Rentenreformen vorlegt, 
muß morgen Renten kürzen. Jede Reform der Hin-
terbliebenenrente, die heute mehr Geld kostet, ist 
ein Angriff auf das Rentenniveau der Rentner. Das 
ist die Konsequenz Ihrer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen, Herr Kollege Glombig, kann es nur 
kurzsichtig sein, Kostenneutralität zu einer Chi-
märe zu erklären, wie Sie das getan haben. Kosten-
neutralität ist ein Gebot einer klugen Haushaltspo-
litik für die Rentner, einer klugen Politik für die 
Rentner, die ihre Groschen zusammenhält, damit 
wir das Rentenniveau morgen auch noch finanzie-
ren können. 

Nun zu Kostenneutralität und Gleichberechti-
gung. Ich gestehe es: Beide Bedingungen zu erfül-

len bedeutet fast die Quadratur des Kreises. Wie 
war es denn bisher, wenn Gleichberechtigung her-
zustellen war? Da wurden die Renten der Benach-
teiligten angehoben. Mit vollen Kassen ist das rela-
tiv leicht. Wie stellt man aber Gleichberechtigung 
bei knappen Kassen her? Dann ist die Gefahr groß, 
daß ungerecht gekürzt werden muß. In der Tat: 
Rechtlich sind die Männer benachteiligt; denn sie 
erhalten — jedenfalls in der Regel — keine Witwer-
rente, sondern nur in Ausnahmefällen. Tatsächlich 
sind allerdings die Frauen benachteiligt, denn sie 
haben die niedrigen Renten. Aus diesem Gestrüpp 
von rechtlichen Erfordernissen, politischen Erwar-
tungen der Frauen, nämlich daß ihre Lage verbes-
sert wird, und finanzieller Notwendigkeit einen 
Weg zu finden, bedeutet fast — ich wiederhole es  — 
die  Quadratur des Kreises. Dabei füge ich hinzu: Ich 
stehe hier nicht vor Ihnen, um eine Ideallösung an-
zubieten. Sie gibt es auch selten; sie gibt es in der 
Ideologie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Theoreti

-

kern!) 

Vielleicht haben Sie die Ideallösung; ich habe sie 
nicht. In der Sozialpolitik — dazu gehört eine ge-
wisse Bescheidenheit — gibt es keine Lösung ohne 
Einwände und keine Politik ohne Alternative. Die 
absolute Gerechtigkeit läßt sich nicht verwirkli-
chen. 

Vier Wege bieten sich an, um das Problem zu 
lösen. Ich will sie vom ganzen Gedankengang her 
noch einmal vortragen. 

Die erste Lösung im Hinblick auf Gleichberechti-
gung zwischen Mann und Frau in der Hinterbliebe-
nenrente: Wir dehnen die Regelung für die Witwen 
einfach auf die Witwer aus. Jeder Mann erhält auch 
eine 60 %ige Hinterbliebenenrente. Man muß nicht 
lange erklären: Diese Regelung verstößt gegen das 
Gebot der Kostenneutralität. Sie wäre im übrigen 
eine reine Männerbegünstigung. Sie würde einfach 
die Männer, die bisher nichts bekamen, in den Ge-
nuß einer Hinterbliebenenrente setzen. 

Zweitens bietet sich der umgekehrte Weg an, die 
heutige Regelung für die Witwer auf die Witwen zu 
übertragen. Die Witwer erhalten nur eine Hinter-
bliebenenrente, wenn sie nachweisen, daß der ver-
storbene Ehepartner der Hauptverdiener war. Hat 
er nur eine Mark weniger zum Unterhalt beigetra-
gen, gibt es keine Hinterbliebenenrente. Meine Da-
men und Herren, das wäre eine Rentenreform, die 
die Schnüffelei zum Systembestandteil der Renten-
versicherung erklären würde. Wir müßten bis in die 
Sparbücher hinein überprüfen, wer am Todestag 
des Ehepartners der Hauptverdiener war. Im übri-
gen würde aus der Rentenversicherung auch jede 
Kalkulierbarkeit entschwinden. Nehmen wir ein 
Beispiel: Ein 30jähriges Ehepaar weiß nicht, wer 30, 
40 oder 50 Jahre später von beiden zuerst stirbt und 
wer dann von beiden der Hauptverdiener ist. Es 
würde jede Kalkulierbarkeit von Erwartungen aus 
der Rentenversicherung beseitigt werden. Deshalb 
ist dieses System erstens zu kompliziert und zwei-
tens zu konfus. 
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Der dritte Weg ist Ihr Weg, und das — ich will es 

bekennen — war auch unser gemeinsamer Weg: 
Teilhaberente. Auf den ersten Blick — ich gestehe 
es — hat diese Lösung sehr viel Plausibilität: Wir 
bilden aus den beiden Ansprüchen von Mann und 
Frau, der beiden Ehepartner, im Sterbefall eines 
der Partner einen gemeinsamen Anspruch von 70, 
von 65 % bei Garantie der eigenen Rente für den 
Hinterbliebenen. 

Wenn Sie an dieses Modell aber mit der Bedin-
gung der Kostenneutralität herangehen, müssen 
Sie eine Teilhaberente von 65% anbieten. Eine Teil-
haberente von 65 % benachteiligt zwei Drittel — ich 
wiederhole: zwei Drittel — der berufstätigen Frau-
en. Bereits eine Frau, deren eigener Anspruch 14 
des Anspruchs ihres Mannes entspricht, muß drauf-
zahlen. Es wird doch wohl niemand eine Teilhabe-
rente anbieten, die so eklatant gegen die Interessen 
der berufstätigen Frauen verstößt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es bleibt der Ausweg, den Sie gesucht haben: 
70 %. Diese Lösung ist aber nicht kostenneutral. Sie 
kostet drei Milliarden mehr, die das Rentenniveau 
ganz allgemein gefährden. Aber selbst bei 70%iger 
Teilhabe muß ein Drittel der berufstätigen Frauen 
Einbußen hinnehmen. Ich wiederhole: Selbst bei 
70 %iger Teilhabe muß ein Drittel der berufstätigen 
Frauen Einbußen hinnehmen. 

Ich füge als Drittes hinzu: Auch dieses Teilhabe-
modell — da können Sie reden, solange Sie wollen 
— ist ein Anrechnungsmodell. Da es ohne Freibe-
trag arbeitet, wird von der ersten Mark an ange-
rechnet. Wenn Anrechnung Ihre Klage ist, dann 
müssen Sie die Klage erst an sich richten. Denn Ihr 
Modell geht in der Anrechnung weiter als unser 
Modell mit dem Freibetrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich füge einen vierten Einwand hinzu. Ich geste-
he: Das ist das K.-o.-Argument, verehrte Frau 
Fuchs, für Ihren Vorschlag. Das K.-o.-Argument lau-
tet: „Die Teilhaberente in Form einer Gesamtver-
sorgungsrente ist nicht machbar." Das ist ein Zitat 
von Helmut Kaltenbach, dem Direktor der Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte. Er fügt — in 
einer sehr lesenswerten Broschüre der Bundesver-
sicherungsanstalt 

(Glombig [SPD]: Machen Sie nicht auch 
noch Propaganda!) 

hinzu: 

Das ist eine späte Erkenntnis. 

— nämlich die Teilhaberente nicht machbar ist — 

Sie gewinnt man, wenn man versucht, eine Ge-
samtversorgungsrente für die Fälle zu bilden, 
in denen die Eheleute verschiedenen Alterssi-
cherungssystemen angehören beziehungsweise 
angehört haben ... 

In der Tat. Wenn der Mann Beamter und die Frau 
in der Rentenversicherung versichert ist und wenn 
aus beiden Ansprüchen ein gemeinsamer dritter 
Anspruch — 70% Teilhabe — entstehen soll, dann 
erklären Sie hier, Frau Fuchs: Sind die 70% Beam

-

tenversorgung, oder sind sie Rente? Was sind sie 
denn? 

Das ist keine akademische Frage. Das ist eine 
sehr konkrete Frage. Danach entscheidet sich näm-
lich, wie sie steigen. Danach entscheidet sich, wie 
sie besteuert werden. Die Anspruchsvoraussetzun-
gen sind sehr verschieden. Es bleibt die alte Ein-
sicht: Aus Äpfeln und Birnen können Sie keine 
neue Obstsorte machen. Sie versuchen, aus Äpfeln 
und Birnen eine neue Obstsorte zu machen. 

Das ist der Einstieg in den großen Rentenkuddel-
muddel der SPD. Aus diesem Rentenkuddelmuddel 
soll die Einheitsrente entstehen. Das ist der strate-
gische Punkt der Grenzverwischung. 

Aber es geht nicht nur um diese Grenzverwi-
schung. Wir wollen jetzt einmal ins Detail gehen 
und nicht nur in Überschriften sprechen. Sie muten 
den Hinterbliebenen auch einen Rentenslalom zu, 
beispielsweise der Frau, deren Mann stirbt, die aber 
noch gar keinen eigenen Anspruch hat. Da kann ja 
noch nichts zusammengelegt werden. Die Teilhabe 
kann j a nur entstehen, wenn zwei Rentenansprü-
che vorhanden sind. Was machen Sie, wenn der 
eine stirbt und der andere die Wartezeit noch nicht 
erfüllt hat? Dann muß er warten. Dann gibt's auch 
keine Teilhabe. Wenn er Kinder hat, bekommt er 
eine Rente. Wenn er keine Kinder hat, die er er-
zieht, bekommt er keine. Also Rentenslalom: Er-
ziehst du mit 40 Jahren noch Kinder, bekommst du 
noch eine Rente. Wenn das Kind aus dem Haus ist, 
dann bekommst du keine mehr. Wenn du 60 bist, 
kommst du dann in die Teilhaberente. Am besten 
geben Sie den Rentnern einen Fahrplan, damit sie 
überhaupt mitbekommen, wann für sie neue Rege-
lungen gelten. Was daran einfach sein soll, weiß ich 
nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich behaupte, der SPD-Vorschlag, der vorliegt, ist 
erstens Rentenkuddelmuddel und zweitens Ren-
tenslalom. Das ist der Vorschlag der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es bleibt der vierte Weg, der Weg, den wir vor-
schlagen. 

(Mann [GRÜNE]: Und unser Weg!) 

Immer wenn es schwer ist, ist es gut, sich an 
Grundsätzen zu orientieren. Immer wenn es kom-
pliziert wird, ist es gut, sich auf Prinzipien zurück-
zuziehen. 

Da sind zwei Prinzipien, die wir beachten. Die 
Versichertenrente muß Lohn ersetzen. Das ist ihre 
traditionelle Funktion. Die Hinterbliebenenrente 
muß Unterhalt ersetzen. Das ist ihre unbestrittene 
Funktion. Wer das bestreitet, müßte erklären, 
warum eine Frau im Fall der Wiederverheiratung 
beispielsweise ihre Versichertenrente unverändert 
weiter erhält. Das ist die Rente, die sie mit ihrem 
Beitrag erworben hat. Demgegenüber fällt die Un-
terhaltsersatzrente weg, weil sie j a nun von ihrem 
Ehemann Unterhalt bekommt. 

Die Regelung für den Witwer läßt sich auch gar 
nicht anders erklären. Sie läßt sich nur aus einem 
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traditionellen Rollenverständis heraus erklären. Ich 
will ausdrücklich sagen: Das ist nicht mehr unser 
Rollenverständnis. Die traditionelle Rollenvorstel-
lung sieht folgendermaßen aus: Der Mann arbeitet; 
die Frau ist zu Hause; der Mann ernährt die Frau. 
Wenn der Mann stirbt, tritt die Rentenversicherung 
an die Stelle des Mannes und gewährt der Frau 
Unterhalt. So einfach, so festgeschrieben sind die 
Verhältnisse heute nicht mehr. Deshalb — aber 
auch aus verfassungsrechtlichen Gründen — kön-
nen wir dem Mann nicht einfach jeden Unterhalts-
ersatzanspruch streitig machen. Wir machen mit 
unserem Angebot im Grunde nichts anderes, als 
daß wir von der heutigen geschlechtsspezifischen 
Vorentscheidung — die Frau bekommt immer ei-
nen Unterhaltsersatzanspruch, der Mann aber nie 
— abgehen und diese Frage entsprechend den so-
zialen Verhältnissen individualisieren. Insofern ist 
unsere Regelung individueller und sozialer. 

Wir fragen: Verändert sich dein Unterhaltsersatz-
anspruch? — Er verändert sich, wenn die eigene 
Rente hoch ist, wenn sie sehr hoch ist. Wenn das 
eigene Einkommen hoch ist, dann ist der Unter-
haltsersatzanspruch doch nicht in der gleichen 
Weise gegeben, wie wenn jemand nur auf Hinter-
bliebenenrente angewiesen ist. 

Deshalb gilt — ich wiederhole mich —: Die eigene 
Rente bleibt immer unangetastet; sie ist tabu. Herr 
Kollege Bueb, das ist Ausdruck des Leistungsprin-
zips. Ich füge hinzu: Das ist aus meiner Sicht ein 
emanzipatorisches Prinzip. Einen sozialen An-
spruch auf eigene Leistung zu gründen ist ein Teil 
der Emanzipation: Ich habe das Bewußtsein, meine 
Rente selbst verdient zu haben; keine Obrigkeit 
teilt mir irgendeine Fürsorge zu. 

Meine Damen und Herren, mit Bedürftigkeit hat 
das überhaupt nichts zu tun. Ich prüfe nämlich 
überhaupt nicht, ob der einzelne reich oder arm ist. 
Wir prüfen nur, welche Leistungen er aus öffent-
lich-rechtlichen Systemen erhält. Das ist das ein-
deutige Abgrenzungskriterium. 

Lassen Sie mich auch einmal folgendes festhal-
ten. Auch bei knappen Kassen gilt: Es gibt Überver-
sorgungen im öffentlich-rechtlichen System. In der 
Mehrzahl der Fälle entsteht diese Überversorgung 
nicht aus einer Leistung, sondern aus der soge-
nannten Kumulation, also dann, wenn mehrere An-
sprüche zusammenkommen. Deshalb wird man 
doch bei mehreren Ansprüchen prüfen müssen, ob 
ein Anspruch reduziert werden kann, denn die 
Überversorgung des einen wird durch die Unterver-
sorgung des anderen finanziert. 

Meine Damen und Herren, um noch einmal auf 
den Bedürftigkeitsvorwurf einzugehen: Ich ant-
worte mit der Funktionärszeitschrift des DGB, „Die 
Quelle", Ausgabe Juni 1984. Auf den Vorwurf, im 
Anrechnungsmodell der Regierung sei Bedürftig-
keit enthalten, antwortet der DGB in seiner Funk-
tionärszeitschrift — hören Sie zu, falls es peinlich 
ist; ich kann es Ihnen dennoch nicht ersparen —: 

Dieser Einwand kommt ausgerechnet von der-
jenigen Partei, unter deren Regierungsverant-
wortung die Rentenanpassungen entsprechend 

dem finanziellen Rahmen für drei Jahre von 
der Bruttolohnentwicklung abgekoppelt wa-
ren. 

Waren zu Ihrer Amtszeit die Renten keine Versi-
cherungsleistungen? Ich habe dem nichts hinzuzu-
fügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drei Merkposten für die Rentner: Meine Damen 
und Herren, an der Position derjenigen, die jetzt 
schon in Rente sind, ändert sich überhaupt nichts. 
Das muß man einmal festhalten. 

(Mann [GRÜNE]: Dazu sind Sie ja auch 
rechtlich verpflichtet!) 

Da steht überhaupt nichts zur Disposition. 

Bei demjenigen, der nur eine Rente hat, verän-
dert sich auch nichts, und zwar unabhängig davon, 
ob es die eigene Rente ist oder nur eine Hinterblie-
benenrente. 

Zur Debatte steht nur jene Gruppe, die zwei Ren-
ten hat. Ist es nicht auch sozial, zu sagen: Derjenige, 
der zwei Renten hat, wird anders behandelt als der-
jenige, der nur eine Rente hat. Derjenige, der zwei 
Renten hat, wird aber nur dann anders behandelt, 
wenn eine Rente sehr hoch ist. Oberhalb eines Frei-
betrages — der dynamisiert wird — wird auf die 
andere ganz bescheiden etwas angerechnet. 

Meine Damen und Herren — das richtet sich 
auch noch einmal an die Kollegen der SPD —, es 
kann doch wohl nicht Sinn der Hinterbliebenenren-
tenreform sein, daß ein Mann mit einer hohen eige-
nen Rente, der nie erwartet hat, von seiner Frau 
eine Hinterbliebenenrente zu erhalten, im Zuge die-
ser Hinterbliebenenrentenreform noch ein Zubrot 
erhält. Das kann doch wohl nicht Sinn der Gleichbe-
rechtigung sein. Wir müssen doch dieses Zubrot den 
Witwen lassen, die nur von ihrer Witwenrente le-
ben. Etwas anderes kann doch nicht soziale Renten-
politik sein. 

Verehrte Frau Kollegin Fuchs, wer zahlt denn — 
wenn Sie das vielleicht auch einmal beantworten — 
bei Ihrem großen „Erfolg", die Hinterbliebenen-
rente von 60% auf 70 % anzuheben? Ich kann es 
Ihnen ganz leicht sagen: Die Männer können es 
nicht sein, denn die Versichertenrente ist ja tabu. 
Die Witwen, die nur eine Hinterbliebenenrente ha-
ben, können es auch nicht sein. Es können nur die-
jenigen sein, die zwei Renten erhalten, und das sind 
die berufstätigen Frauen. Diese Aufwertung, das, 
was Sie als Fortschritt feiern, wird ausschließlich 
von den berufstätigen Frauen finanziert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich füge unserem Modell drei Sicherheiten hinzu: 
Wir arbeiten mit großen Übergangsfristen. Zu unse-
rer Sozialpolitik gehören keine abrupten Aktionen, 
sondern zehn Jahre Übergangsfristen. Die über 
50jährigen Ehepartner haben ein Wahlrecht zwi-
schen dem alten und dem neuen System. Ich füge 
noch einmal hinzu, weil ich es wichtig finde: Wer in 
Rente ist, erfährt keine Veränderung. 

Ich fasse unseren Vorschlag in sieben Vorteile 
zusammen: Erstens: Unser Modell ist systemge- 
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recht. Es fädelt in das bestehende System ein. Zwei-
tens: Unser System ist sozial rücksichtsvoll. Ein 
Freibetrag wirkt so, daß die kleinen Renten ge-
schont bleiben. Drittens: Unser Modell ist auch lei-
stungsgerechter, denn der Freibetrag wirkt sich 
auch so aus, daß die Anrechnung später beginnt 
und deshalb Ansprüche später wegfallen. Viertens: 
Unser Vorschlag ist frauenfreundlich: 90% der be-
rufstätigen Frauen haben derzeit eine Rente unter 
900 DM. Der Freibetrag wird dynamisiert, so daß 
man mit Fug und Recht behaupten kann, daß über-
haupt nur eine kleine Gruppe betroffen ist. Hinge-
gen bei Ihnen müssen, obwohl Ihre Lösung nicht 
kostenneutral ist — das Kunststück haben Sie 
wirklich fertiggebracht — und mehr Geld ausgege-
ben wird, die berufstätigen Frauen draufzahlen. 
Fünftens ist unser Modell familienfreundlich. In 
den Freibetrag haben wir eine Kinderkomponente 
einbezogen. Sechstens ist es praktikabel. Wir müs-
sen kein neues System durch Zusammenlegung bil-
den. Siebtens ist es kostenneutral. 

Deshalb bin ich ganz stolz: Der Deutsche Frauen-
rat ist für unser Modell. Laut Protokoll des 
Hearings hat die Vertreterin des Deutschen Frau-
enrates gesagt: „Hier ist auch nach unserer Auffas-
sung dem Anrechnungsmodell eindeutig der Vorzug 
zu geben." 

Ich emfephle Ihnen allen, besonders den Sozial-
demokraten, die hervorragende Broschüre des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes. Es ist die beste, 
die ich seit langer Zeit gesehen habe. In dieser Bro-
schüre zum Hinterbliebenenmodell steht: 

Das Anrechungsmodell dagegen verschont 
diese kleinen Rentner vor tiefgreifenden Ver-
schlechtungen, indem es sie anrechnungsfrei 
läßt. Damit enthält es eine für uns unüberseh-
bare soziale Komponente und verdient auch 
deshalb den Vorzug gegenüber einem Teilhabe-
modell mit nur 70 %. 

Wenn es Sie nicht langweilt, lese ich noch ein 
paar DGB-Stellungnahmen vor. — Die DAG sagt: 
allein schon aus pragmatischen Überlegungen sei 
sie der Meinung, daß diesem Modell der Hinterblie-
benenrente mit Freibetrag der Vorzug gegeben wer-
den muß. 

Die Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratische 
Frauen schreibt am 12. Juni 1984 — Frau Fuchs, das 
ist Ihnen doch bekannt —: „Das Teilhabemodell der 
SPD ist aus frauenpolitischer Sicht abzulehnen." 

(Mann [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Die IG Chemie — ich sehe den Kollegen Rappe, 
einen geschätzten Kollegen in diesem Hause — be-
schließt auf ihrem letzten Gewerkschaftstag — ich 
zitiere mit freundlicher Genehmigung des Vorsit-
zenden —: 

Eine Reform der Hinterbliebenenversorgung, 
die eine Teilhaberente von nur 70 oder gar 65% 
der von beiden Ehegatten vor und während der 
Ehe erworbenen Ansprüche vorsieht, wird ab-
gelehnt. Ein derart niedriger Teilhabesatz 
greift so elementar in die Rechtsposition der 

erwerbstätigen Frauen ein, daß er völlig unak-
zeptabel ist. 

Deshalb bevorzugt auch die IG Chemie, deren Vor-
sitzender Herr Rappe ist, unser Modell. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich kann die Zitatensammlung fortsetzen, wenn 
es gewünscht wird. 

Aber bleiben wir beim zweiten großen Thema: 
Kindererziehung. Meine Damen und Herren, wäh-
rend die Hinterbiebenenrentenreform eine Weiter-
entwicklung unseres Rentensystems ist, schlagen 
wir mit der Einführung von Kindererziehungszei-
ten ein neues Kapitel in der Rentenversicherung 
auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute, an diesem Freitag, dem 21. Juni 1985, hier im 
Deutschen Bundestag, beginnt ein neues Kapitel in 
der deutschen Rentenversicherung. 

(Mann [GRÜNE]: Eine halbe Seite!) 

Hundert Jahre Rentenversicherung heißen hundert 
Jahre Rücksichtslosigkeit gegenüber den Müttern 
und den Kindern. Dieses Kapitel liegt hinter uns. 
Wir schlagen heute ein neues Kapitel auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

— Nur kein Neid. Sie hätten es ja machen können. 
Sie hatten ja 13 Jahre lang die Chance, dieses Kapi-
tel zu eröffnen. 

(Mann [GRÜNE]: Wie ist das mit den 
Trümmerfrauen?) 

— Ich komme jetzt zu diesem Problem. 

Drei Möglichkeiten gab es zur Regelung dieser 
Frage. Erstens: die Einbeziehung aller. Das wäre 
die umfassendste und, wie ich gestehe, allgemein 
befriedigende Lösung gewesen. Das wäre — damit 
da gar kein Zweifel entsteht — sozusagen das Mo-
dell, das auch die Vergangenheit umschließt. Das 
wäre das Maximalmodell gewesen. 

(Mann [GRÜNE]: Das gerechte Modell!) 

Das Modell auf der Gegenseite wäre gewesen: 
Wir führen Kindererziehungszeiten für die Kinder 
ein, die nach Inkrafttreten des Gesetzes geboren 
sind. Jeder weiß: Die erste Mutter, die solche Kin-
dererziehungszeiten in Anspruch nehmen kann, 
würde wahrscheinlich in 30 Jahren in die Rente 
kommen. Das ist die Minimallösung; diese haben 
wir ausgeschlossen. 

Wer die maximale Lösung nicht finanzieren kann 
und die minimale nicht will, weil sie eine Verschie-
bung des Problems ist, der bevorzugt den dritten, 
den mittleren Weg, daß alle Frauen, die nach In-
krafttreten des Gesetzes in die Altersrente gehen —
65 Jahre sind oder vorher in Rente gehen —, in den 
Genuß von Kindererziehungszeiten kommen. 

Meine Damen und Herren, Sie brauchen sich 
jetzt gar nicht zu erregen. 

(Heiterkeit von der SPD) 
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Ich weiß, daß dies beklagt wird. Ich habe sehr viel 
Verständnis für die Klagen. Meine Damen und Her-
ren, umfassend befriedigend ist die Lösung nicht. 
Ich verstehe sehr gut, daß Frauen darüber klagen, 
Frauen, die in schwerer Zeit Kinder erzogen haben. 
Ich bin ein Kind einer Trümmerfrau. Meine Mutter 
hat mich in Luftschutzbunkern und in Hungerjah-
ren erzogen. Ich weiß, wie schwer das war. Aber ich 
bin ganz sicher: Diese Generation von Frauen, von 
der wir nur mit großem Respekt sprechen können, 
weiß, was Familienzusammenhalt bedeutet. Sie 
denkt in Generationen. Vor die Frage gestellt, ob 
die absolute Gleichbehandlung das Wichtigste ist 
und wir deshalb gar nichts machen können oder ob 
wir jetzt anfangen sollen, entscheidet sich — auch 
aus Gründen der Solidarität —, wie ich hoffe, auch 
diese Generation dafür, zu sagen: Es ist besser, jetzt 
zu beginnen, als auf den Sankt-Nimmerleins-Tag zu 
warten, wenn die absolute Gerechtigkeit verwirk-
licht werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es wir immer die beste Tradition der Sozialpoli-
tik, jetzt das Mögliche zu machen und nicht zu war-
ten, bis das Wünschbare Wirklichkeit wird. Meine 
Damen und Herren, ich füge noch etwas hinzu. Ich 
bin ganz sicher — ich habe sie nicht gefragt —, 
wenn ich meine Mutter fragen würde, ob nichts 
gemacht werden solle, oder ob man wenigstens ih-
ren Schwiegertöchtern und Enkeln Kindererzie-
hungszeiten gönnen solle und ein Unrecht, das seit 
hundert Jahren gegolten hat, jetzt beseitigen solle, 
sie würde sich gegen die absolute Gleichbehand-
lung entscheiden, sie würde sich dafür entscheiden, 
daß es ihren Schwiegertöchtern und ihren Enkeln 
in der Kindererziehung besser geht als ihr selber. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das gehört aus meiner Sicht auch dazu. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Aber bitte. 

Mann (GRÜNE): Herr Minister Blüm, Sie haben 
gerade in beredten Worten für den möglichen 
Schritt, was die Erziehungszeiten angeht, zur jetzi-
gen Zeit plädiert. Wie es der Zufall will, betritt der 
Herr Verteidigungsminister gerade den Raum. Fin-
den Sie nicht, daß es ein Mißverhältnis ist, wenn 
wir auf der einen Seite 60 Milliarden für Verteidi-
gung ausgeben können und auf der anderen Seite 
den Trümmerfrauen die Einbeziehung in diese An-
rechnung verweigern? Finden Sie nicht, daß Ihre 
Worte angesichts dessen irgendwie scheinheilig 
sind? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Die Trümmerfrauen haben am meisten 
unter Krieg und Waffeneinsatz gelitten. Deshalb 
bin ich sicher, daß die Trümmerfrauen den Frieden  

zu schätzen wissen, den auch unsere Bundeswehr 
mit garantiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Was sagen Sie zu dem 

Mißverhältnis?) 

Ich würde mir wie Sie wünschen, daß wir das Geld, 
das wir für Panzer und Raketen ausgeben, besser 
für Mütter und hungernde Kinder ausgeben. Das 
würde ich mir mit Ihnen wünschen. Das muß aber 
dann für alle Seiten gelten. Wenn eine Seite Waffen 
niederlegt, gebraucht die andere Seite die Waffen. 
Deshalb sind wir dafür, daß der Frieden mit immer 
weniger Waffen gesichert wird, aber im Gleichge-
wicht der Kräfte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Mann, den Ausdruck „scheinheilig" weise ich als 
unparlamentarisch zurück. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Meine Damen und Herren, wir führen 
jetzt Erziehungsgeld ein. Wir können es auch nicht 
rückwirkend einführen. Kindergeld ist auch nicht 
rückwirkend eingeführt worden. Wir geben 10 Milli-
arden DM für Familienpolitik aus. Wenn wir die 
Ungerechtigkeiten der letzten 100 Jahre finanziell 
ausgleichen wollten, langte der ganze Haushalt 
nicht. Die Sozialpolitik war nie in der Lage, den 
Film sozusagen zurückzudrehen und die ganze Ge-
schichte noch einmal ablaufen zu lassen. Die Sozial-
politik wußte immer, daß es Fortschritt nur Schritt 
für Schritt gibt. Ich bleibe auf alle Fälle dabei, 
meine Damen und Herren: Das, was wir einführen, 
ist nicht die absolute Gerechtigkeit — ich gestehe 
es —, es ist aber mehr Gerechtigkeit als bisher. Die 
größte Ungerechtigkeit war, überhaupt keine Kin-
dererziehungszeiten anzurechnen, und diese größte 
Ungerechtigkeit ist von der SPD am Leben gehal-
ten worden, 13 Jahre lang. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hätten Sie 1969 nur das gemacht, was wir jetzt 
machen und was Sie angreifen, 

(Mann [GRÜNE]: Haben Sie das damals 
vorgeschlagen?) 

so hätten Sie schon 16 Jahrgänge in der Anrech-
nung, und der Jahrgang 1905 könnte schon Kinde-
rerziehungszeiten beanspruchen. Warum haben Sie 
es nicht getan, meine Damen und Herren? 

(Mann [GRÜNE]: Warum haben Sie es 
nicht vorgeschlagen?) 

Von den 4,7 Millionen versicherten Rentnerinnen 
kämen heute bereits 3,5 Millionen in den Genuß der 
Anrechnung von Kindererziehungszeiten. 

Ich weiß, Sie haben ein Babyjahr angeboten — 
geredet, geredet, geredet. Das ist überhaupt ein 
Kennzeichen Ihrer Sozialpolitik, sie ist sehr wort-
reich. Sie haben geredet und geredet und geredet 
und noch nicht einmal dieses Babyjahr in die Welt 
setzen können. Wenn Sie es in die Welt gesetzt hät-
ten — vergessen Sie es nicht, meine Damen und 
Herren von der SPD —: Auch dieses Babyjahr war 
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nur auf die Zukunft gerichtet, auch dieses Babyjahr 
war nicht rückwirkend zur Anrechnung vorgese-
hen. Wie kommen Sie eigentlich heute dazu, uns 
Vorwürfe zu machen? Ihr nicht verwirklichtes Ba-
byjahr war ja auch nur auf die Zukunft gerichtet. 
15 Jahre lang mußte jemand Beitrag gezahlt haben. 
Es war nicht nur ein Vorschlag unter Ausschuß der 
Vergangenheit, Sie haben auch mehr Frauen für die 
Zukunft ausgeschlossen: 15 Jahre. Wir haben auf 
fünf Jahre gesenkt. Jetzt können mit Kindererzie-
hungszeiten Ansprüche in der Rentenversicherung 
erworben werden. Ihr Babyjahr hat überhaupt 
keine Rente begründet. Es war ein Zuschlag zur 
Versichertenrente. War die Versichertenrente groß, 
war das Babyjahr „groß", war die Versichertenrente 
klein, hat es ein kleines Babyjahr gegeben. Von 2,50 
DM bis 50 DM reichte die Streubreite Ihrer Kinder-
erziehungszeiten. Das war sozialdemokratisch. Wir 
sagen: Kind ist Kind, und deshalb für jeden die 
gleichen Erziehungszeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wollen wir doch dieses ungeborene Baby noch ein-
mal betrachten: 18 Milliarden DM hätte es noch ge-
kostet, aber nicht aus dem Haushalt. Vielmehr 
sollte die Rentenversicherung das bezahlen. 

Ich fasse unsere Kritik in vier Punkten zusam-
men: erstens: unter Ausschluß der Vergangenheit, 
zweitens: unter Ausschluß eines großen Teiles der 
Frauen, nämlich all derjenigen, die keine 15 Jahre 
Beitrag gezahlt haben oder ansonsten 15 Jahre zu-
sammenbringen konnten, zum dritten als Zuschlag 
zur Versichertenrente und deshalb höchst unter-
schiedlich und viertens: von der Rentenversiche-
rung zu bezahlen. 

Meine Damen und Herren, die große sozialdemo-
kratische Frau Marie Schlei — sie ist heute schon 
einmal zitiert worden —, hat 1972 hier im Deut-
schen Bundestag, mit mir beklagend, daß nicht eine 
umfassende Regelung getroffen werden kann, ge-
sagt: „Ich weiß, daß es nicht eine Sache der Einsicht 
oder des guten Willens ist, das ist eine schwierige 
Frage finanzieller Größenordnung." Wie damals be-
daure ich auch heute, daß wir keine umfassende 
Regelung treffen können. Ich will allerdings darauf 
hinweisen, daß die Kindererziehungszeiten auch 
nur für jene Frauen zum Zuge kommen, die jetzt 
von der Reform der Hinterbliebenenversorgung be-
troffen sind. Es ändert sich nichts für diejenigen, 
die schon in Rente sind. 

Gerade mit Blick auf die Frauen in unserer Ge-
sellschaft will ich im Zusammenhang mit unserer 
Rentenpolitik nochmals darauf hinweisen, daß wir 
die Voraussetzungen für die Altersrente von 15 Jah-
ren Beitragszahlung auf 5 Jahre gesenkt haben. 
90 % der so Begünstigten werden Frauen sein. Es 
sind jene Frauen, die ein paar Jahre erwerbstätig 
waren und dann der Kinder wegen, der Ehe wegen 
auf Erwerbstätigkeit verzichtet haben. Wir senken 
die Hürden und geben damit mehr Ansprüche auf 
Altersrente. Mit rentenbegründenden Kindererzie-
hungszeiten geben wir die Chance, einen eigenen 
Rentenanspruch zu erwerben. Dabei sind die Kin-
dererziehungszeiten für alle gleich, unabhängig von 
der Rentenhöhe. 

Meine Damen und Herren, wir machen eine Ren-
tenpolitik, die nicht mehr verspricht, als sie halten 
kann, aber wir halten, was wir versprochen haben: 
einen Rentenkurs der Solidität, einen Rentenkurs 
der Sicherung des Erreichten, einen Rentenkurs 
der Verwirklichung des Notwendigen. Ich bin stolz, 
daß Kindererziehungszeiten heute zum ersten Mal 
ins Rentenrecht eingeführt werden, daß die Tür auf-
gemacht wird, daß Kinder in der Rente überhaupt 
eine Rolle spielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

War es nicht eine Blindheit, daß Kinder, die über-
haupt die Voraussetzungen dafür schaffen, daß 
übermorgen noch Renten bezahlt werden können 
— denn die Kinder von heute sind die Beitragszah-
ler von morgen —, erst nach 100 Jahren Rentenver-
sicherung, 

(Hornung [CDU/CSU]: Bei der SPD waren 
Kinder nur Last!) 

von denen 13 Jahre — damit wir das nicht verges-
sen — unter der Verantwortung der SPD standen, 
erst jetzt eine Rolle bei der Rente spielen? 

Der Fortschritt kommt nur schrittweise voran. 
Noch sind nicht alle Probleme gelöst, aber wir sind 
heute einen großen Schritt vorangekommen. Dafür 
bedanke ich mich bei allen, die daran mitgewirkt 
haben. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Fuchs. 

Frau Fuchs (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Bundesarbeitsminister, 
ich muß Ihnen gestehen: Ich bin wirklich betroffen. 
Wie Sie mit der Generation unserer Mütter umge-
gangen sind, ist in der Geschichte dieses Parla-
ments beispiellos. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Mit Ihren hilflosen Appellen beleidigen Sie doch 
jene Frauengeneration, die immer Opfer gebracht 
hat, die wiederum Opfer bringen soll. Heute tun Sie 
mit treuem Augenaufschlag so, als ob für diese 
Frauen kein Geld dá sei, um sie in die Regelung der 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten einzu-
beziehen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wer Geld für die Großlandwirtschaft hat, wer Geld 
hat, um knackige Offiziere zu pensionieren, 

(Kolb [CDU/CSU]: Was haben Sie 1976 ge

-

tan?) 

kann mir nicht klarmachen, warum die Trümmer-
frauen von der Anerkennung der Kindererzie-
hungszeiten wiederum ausgeschlossen werden sol-
len. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Sie haben nichts getan! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 
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Nun sagen Sie immer, wir hätten es ja schon 

lange machen können. Wenn wir es im Jahre 1972 
gemacht hätten 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Sie haben es 
aber nicht gemacht!) 

— Sie haben das ja damals verhindert —, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn Sie damals zugestimmt hätten, dann hätten 
wir in der Rentenbiographie der Frauen schon 13 
Jahre Kindererziehungszeiten berücksichtigt. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Selbst wenn wir die zurückliegenden Jahrgänge da-
mals nicht hätten einbeziehen können, hätten wir 
Gelegenheit gehabt, dies bald nachzuholen. Ihr Hin-
weis auf unsere damalige Politik geht also ins Lee-
re. Denn Sie haben das Kindererziehungsjahr da-
mals verhindert. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Das ist die Wahrheit! — Widerspruch bei 

der CDU/CSU) 

Nun habe ich zugehört, was der Bundesarbeitsmi-
nister gesagt hat. Wir haben versucht, dem Bundes-
arbeitsminister viele Dinge zu erklären. 

(Stutzer [CDU/CSU]: Frau Fuchs, wann wa-
ren Sie denn mal im Ausschuß?) 

Aber ich hatte den Eindruck — ich weiß nicht, ob es 
Ihnen auch so gegangen ist —, daß es nichts nützt. 
Wiederum war, um bei den Begriffen von Günther 
Heyenn zu bleiben, das Mundwerk stärker als das 
Handwerk. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen bleibt es dabei, Herr Bundesarbeitsmini-
ster: Dieser Freitag wird als schwarzer Tag des So-
zialstaats in die Geschichte der Bundesrepublik ein-
gehen. Wissen Sie, wie viele Frauen gehofft haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weil Sie falsche 
Versprechungen gemacht haben!) 

nach der langen Diskussion nun endlich zu einer 
Verbesserung ihrer Alterssicherung zu kommen? 

Der Bundesarbeitsminister ist stolz darauf, daß 
sich bei den meisten Frauen nichts ändert. Unser 
Konzept hätte vorgesehen, daß ab 1986 für 85% der 
Frauen Verbesserungen der Versorgung eintreten. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Rechnen haben Sie nie können!) 

— Das stimmt ganz genau. 85% der Frauen hätten 
Verbesserungen bekommen; denn wir wollten doch 
alle miteinander, daß sie nicht auf ihrer 60%igen 
Witwenversorgung hängenbleiben. Wir haben doch 
darum gerungen, den schwierigen Weg zu gehen, 
die Situation der berufstätigen Frauen nicht über 
Gebühr zu verschlechtern, den Männern nach dem 
Verfassungsgerichtsurteil ihren Anteil zu geben, 
aber doch auch für die eigene soziale Sicherung der 
Frauen Verbesserungen durchzusetzen. Das war 
doch das Ziel der Reformbemühungen, und diese 

Reform begraben wir heute, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Wir wollten doch, daß die schlecht verdienenden 
berufstätigen Frauen über die Beitragszeiten von 
1972 hinaus durch den Ausbau der Rente nach Min-
desteinkommen Verbesserungen erfahren, und von 
daher verstehe ich die Argumentation des DGB 
nicht. Wenn er sich für nur 15% der erwerbstätigen 
Frauen einsetzt, vergißt der DGB nämlich, daß 85% 
der Frauen durch unseren Vorschlag begünstigt wä-
ren, und das sind keine reichen Frauen, sondern 
Arbeiterinnen und Frauen aus den Arbeitnehmer-
familien. Insofern gebietet es die Solidarität, sich 
auch um diesen Personenkreis zu kümmern. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Mich freut es ungemein, daß der Bundesarbeits-
minister Broschüren des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes sorgfältig liest. Ich ermuntere ihn, 
die letzte Broschüre des DGB zur Beschäftigungs-
politik zu lesen, 

(Beifall bei der SPD) 

ich ermuntere ihn, die letzte Broschüre des DGB 
zum Beschäftigungsförderungsgesetz zu lesen, 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Bleiben Sie beim Thema! — 

Thema!) 

ich ermuntere ihn, die letzte Broschüre des DGB 
zur Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes zu 
lesen; 

(Beifall bei der SPD) 

dann ist er auf dem richtigen Weg. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich weiß j a, wie auch Sie, meine Damen und Her-
ren von der CDU, unter diesem Gesetz leiden. Wir 
hatten in der Rentendebatte einen gesellschaftli-
chen Konsens, und ich sage noch einmal: Die 
70%ige Teilhaberente wäre finanzierbar gewesen, 
wenn Sie mit uns den Weg gegangen wären, die 
Strukturreform jetzt durchzuführen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, durch die Veränderung der beitragslosen Zei-
ten! Insofern ist es falsch, wenn der Bundesarbeits-
minister sagt, die Anhebung der Hinterbliebenen-
versorgung auf 70 % würden die berufstätigen 
Frauen bezahlen. Das stimmt nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch, das 
stimmt!) 

— Wir haben die Umschichtung im Rentensystem 
so vorgesehen, daß daraus die 70%ige Teilhaberente 
finanzierbar ist. 

Wir brauchen die Strukturreform doch jetzt! Es 
bleibt sonst bei der Flickschusterei, die damit be-
gonnen hat, daß der Bundesarbeitsminister die Bei-
träge für Arbeitslose an die Rentenversicherung 



10944 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. Juni 1985 

Frau Fuchs (Köln) 
halbiert hat. Dies ist das erste große Grundübel, 
verursacht durch diese Bundesregierung! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nun kommt hinzu, daß Sie wiederum Flickschu-
sterei betreiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie 13 
Jahre lang gemacht!) 

Lesen Sie eigentlich nicht Kommentare wie die von 
Herrn Kannengießer? Lesen Sie eigentlich nicht 
Kommentare wie die von Herrn Forster? 

(Kolb [CDU/CSU]: Lesen Sie die immer?) 

Spüren Sie eigentlich nicht, welche Systemverände-
rung in eine falsche Richtung Sie heute beschlie-
ßen, meine Damen und Herren von der CDU? Das 
ist sehr bedauerlich. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ihr Anrechnungsmodell kann deswegen von uns 
nicht akzeptiert werden. 

Nun zu unserem Modell der Strukturreform. Ich 
finde es interessant, daß Sie in der ganzen Debatte 
immer wieder gesagt haben: Wir brauchen eine 
neue Rentenformel, wir wollen die beitragslosen 
Zeiten ändern, wir müssen die Rentenversicherung 
so umstrukturieren, daß sie wetterfest ist. Das alles 
sind eigentlich Vorschläge aus unserem Rentenmo-
dell. 

Das einzige, was Sie dem entgegenzusetzen ha-
ben, ist das Argument, daß wir keine Übergangsvor-
schriften haben. Ich bedanke mich für das Kompli-
ment! Wenn eine Opposition ein annehmbares Ge-
setzeswerk vorlegt, ist es ja wohl bei guter Zusam-
menarbeit möglich, die Bundesregierung mit ihrem 
großen Apparat aufzufordern, die Übergangsvor-
schriften zu konzipieren. Dann wäre das Ganze 
ganz einfach gewesen! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wenn es so einfach gewesen wäre, 
hätten Sie es ja hineinschreiben können!) 

— Nein, wir können das technisch nicht; das ist 
schwierig. Aber ich kenne doch die Beamten des 
Arbeitsministeriums. Die wären, wenn sie eine ent-
sprechende Weisung bekommen hätten, in der Lage 
gewesen, in der gegebenen Zeit zu unserem Gesetz-
entwurf die Übergangsvorschriften zu konzipieren. 
Machen Sie sich da keine Illusionen! 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Ich sage deswegen noch einmal: Für uns ist heute 
die Gemeinsamkeit in der Rentenpolitik endgültig 
vorbei. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ich will noch einmal ganz deutlich sagen: Der 
Bundesarbeitsminister hat wiederholt gesagt, er 
wolle mit uns gemeinsam arbeiten. Aber ich habe 
jetzt den Eindruck — und da stimme ich den Kolle-
gen Glombig und Heyenn voll zu —, er hat das nur  

gemacht, um in der Öffentlichkeit Gemeinsamkeit 
vorzutäuschen und den Wähler zu beruhigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine Un

-

terstellung!) 

In Wirklichkeit hat er sich nie ernsthaft mit unse-
rem Reformmodell auseinandergesetzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie geben Ihnen, meine Damen und Herren von 
der CDU, noch einmal die Chance, sich zu besinnen. 
Wir werden Sie namentlich fragen, wie Sie es mit 
dem Kindererziehungsjahr für alle Frauen halten. 
Wir werden Sie namentlich fragen, wie Sie denn 
dazu stehen, daß die Unfallversicherung systemwid-
rig in dieses Konzept einbezogen wird. Ich frage Sie 
nachher, wie Sie sich entschieden haben. Und wir 
werden Sie in einer weiteren Entschließung darum 
bitten, daß Sie jetzt mit der Strukturreform begin-
nen, daß Sie jetzt, noch in dieser Legislaturperiode, 
ein Konzept vorlegen, damit wir anfangen können, 
die Elemente aus unserem Entwurf in eine Struk-
turreform hineinzugeben. Und wenn Sie uns dabei 
helfen — — 

(Kolb  [CDU/CSU]: Und was nehmen Sie 
heraus?) 

— Wir werden sehen, was wir herausnehmen. Nur, 
Herr Kolb, Sie müssen endlich einmal begreifen, 
daß dieses Strukturreformmodell der Sozialdemo-
kratischen Partei das einzige ist, was im Moment 
sachlich diskutiert werden kann. Ich habe schon 
gesagt: Außer den fehlenden Übergangsvorschrif-
ten gibt es sachlich keine Einwendungen. Deswe-
gen nochmal meine Bitte: Stimmen Sie an diesem 
schwarzen Freitag der Sozialgeschichte 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

unserem Entwurf zu. — Ich sage Ihnen: Ihnen wird 
die Freude an Ihrem Modell noch vergehen. Dafür 
werden wir sorgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Verhülsdonk. 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Fuchs, ich gebe zu: 
In Polemik waren Sie schon immer sehr stark — 
und heute besonders. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber ich werde nicht versuchen, Ihnen nachzuei-
fern, sondern noch einmal den Versuch machen, zur 
Sachlichkeit und zu den Tatsachen zurückzufüh-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eines steht fest: Die Hinterbliebenenrente mit 
Freibetrag ist nach Lage der Dinge die frauen-
freundlichste Lösung. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das sagen Sie!) 

— Frau Fuchs, Sie kommen nicht daran vorbei: 
Dies hat der Deutsche Frauenrat und haben alle 
Frauenverbände genauso gesehen und anerkannt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Wenn bei leeren Rentenkassen Männer grundsätz-
lich Anspruch auf Witwerrenten erhalten, bedeutet 
das eben, daß umgeschichtet werden muß, und zwar 
zu Lasten von Frauen. Frau Fuchs, wir alle, meine 
Kolleginnen und ich, können uns attraktivere Situa-
tionen vorstellen, in denen man eine solche Reform 
der Hinterbliebenenrente ganz anders machen 
könnte. Aber die Situation ist nun so: An der Bedin-
gung der Kostenneutralität kommen wir nicht vor-
bei. Das Freibetragsmodell ist weitgehend kosten-
neutral, und es ist sozial gerechter als die Teilhabe-
rente. Das bescheinigen uns auch die Gewerkschaf-
ten. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das glauben Sie 
selbst nicht!) 

— Das haben die Gewerkschaften bescheinigt. Das 
sollte Ihnen zu denken geben. 
Vor allem aber schont es die Frauen; denn nur 

10 % der berufstätigen Frauen müssen Abstriche 
gegenüber dem geltenden Recht hinnehmen. Und 
es sind dies ausschließlich Frauen mit hohen eige-
nen Renten. 
Sie halten an der Teilhaberente fest, obwohl diese 

3 Milliarden DM mehr kosten würde. Wem würde 
dieses Modell nützen? Erstens Witwern, deren ver-
storbene Frauen auch hohe Renten hatten. Das 
sehe ich weiß Gott nicht ein. Die bekämen dann 
mehr als die eigene Rente. Und ferner würde das — 
das gebe ich zu — dem großen Heer der Haus-
frauen nützen. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Glombig. 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Glombig (SPD): Frau Kollegin Verhülsdonk, wie 
kommt es eigentlich, daß ausgerechnet Sie sich, die 
Sie doch die ganze Zeit in der Kommission '84 mit-
gearbeitet und dort eine ganz andere Meinung ver-
treten haben, hier nur für die berufstätigen Frauen 
einsetzen und glauben, die Hausfrauen über Ihr 
Modell vernachlässigen zu können, indem Sie ihnen 
nichts geben? 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Herr Glombig, in 
der Sachverständigenkommission haben wir zu-
sammengesessen, als die Lage der Rentenversiche-
rung und des Bundeshaushalts eine völlig andere 
war; die hat sich erst geändert, nachdem das Gut-
achten erstellt war. Und von den Hausfrauen rede 
ich jetzt gerade. Was zu den Hausfrauen zu sagen 
ist, kommt jetzt, Herr Glombig. 
Den Hausfrauen würden wir von Herzen gern 

eine 10%ige Aufstockung ihrer zumeist nicht üppi-
gen Witwenrente gönnen; aber zahlen müßten 
das doch nach Ihrem Modell die erwerbstätigen 
Frauen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ein Drittel dieser Frauen würde zur Kasse gebeten. 
Das Schlimme ist, auch Frauen mit eigenen kleinen 
Renten wären von diesen Kürzungen betroffen. 

(Widerspruch bei der SPD)  

Wir, die Union, machen keine Reform auf dem Rük-
ken der erwerbstätigen Frauen mit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb gehen wir den sozialpolitisch richtigen 
Weg zur Besserstellung der Hausfrauen und Müt-
ter. Wir führen für die Leistung der Kindererzie-
hung Erziehungsjahre im Rentenrecht ein, die den 
Frauen eigene Rentenanwartschaften bringen. Das 
Freibetragsmodell ist außerdem sozial gerechter. 
Wer noch arbeiten und seinen Unterhalt verdienen 
kann, der muß Abstriche an der Hinterbliebenen-
rente hinnehmen. Wer, und zwar Mann oder Frau, 
im Rentenalter auf die volle Hinterbliebenenrente 
von 60 % angewiesen ist, der erhält diese auch; denn 
ruhende Anwartschaften leben in diesem Falle wie-
der auf. 

Die Frauen, die schon in jungen Jahren ihren 
Mann verlieren, wenn sie noch waisenrentenbe-
rechtigte Kinder erziehen, haben wir im Gesetz zu-
sätzlich berücksichtigt. Von deren eigenem Ein-
kommen wird neben dem Freibetrag von 900 DM 
ein zusätzlicher Freibetrag von 200 DM für jedes 
Kind gewährt. Dies halten wir für eine wesentliche 
Verbesserung, die notwendig und gerecht ist. 

Wir haben großzügige Übergangsregelungen ein-
geführt. Für Rentenfälle bis zum Jahre 1995 tritt die 
Einkommensanrechnung allmählich und schritt-
weise in Kraft, in Schritten von 10 % bis 40 %. Ehe-
paare über 50 Jahre können innerhalb von drei Jah-
ren entscheiden, ob sie nach altem oder nach 
neuem Recht veranlagt werden wollen; auch dies 
eine Verbesserung, die auf die Lage vieler Frauen 
Rücksicht nimmt. 

Ich habe bisher überwiegend von Frauen gespro-
chen. Ich will auch die Vorteile für die Männer noch 
einmal deutlich machen. Viele Männer mit kleinen 
Renten werden nach unserem Modell in Zukunft 
Witwerrente erhalten. 

Die ganze Reform wäre trotzdem unausgewogen, 
wenn wir nicht einen mutigen Schritt in sozialpoliti-
sches Neuland machen würden. In Zukunft erhalten 
erstmals Mütter, die durch Kindererziehung ja da-
für sorgen, daß auch die nächste Generation noch 
Renten bekommt, für ihre Leistung eigene Renten-
anwartschaften. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, daß dies schon jetzt 
mitten in der Phase der Haushaltskonsolidierung 
gelungen ist, das halten wir für eine großartige 
Sache. So sehen es auch die Frauen landauf, landab, 
die das mittlerweile begriffen haben. Erstmals gilt 
eine Neuregelung solchen Ausmaßes nicht nur für 
die Zukunft. Wir greifen so weit zurück, wie das 
finanziell überhaupt möglich ist, und beziehen all 
die Frauenjahrgänge ein, die noch nicht im Renten-
alter sind, also alle Mütter ab dem Jahrgang 1921. 
In der Geschichte der Sozialpolitik ist das über-
haupt noch nicht vorgekommen, daß eine neue Lei-
stung rückwirkend gegolten hat, wie es diese tut. 
Das geht auch überhaupt nur deshalb, weil die Ko-
sten für unser Modell erst allmählich mit jedem 
neuen Rentnerinnenjahrgang ansteigen. Am Ende 
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werden es allerdings 2,7 Milliarden DM jährlich 
sein. Das ist immerhin ein dicker Brocken. 

Ich verhehle nicht, meine Damen und Herren, 
uns Frauen in der Union schneidet es ins Herz, daß 
wir diesen Schnitt beim Jahrgang 1921 machen 
müssen. 

(Zuruf von Abgeordneten der CDU/CSU: 
Uns auch!) 

Ich sage das ausdrücklich im Namen meiner Kolle-
ginnen, und ich füge hinzu, den männlichen Kolle-
gen fällt das nicht minder schwer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber wir können leider die Finanzmittel nicht her-
beischaffen, um alle Mütter im Rentenalter einzu-
beziehen. Wir Sozialpolitiker haben alles versucht 
und alles ausgelotet, ob es einen Weg gibt. Wir muß-
ten uns überzeugen lassen: Es gibt ihn nicht. 

Die Finanzmittel zur Einbeziehung der Rentne-
rinnen müßten auf einen Schlag aufgebracht wer-
den. Das wären jährlich 5 bis 6 Milliarden DM 
mehr, ab sofort. Wir standen leider vor folgender 
Alternative: Entweder machen wir mit der Einfüh-
rung der Erziehungsjahre jetzt einen Anfang und 
beziehen so viele Jahrgänge ein wie finanzierbar 
sind, oder wir belassen alles beim alten, beim alten 
Unrecht, daß Kindererziehung im Rentenrecht 
überhaupt nicht berücksichtigt wird. 

Uns Sozialpolitikern der Union war eines klar: 
Für eine solch grundsätzliche Korrektur im Renten-
recht, wie wir sie hier vornehmen, ist jetzt wohl 
eine einmalige, eine letzte Chance gegeben. Denn 
die großen Finanzprobleme, die auf die Rentenver-
sicherung zukommen, kennt jeder hier im Hause. 

Wir alle sind uns bewußt, daß es gerade die Gene-
ration unserer Mütter — um die handelt es sich ja 
— besonders schwer hatte, ihre Kinder aufzuziehen 
in Kriegs- und Nachkriegszeit. Sie haben in beson-
derem Maße unseren Respekt und unsere Anerken-
nung für ihre Leistungen verdient. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen ist ernstlich die Frage zu stellen: Kann 
man ihnen zumuten, nicht berücksichtigt zu wer-
den? Ich habe ebenso wie meine Kolleginnen und 
sicher viele Kollegen in den vergangenen Monaten, 
in der Beratungszeit dieses Gesetzes, in unzähligen 
Gesprächen und Versammlungen mit Frauen aller 
Generationen diese Frage diskutiert. Was sollen wir 
tun: gar keine Erziehungszeiten einführen, um auf 
diese Weise alle gleich zu behandeln, oder jetzt 
einen Anfang machen? Ich kann Ihnen sagen: Oft 
waren es gerade die Großmütter, die dann gesagt 
haben: Fangt auf jeden Fall mit den Erziehungsjah-
ren an. Wir sind zwar traurig, daß wir nicht berück-
sichtigt werden können. Aber unsere Töchter und 
Enkelinnen sollen nicht darunter leiden, daß wir 
nicht einbezogen werden. Fangt an! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, all diesen 
Frauen, die so großherzig denken, herzlichst dafür 
zu danken, daß sie so einsichtig sind. Ich möchte die 

Frauen, die das noch nicht richtig verstanden ha-
ben, 

(Lutz [SPD]: Das ist wirklich frivol! — Loh

-

mann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Die von 
der SPD aufgehetzt sind!) 

um Verständnis für die finanzielle Zwangslage bit-
ten, in der wir uns befinden, die wir, die Union, weiß 
Gott nicht verschuldet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hornung 
[CDU/CSU]: Das ist die Erblast!) 

Das Erziehungsjahr bringt der Mutter pro Kind 
25 DM Rente im Monat. Bei Mehrlingsgeburten gibt 
es diesen Betrag für jedes Kind. Adoptivmütter 
werden berücksichtigt, auch Väter, wenn sie Kinder 
erziehen. Das Erziehungsjahr ist rentenbegrün-
dend. Das ist eine ganz wichtige Sache. Ein Heer 
von Frauen, die nie ein eigenes Rentenkonto beses-
sen haben, werden, weil sie Kinder hatten, vom 
1. Januar 1986 an zu Mitgliedern der Rentenversi-
cherung. Wer fünf Kinder hatte, erfüllt sofort die 
Mindestvoraussetzungen für eine eigene Altersren-
te. Wer weniger als fünf Erziehungsjahre hat, kann 
die fehlenden Beitragsmonate mit freiwilligen Bei-
trägen belegen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, wir ha-
ben eben erlebt, mit welcher Polemik Sie in die 
Lande ziehen werden, was Sie draußen alles erzäh-
len werden, um die gute Sache der Erziehungsjahre 
vor allem bei den älteren Frauen madig zu machen, 
um Neidkomplexe zu säen. 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

Wir wissen, was Sie sagen werden. Das sei alles 
böser Wille. Das sei blanke Mißachtung der älteren 
Frauen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Wenn wir bloß gewollt hätten, wäre das machbar 
gewesen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ja!) 

— Sie bestätigen, daß Sie das so machen werden. 
Das zeigt, wie unverantwortlich Sie handeln und 
wie wenig Sie sich darüber im klaren sind, daß Sie 
an der Lage, die wir heute hier zu regeln haben, ent-
scheidend mit schuld sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Das stimmt nicht!) 

Als Opposition hat man gut fordern. Als Regierung 
muß man für das geradestehen, was man tut. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Und 
was die anderen übriggelassen haben!) 

Norbert Blüm hat Sie daran erinnert, wie es 1972 
war: ein Babyjahr nur für die Zukunft — ungerecht; 
für kleine Rentnerinnen kleines Babyjahr, für 
große Rentnerinnen großes Babyjahr. Ich bin si-
cher, wenn das Gesetz geworden wäre, hätten Sie 
bis heute noch nie daran gedacht, für die Haus- 
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frauen etwas zu tun und diese einzubeziehen. Die 
wären immer noch draußen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Das ist eine unglaubliche Be-
hauptung, Frau Verhülsdonk! Unglaublich! 
Wer hat die Witwenrente eingeführt? Wir 

doch nicht!) 

1981 hat Bundeskanzler Helmut Schmidt gesagt: 
Für Erziehungsjahre gibt es kein Geld. Das war 
damals die Wahrheit. Es waren nur Schulden da. 

Jetzt machen wir es, und ich bin sicher: Die 
Frauen draußen werden sich von Ihnen nicht hin-
ters Licht führen lassen. Sie werden sehr schnell 
erkennen, daß unser Gesetz eine frauenfreundliche 
und eine familienpolitisch zukunftsweisende Lö-
sung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Herren und Damen! Ich bin richtig 
froh, heute morgen eine solche Rede des Bundesar-
beitsministers gehört zu haben. Die Begeisterung 
bei den Koalitionsabgeordneten war ja auch über-
schwenglich. Diese Rede wird von der Fachwelt 
ganz ernst genommen werden müssen. Ich bin der 
Auffassung: Freigeschwommen haben Sie sich 
nicht; Sie haben heute morgen nur geschwommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich würde empfehlen, einmal einige Aufsätze zu 
lesen, um sich fachkundig zu machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn es nicht zu hell wäre, Frau Verhülsdonk, 
würde ich sagen: Wer hier die Frauen hinters Licht 
geführt hat, das haben Sie heute morgen gezeigt. 
Wie ernst Ihre Sozialpolitik und überhaupt Ihre 
Fraktion die Oppositionsentwürfe nehmen, zeigt die 
Tatsache, daß Sie unseren Vorschlag offenbar gar 
nicht gelesen haben; denn wir haben festgestelt: Sie 
haben ihn nicht begriffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Herren und Damen, es ist 
noch kein Jahr her, da hat der Bundesfamilienmini-
ster für die Bundesregierung auf eine Anfrage un-
serer Fraktion zur Lebenssituation älterer Frauen 
folgendes angeführt — ich zitiere —: 

Bei der bevorstehenden Neuordnung der Hin-
terbliebenenversorgung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung wird die Bundesregierung 
eine Lösung vorschlagen, die gerade für ältere 
Frauen zu sozial ausgewogenen und akzeptab-
len Ergebnissen führt. 

Heute, am Schluß der Beratungen, kann ich dazu 
nur feststellen: Die Bundesregierung und die sie 
tragenden Fraktionen bleiben hinter diesem selbst-
gesteckten Ziel zurück. 

(Zustimmung der Abg. Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]) 

Die Neuordnung ist weder ausgewogen noch akzep-
tabel. 

Mit dem Regierungsentwurf, den Sie „Reform zur 
Hinterbliebenenversorgung" nennen, wird die ma-
terielle Situation der älteren Frauen um keinen 
Pfennig verbessert. Auch das Babyjahr hilft den 
Frauen nicht — das muß man noch einmal klar her-
ausstellen —, weil ausgerechnet die älteren Frauen 
ausgeschlossen bleiben. 

Dies ist das Ergebnis Ihrer Politik: stark in Wor-
ten, schwach in Taten. Tatendrang haben wir von 
dieser Regierung bisher nur beim Abbau von Chan-
cen und Rechten der Frauen erlebt, 

(Zuruf der Abg. Frau Verhülsdonk [CDU/ 
CSU]) 

auch wenn Herr Geißler immer wieder versucht, 
uns das Gegenteil vorzugaukeln. 

Tatsache ist: In die Zeit seit dem Regierungs-
wechsel fallen die schärfsten Eingriffe in die Hilfen 
für Frauen. Sie haben nicht nur das Mutterschafts-
urlaubsgeld von 750 DM auf 510 DM gekürzt, son-
dern Sie haben auch den Invaliditätsschutz für die 
Hausfrauen demontiert. Das Bonbönchen lassen 
Sie lieber unter dem Tisch, Herr Bundesarbeitsmi-
nister, nämlich da man fünf Jahre erfüllt haben 
muß, wenn man eine Altersrente haben will. 

(Frau Verhülsdonk [CDU/CSU]: Das sehen 
die Frauen anders!) 

Außerdem haben Sie die Onkelehe gefördert, in-
dem Sie nämlich die Witwer- und Witwenrentenab-
findungen gekürzt haben. 

Auch die heutigen Beschlüsse sind alles andere 
als frauenfreundlich. Ihr Einkommensanrech-
nungsmodell verspricht im besten Fall die Wahrung 
des bisherigen Besitzstands. Im Gegensatz zu unse-
rem Teilhabemodell bringt es für keine Witwe Ver-
besserungen. Im Gegensatz zu unserem Modell 
schreibt es die überholte Konzeption der abgeleite-
ten Witwenversorgung fest. 

(Beifall bei der SPD) 

Von Reform kann bei diesem Modell keine Rede 
sein. Es ist eine mehr als notdürftige Flickschuste-
rei. 

Zugegeben: Sie erfüllen in formaler Hinsicht den 
Auftrag des Bundesverfassungsgerichts. Aber mit 
Ihrem Entwurf nehmen Sie Abschied von jeder ei-
genständigen sozialen Sicherung der Frau. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Noch niemals in der Sozialpolitik hat es eine so 
intensive Diskussion über eine Reform gegeben wie 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts. 
Sie haben diese Chance nicht genützt, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern haben die Früchte der Diskussion zu 
Grabe getragen. Das sollte jeder wissen, der die 
Angelegenheit auch nur kurzfristig betrachtet und 
die Verteilungswirkungen auch nur kurzfristig 
sieht. Für die weitere Entwicklung der sozialen Si-
cherung der Frau verbaut das System jede Lösung. 



10948 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Freitag, den 21. Juni 1985 

Frau Steinhauer 
Das ist die Fortsetzung der negativen Wendepoli-
tik. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun versuchen Sie, den entscheidenden Mangel 
des Entwurfs mit der Anerkennung der Kinderer-
ziehungszeiten zu überdecken, aber dieser Versuch 
wird Ihnen nicht gelingen und ist Ihnen nicht ge-
lungen; denn die älteren Frauen haben inzwischen 
begriffen, was Ihre Politik für sie überhat. Ausge-
rechnet die Frauen gehen leer aus — die allein 
dastanden, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

weil der Mann oder Partner im Krieg geblieben war 
oder erst später zurückkam —, die unser Land teil-
weise als sogenannte Tümmerfrauen unter schwie-
rigsten Umständen wieder mit aufgebaut haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Däubler-Gmelin? 

Frau Steinhauer (SPD): Ja, ich möchte nur dies 
gerade noch zu Ende führen. 

Diejenigen Frauen gehen leer aus, die ihre Kin-
der unter schwierigsten Bedingungen ohne Kinder-
geld erzogen haben, die die Wäsche ohne Waschma-
schine mit der Hand gewaschen haben 

(Beifall bei der SPD) 

— Wegwerfwindeln gab es nicht, und Wäsche war 
auch nicht in so reichlichem Maße vorhanden wie 
heute —, die keine Chance hatten, einen Beruf zu 
erlernen, die den Lebensunterhalt für sich und die 
Kinder mit minderbezahlten unqualifizierten Arbei-
ten bestreiten mußten, 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Das 
merken Sie jetzt erst!) 

um überhaupt die schwierige Zeit durchstehen zu 
können. 

Bitte schön. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Frau Steinhauer, 
ich habe hier einen Brief einer Frau aus meinem 
Wahlkreis. Sie schreibt mir: 

Ich habe elf Kinder erzogen, und ich habe ge-
hofft, daß ich jetzt in der Rentenreform mehr 
als die 490 DM bekomme, die ich jetzt im Mo-
nat habe. Sagen Sie mir: Habe ich das Pech, 
weil ich Jahrgang 1920 bin, oder was kann ich 
tun? 

Frau Steinhauer, was sagen wir eigentlich solchen 
älteren Frauen? 

Frau Steinhauer (SPD): Genau dazu komme ich 
jetzt, Frau Kollegin. Gerade die heutigen Rentne-
rinnen werden überwiegend ausgeschlossen. Sie 
haben eine schlechte Altersversorgung, sie sind 
ganz besonders auf das Babyjahr angewiesen, und 
sie werden noch einmal doppelt bestraft. Sie haben 
immer ihre Interessen zurückgesteckt, und jetzt be-

stätigt ihnen diese Regierung, daß sie das auch von 
der Regierungsseite her noch einmal zu tun haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, 
Frau Abgeordnete Dr. Adam-Schwaetzer möchte 
eine Zwischenfrage stellen. 

Frau Steinhauer (SPD): Danke schön, nein, meine 
Zeit ist sehr knapp. Ich möchte jetzt weiter reden. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Darf ich fragen, ob Sie 
überhaupt noch Zwischenfragen zulassen? Auf Ihre 
Zeit wird es nicht angerechnet. 

Frau Steinhauer (SPD): Nicht mehr, denn ich muß 
zu dem Dritten Agrarsozialen Ergänzungsgesetz 
noch Stellung nehmen. 

Hier wird an der falschen Seite zu Lasten derje-
nigen gespart, auf deren Kosten man nicht sparen 
darf. 

(Zurufe von der SPD) 

Das ist eine schreiende Ungerechtigkeit, schlicht 
und einfach gesagt, ein sozialer Skandal. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte wissen, wie Sie das den älteren Frauen 
erklären wollen. Mit dem Argument der Kosten 
geht das sicher nicht, denn es ist genügend Geld da, 
um 1 200 Offiziere vorzeitig zu pensionieren, was 
bis zu 1 Milliarde DM kostet. 

(Hornung [CDU/CSU]: Die Bauern haben 
Sie vergessen, Ihre ungeliebte Landwirt

-

schaft!) 

Auch die verfehlte Subventionspolitik in der Land-
wirtschaft ist hier zu erwähnen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Alte Menschen bleiben mit demütigenden Erfah-
rungen auf der Strecke. Kommen Sie mir nicht mit 
den Kosten; das Geld für das Erziehungsjahr wäre 
bei anderer politischer Schwerpunktsetzung da. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber nicht nur die älteren Frauen stoßen Sie mit 
dem Babyjahr vor den Kopf, auch die berufstätigen 
Frauen werden kaum vom Babyjahr profitieren 
können. Sie geben ihnen zwar das Babyjahr, aber 
dafür kassieren Sie den bisherigen Mutterschafts-
urlaub ein und lassen diese Zeiten in dem Erzie-
hungsjahr aufgehen. Außerdem haben alle Frauen, 
die während des Erziehungsjahrs weiter arbeiten 
und durchschnittlich verdienen, vom Babyjahr 
überhaupt nichts. Sie gehen ebenso wie bei den 
heutigen Rentnerinnen leer aus. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es! — Zu

-

ruf von der SPD: Unerhört!) 

Offensichtlich, Herr Blüm, feiert Ihre Ideologie von 
der sanften Macht der Mütterlichkeit 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unglaublich!) 
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hier fröhliche Urstände; denn eine andere Erklä-
rung für diese krasse Benachteiligung habe ich 
nicht. 
Nein, meine sehr verehrten Herren und Damen, 

die soziale Alterssicherung der Frauen ist bei die-
ser Koalition in schlechten Händen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben im Ausschuß all unsere Vorschläge abge-
lehnt, die zu einer besseren materiellen Situation 
der Frauen im Alter geführt hätten. 

(Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]: Die 
Vorschläge waren nicht zu gebrauchen!) 

Sie haben unser Teilhabemodell abgelehnt, obwohl 
dies überwiegend eine Verbesserung im finanziel-
len Bereich für die künftigen Witwen gebracht hät-
te. Sie haben unser Babyjahr für alle Rentnerinnen 
abgelehnt, obwohl wir realisierbare Finanzierungs-
vorschläge gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Unseriöse Vorschläge! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Sie haben unsere Vorschläge zur Weiterführung der 
Renten nach Mindesteinkommen ebenso abge-
lehnt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unglaublich!) 

Dabei wissen wir alle, daß die geringen Frauen-
löhne noch immer zu Nachteilen bei der Rente füh-
ren. Sie beweisen, daß Sie die eigenständige soziale 
Sicherung der Frauen nicht wollen. Sie kommt nur 
in Sonntagsreden bei Ihnen vor. Und Sie beweisen, 
daß die weitverbreitete Altersarmut von Ihnen 
schlicht ignoriert wird. Ich kann nur unterstreichen, 
was in einem Zeitungsartikel stand: Sie führen die 
Rente nach Sozialhilfe ein. Nichts anderes zeigen 
Ihre heutigen Gesetzesvorlagen. 

Zum Schluß einige Worte zum Dritten Agrarso-
zialen Ergänzungsgesetz. Zu diesem Gesetz, das wir 
heute in der ersten Lesung beraten, mache ich nur 
einige Anmerkungen. Wir bemängeln, daß der Ge-
setzentwurf so spät vorgelegt wird, obwohl wir dies 
schon 1982 einstimmig beschlossen haben. Das ist 
ein Punkt, wo man die Zerstrittenheit der Koalition 
wieder beobachten kann. Zweieinhalb Jahre sind 
vertan worden. Außerdem kommen die kleinen und 
mittleren Betriebe im landwirtschaftlichen Bereich 
wieder schlecht weg. Wir werden in den Ausschuß-
beratungen zu Einzelheiten noch Stellung nehmen, 
besonders unter Bezugnahme auf unseren Antrag 
vom 14. November 1984. Auch da geht es um mehr 
Gerechtigkeit, die hier von der Regierung ebenfalls 
mit Füßen getreten wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Ab-
geordnete Müller (Wesseling). 

(Feilcke [CDU/CSU]: Jetzt wird's endlich 
wieder sachlich!) 

Mü ller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Verehrte 
Frau Kollegin Steinhauer, meine Mutter hat mich 
so erzogen, daß ich gegenüber Frauen immer als 

Kavalier auftreten soll. Wenn es nicht so wäre, 
würde ich Ihnen jetzt mit sehr viel deutlicheren 
Worten sagen, was ich von Ihrer Rede halte. So 
sage ich Ihnen: Sie haben uns hier wie eine Ober-
lehrerin — — 

(Frau Fuchs[Köln] [SPD]: Was haben Sie 
gegen Oberlehrerinnen?) 

— Doch! Da habe ich eine ganze Menge dagegen, 
weil diese Besserwisserei, die hier von Ihnen ver-
breitet wird, zum Teil unerträglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte ein Wort auch zu dem Kollegen Bueb 
von der Fraktion DIE GRÜNEN sagen. Wer sich im 
Ausschuß so spärlich an den Beratungen beteiligt 
hat, der sollte sich in der Kritik an diesem Gesetz 
hier oben sehr zurückhalten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ein böser Bu(e)b!) 

Die Vorstellungen der GRÜNEN von der Rentenre-
form würden nämlich, wenn das realisiert wird, zer-
störend wirken. Wenn man sich den Antrag näher 
ansieht, kann man nur sagen: Der Antrag, den Sie 
heute zur Abstimmung stellen, ist ordnungspoli-
tisch verfehlt, eigentumspolitisch vertrauenzerstö-
rend, finanzpolitisch chaotisch. Deswegen werden 
wir von der CDU/CSU-Fraktion diesen Antrag ab-
lehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Mann 
[GRÜNE]: Das wundert uns nicht!) 

Ich möchte ein paar Worte auch zu der Anerken-
nung von Kindererziehungszeiten sagen, weil mir 
das besonders am Herzen liegt. Ich möchte deutlich 
machen, daß dieser Teil des Gesetzes uns im Ren-
tenrecht eine völlig neue Qualität bringen wird. 

Ein ganz herzliches Wort des Dankes und der 
Anerkennung sage ich dem Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm, der es im Kabinett und bis zur 
Stunde fertiggebracht hat, daß dieser neue wichtige 
Schritt heute getan werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lutz  [SPD]: Sie reden ähnlich solide! — 
Heyenn [SPD]: Das glauben Sie doch sel

-

ber nicht!) 

Die Redner der SPD haben den Bundesarbeitsmi-
nister heute mehrfach attackiert. Darf ich Ihnen ein 
Zitat des Vorsitzenden der SPD-Fraktion im Düs-
seldorfer Landtag vorlesen, der wie ich aus der Ge-
werkschaftsbewegung stammt. Friedhelm Farth-
mann sagt wörtlich: 

Ich will ganz offen sagen, daß dieser Gedanke 
von Blüm mit der Anrechenbarkeit durchaus 
etwas Bestechendes auch für mich an sich hat. 
Er entspricht auch insofern durchaus meinem 
Gefühl von sozialer Gerechtigkeit. Wenn die 
Kassen knapper werden, muß man insbeson-
dere für die unteren Einkommensbereiche et-
was tun. Und das genau ist die Ausprägung des 
Gedankens. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Er weiß, wovon er 
redet!) 

Ich möchte deutlich machen, daß wir heute 
erstmals in der Geschichte der hundert Jahre alten 
Rentenversicherung Kindererziehungsjahre ren-
tenbegründend und rentensteigernd anerkennen, 
daß wir heute endlich das fundamentale Unrecht, 
das vor allem Millionen von Frauen und Müttern in 
der Vergangenheit angetan worden ist, beseitigen 
und daß wir heute die klare Benachteiligung der 
Erziehungstätigkeit gegenüber der Erwerbstätig-
keit beseitigen. Frau Fuchs, wir machen heute end-
lich Schluß mit der über hundert Jahre währenden 
Diskriminierung der Mütter, die Kinder großgezo-
gen und damit erst die Voraussetzung für das Funk-
tionieren des Generationenvertrags geschaffen ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir lassen den Worten über die Bedeutung der 
Kindererziehung und der daraus resultierenden ge-
sellschaftlichen Anerkennung die nötigen Taten fol-
gen. 

(Lutz [SPD]: Ein absolut hohles Geschwa-
fel!) 

Wir handeln, indem wir diesen Gesetzentwurf heute 
verabschieden, der gerade in bezug auf Kinderer-
ziehungszeiten durch Änderungsanträge der Koali-
tionsfraktionen noch wesentlich verbessert worden 
ist. 

Meine Damen und Herren, die Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten im Rentenrecht bleibt 
nicht nur graue Theorie — wie so vieles bei der 
vorigen Regierung —, sondern in dieser wichtigen 
Frage ist uns endlich der Durchbruch gelungen. 
Seit mehr als 20 Jahren diskutieren wir in den Kir-
chen, in den gesellschaftspolitisch relevanten Ver-
bänden, in den Gewerkschaften und Parteien über 
die Notwendigkeit, Kindererziehungszeiten im Ren-
tenrecht anzuerkennen. Davon werden in erster Li-
nie viele Arbeiterfrauen profitieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die katholische Ar-
beitnehmerbewegung hat dafür über eine Million 
Unterschriften gesammelt. Jetzt endlich sind wir 
soweit. Ich halte die vorgesehene Regelung für ei-
nen großen sozialen und familienpolitischen Fort-
schritt. Die von der Opposition heute morgen gegen-
über diesem Gesetz vorgetragene Kritik kann die 
Bedeutung dieses wichtigen ersten Schrittes über-
haupt nicht schmälern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich verstehe über-
haupt nicht, daß Sie heute in dieser Weise gegen 
dieses Gesetz, insbesondere gegen diesen Teil des 
Gesetzes polemisieren. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sie haben das 
Gesetz, das Sie gemacht haben, nicht ver-

standen!) 

Ich verstehe überhaupt nicht, daß Sie das nicht zu

-

stande gebracht haben, obwohl Sie 13 Jahre lang 

Zeit gehabt hätten. Sie wollen heute mit Ihren Re-
den vergessen machen, daß es in den Jahren Ihrer 
Regierungstätigkeit alle Finanzminister abgelehnt 
haben, Kindererziehungszeiten zu finanzieren. Ich 
darf Sie einmal daran erinnern, daß Sie auch in den 
Gesprächen, die Sie beispielsweise mit der KAB ge-
führt haben, immer erklären mußten, das sei nicht 
finanzierbar. 

(Zurufe von der SPD) 

Heute, da Sie in der Opposition sind, fällt es Ihnen 
offensichtlich leichter, Vorschläge zu machen, für 
die Sie finanziell nicht geradestehen müssen. 

Die Frage, ob heute alle Rentner und Rentnerin-
nen und ob weitere Kindererziehungszeiten einbe-
zogen werden können, ist doch keine Frage des gu-
ten Willens, sondern 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Der politischen 
Priorität!) 

eine Frage der finanziellen Spielräume. — Frau 
Fuchs, ich persönlich hätte es gern gesehen, wenn 
wir auch diejenigen einbeziehen könnten, die heute 
über 65 Jahre alt sind. Das geht aber aus finanziel-
len Gründen leider nicht. Wir können angesichts 
der derzeitigen Kassenlage das hundertjährige Un-
recht nicht auf einen Schlag wettmachen, aber wir 
fangen heute wenigstens damit an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser Ziel für die Zukunft ist: Wir müssen die 
Voraussetzungen dafür schaffen, daß in den kom-
menden Jahren eine weitere Ausgestaltung dieses 
Gesetzes möglich ist. Dies heißt konkret: Wir müs-
sen den Haushalt weiter sanieren und die Schulden 
weiter abbauen. Heute tun wir auf jeden Fall den 
ersten und wichtigen Schritt: Wir verabschieden ein 
Gesetz zur Anerkennung von Erziehungszeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung, mit dem wir 
sozialpolitisches Neuland betreten. Wir beseitigen 
damit massives Unrecht und schaffen für Millionen 
Frauen und Männer mehr Gerechtigkeit. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Dempwolf. 

Frau Dempwolf (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die weiblichen Abgeord-
neten der CDU/CSU-Fraktion sind sehr stolz, daß 
heute endlich ein Gesetz zur Abstimmung steht, das 
ein Meilenstein in der Geschichte der Rentenversi-
cherung ist. 

(Lutz [SPD]: Größer geht es nicht?) 

Mit diesem Gesetz werden erstmals Erziehungs-
leistungen von Müttern auch materiell anerkannt 
und nicht nur in Reden gewürdigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zeiten der Kindererziehung werden Zeiten einer 
außerhäuslichen Erwerbstätigkeit im Ansatz 
gleichgestellt. Es ist eine Anerkennung der Leistun-
gen, die Mütter nicht nur für ihre Familien, sondern 
auch für die Gesellschaft erbringen. Hier ist ein 
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Durchbruch gelungen, der nicht hoch genug einge-
schätzt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Hornung  [CDU/CSU]: Die SPD hat diese 

Frauen diskriminiert!) 

Aber es konnten nicht alle Erwartungen erfüllt 
werden. Erinnern wir uns an die Rede des Herrn 
Bundespräsidenten vom 8. Mai. Dort hat er gerade 
den Beitrag der älteren Frauengeneration in so be-
sonderer Weise ins Bewußtsein gebracht. Er sagte 
wörtlich: 

Sie 

— die Frauen — 

haben in den dunkelsten Jahren das Licht der 
Humanität vor dem Erlöschen bewahrt. 

Am Ende des Krieges haben sie als erste und 
ohne Aussicht auf eine gesicherte Zukunft 
Hand angelegt, um wieder einen Stein auf den 
anderen zu setzen, die Trümmerfrauen in Ber-
lin und überall. 

Gerade diesen Frauen würden wir Christdemokra-
tinnen Kindererziehungszeiten in erster Linie zuge-
stehen. 

(Lutz [SPD]: Dann tun Sie es doch!) 

Wir Unionsfrauen, für die ich stellvertretend 
spreche, versichern Ihnen, daß wir uns für ihre Be-
lange nicht nur in den letzten Monaten fortwährend 
eingesetzt haben, sondern daß wir ihre Interessen 
ständig vor Augen haben, weiter mitbedenken wol-
len und mitbedenken werden. Obwohl wir einsehen, 
daß die Einbeziehung der Jahrgänge vor 1921 aus 
finanziellen Gründen nicht möglich ist, würden wir 
es von Herzen gerne tun. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lutz? 

Frau Dempwolf (CDU/CSU): Nein. 

Gerade unsere Mütter, die in schwersten Zeiten 
Kinder geboren und auch erzogen haben — dies 
weiß ich aus meiner eigenen persönlichen Erfah-
rung — haben Großes geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir appellieren an die Frauen dieser Generation, 
sich hier und heute nicht von Neidgefühlen beein-
flussen zu lassen, die von seiten der SPD — die 
Heuchelei ist schier unerträglich, die von Ihrer 
Seite kam — 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Unglaublich, was Sie da ma-
chen! — Lutz [SPD]: Was heißt denn Heu-

chelei?) 

und auch von den GRÜNEN und anderen Verbän-
den geschürt werden. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir bitten Sie, sich nicht vor einen Karren spannen 
zu lassen und nicht denen auf den Leim zu gehen, 

die in den Jahren ihrer Regierungszeit selbst nichts 
getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lutz [SPD]: 
„Heuchelei"!) 

Es ist zu billig und zu einfach von seiten der SPD, 
nun diesen Antrag einzubringen, der alle Frauen 
mit einbeziehen soll. Auch wir Unionsfrauen hätten 
von unserem Gefühl und von unserem Herzen her 
nichts lieber getan, als Kindererziehungszeiten für 
alle Mütter durchzusetzen. Wir wissen, daß wir 
auch diesmal wieder von unseren Müttern und 
Großmüttern Verständnis verlangen, gerade von de-
nen, die schon so viele Opfer gebracht haben. Aber 
wir wissen auch, daß sie es schätzen, heute in Frie-
den und Freiheit in gesicherten Verhältnissen zu 
leben. Dies wollen wir für die nachwachsende Gene-
ration in gleicher Weise erhalten und sichern, in 
Verantwortung an die Zukunft unserer jungen Ge-
neration, der wir nicht noch mehr Schulden aufbür-
den können, Schulden, für die die verantwortlich 
sind und die gerade von denen gemacht wurden, die 
heute so viel verlangen. 

Und angesichts dieses großen Einstiegs stimmen 
wir diesem Gesetz zu. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, den 
Ausdruck „Heuchelei" möchte ich als unparlamen-
tarisch zurückweisen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Kollegin, wenn Sie wirklich eine 
Reform und Kinderziehungszeiten wollen, von de-
nen alle Mütter betroffen sind, dann stimmen Sie 
dem Entwurf der sozialdemokratischen Opposition 
zu. Dann tun Sie eine gute Tat. 

(Beifall bei der SPD) 

In der letzten Woche, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, haben j a viele von uns an dieser 
schönen Feier in Berlin aus Anlaß des hundertjäh-
rigen Bestehens der gesetzlichen Unfallversiche-
rung teilgenommen. Der Minister Blüm hat auch 
dort wohlgesetzte Worte und Artigkeiten von sich 
gegeben und vor allen Dingen das Schadensersatz-
prinzip herausgestellt. Aber nach der Gesetzesvor-
lage der Bundesregierung ist es nun einmal so, daß 
dieses bewährte Prinzip in Frage gestellt wird, und 
die Rechte der Hinterbliebenen aus der gesetzli-
chen Unfallversicherung in unerträglicher Weise 
geschmälert werden. Das eine sind die Worte, und 
das andere sind die Taten. Da muß man genau 
unterscheiden, Herr Arbeitsminister. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dem Regierungsentwurf zur Neuordnung, mit 
dem wir uns heute hier beschäftigen, wollen Sie 
alles anrechnen: die eigenen Erwerbs- oder Er-
werbsersatzeinkommen im Hinterbliebenenfall aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung. Nach dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichtes ist dies über-
haupt nicht vorgesehen. Dies könnte viel besser, 
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wenn man es einmal sozial gerechter diskutieren 
sollte, dann anstehen, wenn wir uns mit Fragen der 
Strukturreform und des Sozialgesetzbuches be-
schäftigen. Hier aber ist es durch das Verfassungs-
gericht ausgeschlossen. 

Mit der Übernahme der Regelung über die An-
rechnung der Einkommen aus der Unfallversiche-
rung setzen Sie sich über schwere sachliche Beden-
ken hinweg, die uns die Experten vorgetragen ha-
ben, aber auch die Träger der gesetzlichen Unfall-
versicherung, die Selbstverwaltung — die Sie im-
mer so hochheben —, die Sozialpartner, der Deut-
sche Gewerkschaftsbund, die DAG und die betroffe-
nen Verbände VdK und Reichsbund. 

Ich will Ihnen fünf dieser Punkte nennen, die 
doch sehr gravierend in das eingreifen, was seit 
100 Jahren praktiziert wird und den Betriebsfrie-
den und die soziale Gerechtigkeit gesichert hat. 

So sagen uns diese Genannten, die Vertrauens-
würdigkeit unseres sozialen Rechtsstaates steht auf 
dem Spiel. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Es handelt sich hier um einen Schlag 
gegen die Vertrauensbasis des Versicherungsver -
hältnisses, die seit 100 Jahren unangefochten Be-
stand hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sagen, daß die nachteiligen Folgen dazu füh-
ren werden, daß sich ein Teufelskreis für diese Be-
nachteiligungen jetzt ergeben wird. Sie haben Ih-
nen und dem Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung dieses vorgelegt, und wir haben sie sehr inten-
siv darauf hingewiesen, daß Ihr Gesetzentwurf lei-
stungsfeindlich ist: Nichtstun wird hierbei belohnt, 
also genau das, was Sie immer in umgekehrter 
Weise kritisieren. 

Ein vierter Punkt, meine Damen und Herren. Sie 
werden die Hinterbliebenen mit Unfallrentenan-
sprüchen und überhaupt die Unfallrentner mit ei-
ner beispiellosen Bürokraktie überziehen, denn 
wenn dieses Gesetz angenommen werden sollte, 
dann müssen die Träger der gesetzlichen Unfallver-
sicherung praktisch den gesamten Bestand von Wit-
wer- und Witwenrenten im Hinblick auf die Ein-
kommensverhältnisse dieser Rentenbezieher jähr-
lich überprüfen. Sie wollten weniger Bürokratie, Sie 
schaffen aber viel mehr, und das mit großer Unsi-
cherheit bei den Hinterbliebenen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein fünfter Punkt, von dem ich meine, daß er 
besonders gravierend ist: Die Friedensfunktion der 
Unfallversicherung wird in Frage gestellt. Sie ge-
fährden also ein Prinzip, das über 100 Jahre mit 
Erfolg praktiziert worden ist. Wenn Ihnen die Spit-
zenorganisationen der Gewerkschaften, Arbeitge-
berverbände, VdK und Reichsbund, die Selbstver-
waltung und die Träger der gesetzlichen Unfallver-
sicherung auch noch vorwerfen, daß es, wenn Sie 
diese ungerechte Regelung verabschieden, sozialpo-
litischen Sprengstoff geben wird, dann ist das wirk-

lich die Höhe, was Sie sich hier an negativer Kon-
zeption haben einfallen lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann nur feststellen, die Koalition will sozialpo-
litischen Sprengstoff. 

Wir haben so etwas in unserer Vorlage nicht vor-
gesehen. Sie ist in dieser Frage sehr klar. Es gibt 
keine Anrechnung der Renten der zu entschädigen-
den Unfallopfer oder aber der Hinterbliebenen. Aus 
dem Grunde darf ich hier noch einmal darauf hin-
weisen, daß nach Ihrem Vorhaben in Fällen, wo bei-
spielsweise in einem landwirtschaftlichen Betrieb 
die Witwe den Betrieb, weil er ein Familenbetrieb 
ist, weiterführen muß, die Unfallrente des verun-
glückten Ehemannes angerechnet wird, nämlich als 
Einkommen, das die Hinterbliebene aus der Unfall-
versicherung bezieht. Dadurch kann sich die Rente 
nach Ihrer Regelung bis auf Null reduzieren. Jetzt 
haben Sie noch Gelegenheit, hiervon Abstand zu 
nehmen. 

Es ist dabei nicht uninteressant festzustellen, wie 
die Kollegen der CSU nun ihr Stimmverhalten zei-
gen, denn gegen Ihre Haltung haben j a, wie wir wis-
sen, nicht nur die sozialdemokratischen Landesre-
gierungen opponiert, auch Herr Strauß hat den ge-
werblichen Berufsgenossenschaften Hoffnung ge-
macht, daß diese Dinge abgewehrt werden. Ich hof-
fe, Sie betreiben mit der Versorgung der Hinterblie-
benen von Arbeitsunfallopfern keine üble Doppel-
strategie: reden im Lande von der Notwendigkeit 
der Bewahrung berechtigter Ansprüche und be-
schließen im Bund genau das Gegenteil. Was Sie 
machen, ist keine Reform, sondern eine ungerechte 
Regelung, die wir ablehnen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir beantragen namentliche Abstimmung über 
den Änderungsantrag auf Drucksache 10/3521, 
nämlich keine Anrechnung der Unfallrenten wie in 
Ihrem Anrechnungsmodell, und über den Ände-
rungsantrag auf Drucksache 10/3522, den Kinderer-
ziehungszuschlag allen Müttern zu gewähren, wie 
wir Sozialdemokraten das wünschen. Es soll keine 
Mutter ausgeschlossen bleiben, wie das bei Ihnen 
der Fall ist. Das ist gerecht, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber leider nicht be

-

zahlbar!) 

das ist die richtige Sozialpolitik, die nach vorn ge-
richtet ist und zu der wir verpflichtet sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bredehorn. — Ich möchte das Haus bitten, 
die notwendige Ruhe herzustellen, damit der Abge-
ordnete die Chance hat, sich verständlich zu ma-
chen. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte hier zum Entwurf des Drit-
ten Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes Stellung 
nehmen. 

Die FDP hat sich seit langem für die Erhaltung 
des Systems der gegliederten Alterssicherung ein- 
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schließlich der Altershilfe für Landwirte ausgespro-
chen. Die Altershilfe für Landwirte ist ein notwen-
diges und sinnvolles Sicherungssystem für die länd-
liche Bevölkerung. Es zu erhalten und zu verbes-
sern, dazu trägt der vorgelegte Gesetzentwurf bei. 

Für die FDP-Fraktion habe ich bereits anläßlich 
der Agrardebatte am 2. April 1981 eine sozialge-
rechtere Verteilung der Bundeszuschüsse für die 
Altershilfe gefordert. Dabei habe ich darauf hinge-
wiesen, daß einkommensschwache Betriebe rund 
40 % ihres Einkommens für die agrarsoziale Siche-
rung aufwenden müssen. Leider waren die FDP-
Vorschläge zur Staffelung der Bundeszuschüsse für 
die Altershilfe damals nicht durchzusetzen. 

Die Altershilfe für Landwirte hat neben ihrer so-
zialpolitischen auch eine agrarpolitische Funktion. 
Deshalb ist es auch gerechtfertigt, daß der Bund zur 
Abdeckung der alten Last einen wesentlichen Bei-
trag leistet. Für die FDP-Fraktion begrüße ich des-
halb diesen Gesetzentwurf, mit dem nun unsere 
alte Forderung verwirklicht wird und 110 Millionen 
DM zusätzlich für die Altershilfe bereitgestellt wer-
den, mit denen wir insbesondere den einkommens-
schwachen Betrieben helfen wollen. Frau Kollegin 
Steinhauer, es trifft nicht zu, was Sie hier gesagt 
haben: daß wir die kleinen und mittleren Betrieben 
nicht fördern wollen. Im Gegenteil: Wir stellen jetzt 
110 Millionen DM zusätzlich bereit, während Sie 
von der SPD-Fraktion in dem Bereich dessen um-
verteilen wollen, was wir bereits haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
entschuldigen Sie, daß ich Sie unterbreche, aber ich 
möchte doch die diversen Gespräche unterbrechen, 
um die notwendige Ruhe im Hause herzustellen. Es 
ist ein Akt der Unhöflichkeit gegenüber dem Red-
ner, wenn hier in dieser Form und in dieser Laut-
stärke Gespräche geführt werden. — Ich bitte Sie 
fortzufahren, Herr Abgeordneter. 

Bredehorn (FDP): Der Gesetzentwurf enthält dar-
über hinaus eine teilweise Rückgängigmachung der 
in den vergangenen Jahren erfolgten Kürzungen 
der Bundesmittel in der Altershilfe für Landwirte, 
Verbesserungen für jüngere mitarbeitende Fami-
lienangehörige sowie die Beseitigung von Härtefäl-
len bei der Versorgung älterer hinterbliebener mit-
arbeitender Familienangehöriger. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung und der 
Koalitionsfraktionen beweist, daß wir unseren Bau-
ern keine leeren Versprechungen machen. Dabei 
geht es uns nicht um eine neue Umverteilung der 
Beitragsbelastung, wie es in dem von Frau Stein-
hauer hier angeführten Antrag der SPD-Fraktion 
gefordert wird, sondern wir bleiben bei dem be-
währten Prinzip: gleicher Beitrag — gleiche Lei-
stung. Den einkommensschwachen Betrieben — 
das sind besonders die kleinen und mittleren Voll-
erwerbsbetriebe — wollen wir gezielt helfen. Damit 
wird die Agrarsozialpolitik auch zu einem Stück 
Einkommenspolitik und gewinnt gerade mit Blick 
auf Brüssel an Bedeutung. Denn von der Preispoli-
tik dort ist einkommenspolitisch derzeit leider we-
nig zu erwarten. 

Zum vorliegenden Entwurf des Dritten Agrarso-
zialen Ergänzungsgesetzes möchte ich feststellen: 
Erstens. Die Zuschüsse für die landwirtschaftliche 
Altershilfe werden von 75 % auf 79 % heraufgesetzt. 
Das zeigt den Willen der Bundesregierung, den 
Landwirten in ihrer schwierigen Einkommenssi-
tuation zu helfen. 

Zweitens. In Abhängigkeit vom Wirtschaftswert 
werden drei Zuschußklassen gebildet. Diese Staffe-
lung dient der gezielten, wirksamen Entlastung der 
einkommensschwachen Betriebe. 

Drittens. Nebenerwerbs- und Vollerwerbsland-
wirte werden gleichbehandelt. Grundsätzlich einig 
sind wir uns allerdings darüber, daß für die An-
tragsberechtigung auch das außerlandwirtschaftli-
che Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen ange-
rechnet wird. 

Viertens. Bei der Antragsberechtigung werden 
richtigerweise nur Erwerbs- und Erwerbsersatzein-
kommen berücksichtigt. Eine darüber hinausge-
hende Einkommensberücksichtigung lehnen wir — 
auch im Hinblick auf andere soziale Sicherungssy-
steme — ausdrücklich ab. Wir wollen aus ordnungs- 
und rentenpolitischen Gründen nicht, daß Erträge 
aus Vermietung und Verpachtung sowie aus Kapi-
talvermögen mit angerechnet werden. Wir wollen 
den Menschen nicht auch noch eine Offenlegung 
ihres Sparbuchs zumuten. Ich bin zuversichtlich, 
daß auch der Bauernverband dafür Verständnis zei-
gen wird. 

Fünftens. Es ist zu begrüßen, daß die Bundesre-
gierung in einer Reihe von Punkten eine sorgfältige 
Prüfung des vom Bundesrat vorgeschlagenen Ände-
rungspakets zugesagt hat. Dabei sollten wir aller-
dings davon ausgehen, daß das zur Verfügung ste-
hende finanzielle Volumen nicht überschritten 
wird. 

Sechstens. Interessant, aber auch diskussionsbe-
dürftig scheint mir der Vorschlag des Deutschen 
Landfrauenverbandes zu sein, einen eigenen An-
spruch der Bäuerin auf Auszahlung des Ehegatten-
zuschlags einzuführen. Wir werden diesen Vor-
schlag unvoreingenommen und sorgfältig im Aus-
schuß diskutieren müssen. 

Natürlich bleiben noch viele wichtige Fragen of-
fen, die einer tiefergehenden Überprüfung bedür-
fen, z. B. die Fragen, wo die Ausschlußgrenze der 
antragsberechtigten Betriebe liegen soll, welche 
Rolle dabei der Wirtschaftswert spielen soll und wie 
genau sich die Bedürftigkeit eines Betriebes für 
seine Zuteilung in eine der drei Zuschußklassen er-
mitteln läßt. Damit nenne ich nur einige Probleme. 
Eine absolut gerechte Lösung der Zuschußvertei-
lung wird schwer sein; dazu bedürfte es nämlich 
einer generellen Buchführung für alle landwirt-
schaftlichen Betriebe. 

Zusammenfassend ist festzustellen: Mit diesem 
Gesetzentwurf wird die soziale Sicherung insbeson-
dere der kleinen und der mittleren Landwirte ver-
bessert. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 
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Bredehorn 
Dies entspricht unserer Zielsetzung, der Erhaltung 
der bäuerlichen Familienbetriebe. 

Für die FDP-Fraktion wiederhole ich unseren 
Wunsch, daß die sozial gerechtere Verteilung der 
Bundesmittel spätestens ab 1. Januar 1986 wirksam 
wird. Deshalb sollten wir gemeinsam an die Arbeit 
gehen, um in den anstehenden Beratungen des 
Dritten Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes zügig 
voranzukommen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, es sind Kollegen im Saal, die seit 8 Uhr mit 
Interesse und Aufmerksamkeit der Debatte gefolgt 
sind. Wir haben noch einen Redner. Ich meine, es 
wäre nicht zuviel verlangt, daß Sie die Geduld auf-
bringen würden, diesem Redner noch zuzuhören 
und Ihre Gespräche einzustellen oder aber in die 
Lobby zu gehen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen! Meine Herren! In Anbetracht der 
Zeit will ich versuchen, sehr kurz zu sein. Meine 
Mahnung an den Ältestenrat aber ist, die Behand-
lung solcher Gesetze, die für über 600 000 landwirt-
schaftliche Betriebe wichtig sind, doch so einzuord-
nen, daß man tatsächlich zur Sache etwas sagen 
kann. 

Meine Damen und Herren, bei der Betrachtung 
der agrarpolitischen Situation fallen zwei Dinge ins 
Auge, auf der einen Seite eine Überschußsituation 
auf den Agrarmärkten — das heißt, ein Wirtschafts-
zweig nutzt alle seine Produktionsmöglichkeiten, 
um sein Einkommen zu verbessern — und auf der 
anderen Seite eine ungenügende Einkommenssitu-
ation bei den meisten Bauern, ja,  zum Teil die Bil-
dung einer neuen Schicht armer Leute. Das Gebot 
der Stunde ist für meine Begriffe die Weiterent-
wicklung einer sozialen Agrarpolitik, die uns auch 
aus dem Zwang herausführt, immer mehr zu produ-
zieren, um zu überleben. 

Frau Kollegin Steinhauer hat eben die „unge-
rechtfertigten Subventionen an die Landwirtschaft" 
angesprochen. Frau Kollegin, in aller Höflichkeit 
und mit allem Respekt: Sie hätten sich, wenn Sie 
zum Agrarsozialen Ergänzungsgesetz sprechen, 
sachkundig machen lassen sollen. Ich kann nicht 
begreifen, wie Sie hier eine Regelung kritisieren 
können, bei der die sozialdemokratische Fraktion 
fast genau dieselbe Position wie die Regierung hat. 

Ich will Ihnen deutlich machen, daß Subventio-
nen für die Landwirtschaft berechtigt sind. Das 
landwirtschaftliche Einkommen entspricht nur 
etwa 63 % des außerlandwirtschaftlichen Lohnes. 
Wir haben eine neue agrarpolitische Situation, weil 
die steigenden Kosten nicht mehr mit Produktions-
erhöhungen aufgefangen werden können. Das jahr-
hundertealte Konzept, mit dem die Bauern überlebt 
haben, nämlich mehr zu produzieren, um die Ko-
stensteigerungen aufzufangen, funktioniert nicht 
mehr. Dies ist im Grunde auch die Ursache für die  

urtümliche Angst, die die Bauern haben. Sie ver-
schärft innerhalb der Landwirtschaft die Vertei-
lungskämpfe. 

Meine Damen und Herren, wir sollten darüber 
nachdenken, ob es in Zukunft noch richtig ist, die 
Einkommen der Landwirtschaft nurmehr aus der 
Bezahlung der Produktion herleiten zu wollen. Für 
meine Begriffe muß eine neue Einkommenskompo-
nente in die Agrarpolitik eingeführt werden, stär-
ker noch als bisher das Entgelt für die landschafts-
pflegerischen und landschaftserhaltenden Arbeiten 
der Landwirtschaft berücksichtigt werden. 

Meine Damen und Herren, ein Wort zu der Sozi-
alkostenbelastung der Bauern, um die es letzten 
Endes in diesem Gesetz geht. Die kleineren land-
wirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe wenden im 
Gegensatz zu den Arbeitnehmern, die 17 bis 18 
ihres Einkommens für die soziale Sicherung ausge-
ben müssen, zwischen 32 und 42 % ihres Einkom-
mens für die soziale Sicherung auf. Ein Beispiel: 
Ein kleinerer landwirtschaftlicher Vollerwerbsbe-
trieb mit einer Größe von etwa 15 ha hat ein Rein-
einkommen von rund 15 000 DM im Jahr. Davon hat 
er 4 600 DM Sozialkosten zu zahlen. Ihm bleiben für 
die Bestreitung seiner Lebenshaltungskosten, für 
die Investitionen im Betrieb also weniger als 1 000 
DM. Und dies ist seit vielen Jahren so. Hier ist also 
die Notwendigkeit der Abhilfe geboten. Der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung trägt dem Rech-
nung. 

Er enthält folgende Schwerpunkte: die Einfüh-
rung eines Beitragszuschusses, die Einbeziehung 
jüngerer mitarbeitender Familienangehöriger, die 
Beseitigung von Härtefällen für die Hinterbliebe-
nen und die Verbesserung der Zusatzaltersversor-
gung für Arbeitnehmer. 

Ich rege an — und hier sollte Einvernehmen zwi-
schen den Fraktionen bestehen —, im Laufe der 
Ausschußberatungen zu versuchen, durch dieses 
Gesetz einen eigenen Altersgeldanspruch für die 
Bäuerin zu begründen. Wir sollten auch die Versi-
cherungsberechtigung für Jugendliche ab dem 
18. Lebensjahr einführen. 

Insgesamt wertet die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion diesen Entwurf als eine gute Möglichkeit, den 
kleineren landwirtschaftlichen Betrieben Entla-
stung zu geben und sie so für die Zukunft zu erhal-
ten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, da mir keine weiteren Wortmeldungen vorlie-
gen, schließe ich die Aussprache. 

Bevor wir in die Einzelberatung und die Abstim-
mungen eintreten, möchte ich eine Vorbemerkung 
machen. Wir haben drei — ich betone: drei — na-
mentliche Abstimmungen zu vollziehen. Die Ab-
stimmung über das Gesetz als Ganzes kann erst 
vorgenommen werden, wenn die letzte namentliche 
Abstimmung auch ausgezählt ist. Ich bitte daher, 
entsprechend lange hier im Saal zu verbleiben. 
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Vizepräsident Cronenberg 
Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung über 

den Punkt 19 a der Tagesordnung, den von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Hinter-
bliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetzes 
auf Drucksache 10/2677. 

Ich rufe zunächst den Art. 1 in der Ausschußfas-
sung auf. Zu diesem Art. 1 liegen zwei Änderungs-
anträge vor, und zwar ein Änderungsantrag der 
GRÜNEN auf Drucksache 10/3520 und ein Än-
derungsantrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 
10/3521. Auch DIE GRÜNEN haben für ihren An-
trag auf Drucksache 10/3520 namentliche Abstim-
mung beantragt. 

Ich lasse nunmehr über diese Drucksache, also 
über alle Artikel insgesamt, namentlich abstimmen. 
Wer also dem Antrag der GRÜNEN auf Drucksache 
10/3520 zuzustimmen gedenkt, den bitte ich mit der 
Stimmkarte mit „Ja" abzustimmen. Wer den Antrag 
ablehnen will, den bitte ich, mit der roten Karte zu 
stimmen, wer sich enthalten will, mit der weißen. 

Ich eröffne nunmehr die Abstimmung. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat? Ich frage 
die Schriftführer, ob wir die Abstimmung schließen 
können. — Ich schließe die Abstimmung und bitte 
die Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen. — 

Meine Damen und Herren, darf ich einen Mo-
ment Ihre Aufmerksamkeit in Anspruch nehmen 
und die dafür erforderliche Ruhe herstellen. 

Von den voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Hauses haben 429 ihre Stimme abgegeben. Mit Ja 
haben gestimmt 24, mit Nein haben gestimmt 405. 
17 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme abge-
geben. Mit Ja hat einer gestimmt, mit Nein haben 
16 gestimmt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 429 und 17 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	24 und 1 Berliner Abgeordneter 

nein: 	405 und 16 Berliner Abgeordnete 

Ja 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Frau Hönes 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schmidt 
(Hamburg-Neustadt) 

Schulte (Menden) 
Senfft 
Suhr 
Tatge 

Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 

fraktionslos 
Bastian 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 

Dr. Barzel 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Bohl 
Bohlsen 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 

Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
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Vizepräsident Cronenberg 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Zierer 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Kalisch 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Dr. Corterier 

Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Dr. Glotz 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 

Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Schluckebier 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Egert 
Heimann 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Dr. Vogel 

FDP 

Frau Dr. Adam

-
Schwaetzer 

Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Genscher 
Grünbeck 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur zweiten namentlichen 
Abstimmung. Es handelt sich um den Antrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/3521. Die SPD 
hat gemäß § 52 der Geschäftsordnung den Antrag 
auf namentliche Abstimmung gestellt. 

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, mit der Ja-Karte zu stimmen. Wer dagegen ist, 
den bitte ich, mit der Nein-Karte zu stimmen. 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Ab-
stimmung. 

Darf ich fragen, ob sich noch ein Mitglied des 
Hauses im Saal befindet, das noch nicht abge-
stimmt hat? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich die Abstimmung und bitte die Schriftführer mit 
der Auszählung zu beginnen. 
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Die Schriftführer haben folgendes Ergebnis er-

mittelt: Von den voll stimmberechtigten Mitglie-
dern des Hauses haben 426 ihre Stimme abgegeben. 
Mit Ja haben gestimmt 191, mit Nein haben ge-
stimmt 231; 4 Enthaltungen. Von den 17 Berliner 
Abgeordneten haben mit Ja 8, mit Nein 9 ge-
stimmt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 424 und 17 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	191 und 8 Berliner Abgeordnete 

nein: 	229 und 9 Berliner Abgeordnete 

enthalten: 4 

Ja 

SPD 
Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Dr. Glotz 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Schluckebier 

Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Egert 
Heimann 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Dr. Vogel 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Frau Hönes 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schmidt 
(Hamburg-Neustadt) 

Schulte (Menden) 
Senfft 
Suhr 

Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 

fraktionslos 

Bastian 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Dr. Barzel 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Bohl 
Bohlsen 
Braun 
Breuer 
Broil 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
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Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Strube 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Zierer 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Kalisch 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Genscher 
Grünbeck 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 

Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

Enthalten 

CDU/CSU 
Dr. George 
Hornung 

FDP 

Eimer (Fürth) 
Frau Dr. Segall 

Damit ist der Antrag der SPD auf Drucksache 
10/3521 abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Art. 1 in 
der Ausschußfassung. Wer dieser Vorschrift zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Damit ist diese Vorschrift in der Ausschußfassung 
angenommen. 

Ich rufe die Art. 2 und 3 in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Damit sind die aufgerufe-
nen Vorschriften in der Ausschußfassung angenom-
men. 

Ich rufe nunmehr die Art. 4 bis 6 in der Ausschuß-
fassung auf. Meine Damen und Herren, hierzu liegt 
Ihnen auf Drucksache 10/3522 ein Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD vor. Die Fraktion der 
SPD hat hierfür ebenfalls gemäß § 52 unserer Ge-
schäftsordnung namentliche Abstimmung bean-
tragt. Wer dem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, die Abstimmungskarte mit 
Ja, wer dagegen stimmen oder sich der Stimme ent-
halten will, bitte ich, die entsprechende Abstim-
mungskarte in die hier vorne aufgestellten Urnen 
zu legen. Sind die Schriftführer an den Urnen? — 
Das ist der Fall. 

Ich eröffne die Abstimmung. — Ich mache noch 
einmal darauf aufmerksam, daß die Gesamtabstim-
mung erst nach der Einzelberatung, die noch durch-
geführt werden muß, stattfinden kann. — 

Hat  jemand, der im Saal anwesend ist, seine 
Stimme noch nicht abgegeben? Ich schließe dann 
die Abstimmung und bitte, mit der Auszählung zu 
beginnen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das von den 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/3522 bekannt. 
Von den voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Hauses haben 420 ihre Stimme abgegeben. Mit Ja 
haben gestimmt 170, mit Nein haben gestimmt 229. 
Enthaltungen: 21. 17 Berliner Abgeordnete haben 
ihre Stimme abgegeben. Mit Ja haben gestimmt 7, 
mit Nein haben gestimmt 9. Enthaltungen: 1. 
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Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 419 und 17 Berliner Abgeordnete; 
davon 

j a: 	170 und 7 Berliner Abgeordnete 

nein: 	228 und 9 Berliner Abgeordnete 

enthalten: 21 und 1 Berliner Abgeordneter 

Ja 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Dr. Glotz 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 

Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Schluckebier 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 

Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 
Dr. Diederich (Berlin) 
Egert 
Heimann 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Dr. Vogel 

DIE GRÜNEN 

Frau Borgmann 
Mann 
Schily 
Suhr 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Dr. Barzel 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Bohl 
Bohlsen 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Günther 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
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Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Strube 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 

Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr.  Wörner 
Zierer 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Kalisch 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Genscher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Berliner Abgeordneter 
Hoppe 

Enthalten 

FDP 
Eimer (Fürth) 
Frau Dr. Hamm-Brücher 

DIE GRÜNEN 
Auhagen 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Frau Hönes 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Dr. Müller (Bremen) 
Dr. Schierholz 
Schmidt 
(Hamburg-Neustadt) 

Schulte (Menden) 
Senfft 

Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 

fraktionslos 
Bastian 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir können nunmehr über die Art. 4 bis 6 in der 
Ausschußfassung abstimmen. Wer diesen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit 
sind die Vorschriften in der Ausschußfassung ange-
nommen. 
Ich rufe den  Art. 7 in der Ausschußfassung auf. 

Wer dem Art. 7 in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit 
ist die aufgerufene Vorschrift in der Ausschußfas-
sung angenommen. 

Ich rufe die  Art. 8 bis 14, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Somit sind die Vorschriften angenommen worden. 

Damit ist die zweite Lesung abgeschlossen. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer dagegen zu stimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Enthal-
tungen? — Damit ist das Gesetz angenommen. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/3523 auf. Wer diesem 
Entschließungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den Zusatzpunkt 6 der Tagesordnung, 
dem von der Fraktion der SPD eingebrachten Ent-
wurf eines Rentenreformgesetzes 1985 auf der 
Drucksache 10/2608. Der Ausschuß empfiehlt unter 
Nr. 1 der Beschlußempfehlung auf Drucksache 10/ 
3518, diesen Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich rufe Art. 1 und 2, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit 
ist das Gesetz in zweiter Beratung abgelehnt. Damit 
unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Geschäftsord-
nung eine weitere Beratung. 

Zu Tagesordnungspunkt 19 b und zum Zusatztages-
ordnungspunkt 7 wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 10/3483 und 10/3496 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüssse vorge-
schlagen. — Ich sehe, das Haus ist damit einver-
standen; dann wird so verfahren. 

Frau Abgeordnete Lepsius hat zur Abstimmung 
gemäß § 31 unserer Geschäftsordnung eine persön-
liche Erklärung erbeten. Ich gebe der Abgeordneten 
Frau Lepsius das Wort. 
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Frau Dr. Lepsius (SPD): Herr Präsident! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Heute ist ein 
schwarzer Tag für die erwerbstätigen Frauen und 
Hausfrauen. Zehn Jahre nach dem Verfassungsge-
richtsurteil, Männer und Frauen in der Hinterblie-
benenversorgung gleichzustellen, hat die Koalition 
ein unverantwortliches Rentengesetz verabschie-
det. Dies ist wahrhaftig kein Ruhmesblatt verant-
wortlicher parlamentarischer Arbeit. Im vollen Be-
wußtsein, daß letztlich das Bundesverfassungsge-
richt schwierige Antworten auf die von Ihnen be-
schlossenen unausgegorenen Regelungen geben 
muß, haben Sie dieses Gesetz heute durchgepaukt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Seit 1972 habe ich mich in diesem Haus für die 
Verbesserung der Renten von Frauen eingesetzt. 
Ich habe als Politikerin die schwierigen parlamen-
tarischen Hürden bei der Durchsetzung des Versor-
gungsausgleichs im Ehe- und Familienrecht mit 
meinen sozialdemokratischen Kollegen in der Frak-
tion nehmen können. Mit dem Versorgungsaus-
gleich ist der entscheidende Schritt in die eigen-
ständige soziale Sicherung der Frauen getan. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Heute begraben wir alle Hoffnungen der Frauen 
auf eine eigenständige soziale Sicherung. 

Ich weiß, wie überaus schwierig der Auftrag des 
Bundesverfassungsgerichts umzusetzen ist. Hier 
haben namhafte Wissenschaftler, Experten der Ver-
bände, Politiker in jahrelangen Bemühungen Kon-
sensus über das Teilhabemodell erreicht. Diesen 
Konsensus haben Sie heute leichtfertig aufgekün-
digt. Hier hat niemand sieben Jahre geschlafen, 
hier haben Politiker und Experten jahrelang ver-
antwortungsvoll gearbeitet. 

(Seiters [CDU/CSU]: Das ist doch keine 
persönliche Erklärung!) 

Sie, Herr Bundesarbeitsminister Blüm, hat man bei 
dieser Arbeit allerdings nie zu Gesicht bekommen. 
Aber jetzt hat Herr Blüm als Bundesarbeitsmini-
ster die Verantwortung dafür zu übernehmen, daß 
die erkämpften Rechte von 11 Millionen erwerbstä-
tigen Frauen hier an der Garderobe aufgehängt 
worden sind. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ich 
muß Sie darauf aufmerksam machen, daß Sie im 
Begriff sind, einen Sachbeitrag zu leisten. Sie woll-
ten sich zur Abstimmung äußern. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie entsprechend der Geschäftsord-
nung verfahren würden. 

(Seiters [CDU/CSU]: Warum hat Ihre Frak

-

tion Sie nicht als Rednerin gemeldet?) 

Frau Dr. Lepsius (SPD): Ich will dies deutlich ma-
chen auf dem Hintergrund meiner politischen Ar-
beit in diesem Hause. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Verheiratete Frauen, die sich jahrelang unter zu-
meist schwierigen Bedingungen an ihrem Arbeits-
platz abrackern und das Unglück haben, ihren 
Mann zu verlieren, werden nach dem Anrechnungs

-

modell keinen Pfennig von ihrer Witwenrente zu 
sehen bekommen. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ich 
muß Sie zum zweitenmal darauf aufmerksam ma-
chen. Ersparen Sie es mir, Ihnen das Wort entzie-
hen zu müssen. Ich bitte Sie, zur Abstimmung zu 
sprechen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die SPD hat Ih-
nen keine Redezeit gegeben; so sieht es 

aus!) 

Frau Dr. Lepsius (SPD): Ich distanziere mich in 
meinem Abstimmungsverhalten aus folgenden 
Gründen: 

Erstens. Die Ausklammerung der Kindererzie-
hungszeiten für die Rentengeneration ist der herz-
loseste Akt in diesem Hause, den ich je erlebt 
habe. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zweitens. Das Einkommensanrechnungsmodell 
ist ein Verstoß gegen den Eigentumsschutz nach 
Art. 14. Der totale Wegfall von Witwenrente bei Er-
werbstätigkeit von Männern und Frauen steht in 
krassem Mißverhältnis von eigener Leistung zum 
Bezug einer Hinterbliebenenversorgung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Sei-
ters [CDU/CSU]: Das ist doch keine per-

sönliche Erklärung!) 

Das ist ein verfassungswidriger Vorgang. Das ist im 
Grunde genommen die Enteignung von selbster-
worbenen Rentenansprüchen. 

Drittens. Aus verfassungsrechtlichen Gründen 
muß ein fester Prozentsatz der gemeinsam aufge-
bauten Hinterbliebenenversorgung erhalten wer-
den. 

Ich bin der Meinung, daß wir uns beim Bundes-
verfassungsgericht werden wiedersehen müssen, 
und habe damit meine Begründung dafür abgege-
ben, — 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ich 
habe Sie dreimal — — 

Frau Dr. Lepsius (SPD): — daß ich diesem Gesetz 
meine Zustimmung versagt habe. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Die SPD hat gewußt, warum sie Sie 

nicht als Rednerin gemeldet hat!) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Schluß der Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 26. Juni 1985, 13 Uhr 
ein und wünsche Ihnen ein angenehmes Wochenen-
de. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schluß der Sitzung: 13.01 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens* 21. 6. 
Bayha 21. 6. 
Dr. Blank 21. 6. 
Böhm (Melsungen) * 21. 6. 
Dr. Bötsch 21. 6. 
Borchert 21. 6. 
Ertl 21. 6. 
Franke (Hannover) 21. 6. 
Gattermann 21. 6. 
Dr. von Geldern 21. 6. 
Haase (Fürth) 21. 6. 
Dr. Hackel 21. 6. 
Dr. Hauff 21. 6. 
Hiller (Lübeck) 21. 6. 
Hoffie 21. 6. 
Horacek** 21. 6. 
Frau Hürland 21. 6. 
Keller 21. 6. 
Kittelmann** 21. 6. 
Kroll-Schlüter 21. 6. 
Dr. Meyer zu Bentrup 21. 6. 
Michels 21. 6. 
Möllemann 21. 6. 
Dr. Müller** 21. 6. 
Petersen 21. 6. 
Pöppl 21. 6. 
Polkehn 21. 6. 
Rode (Wietzen) 21. 6. 
Dr. Rumpf** 21. 6. 
Schlatter 21. 6. 
Schmidt (Hamburg) 21. 6. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 21. 6. 
Schmidt (Wattenscheid) 21. 6. 
Frau Seiler-Albring 21. 6. 
Stobbe 21. 6. 
Stommel 21. 6. 
Stücklen 21. 6. 
Voigt (Sonthofen) 21. 6. 
Wartenberg (Berlin) 21. 6. 
Dr. Wulff 21. 6. 
Dr. Zimmermann 21. 6. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat  hat in seiner Sitzung am 14. Juni 1985 den nach-
stehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Arti-
kel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Viertes Gesetz zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung der 
Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen Ba-
demeisters und des Krankengymnasten 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 
(BSeuchG) 

Neuntes Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes (9. BAföGÄndG) 

Gesetz zur Anpassung rechtlicher Vorschriften an das Adop-
tionsgesetz (Adoptionsanpassungsgesetz - AdAnPG) 

Gesetz zu der in Rom am 28. November 1979 angenommenen 
Fassung des Internationalen Pflanzenschutzübereinkom-
mens 

Gesetz zur Beschleunigung verwaltungsgerichtlicher und fi-
nanzgerichtlicher Verfahren 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
Urheberrechts 

Elftes Gesetz zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Gesetz zur leistungsfördernden Steuersenkung und zur Ent-
lastung der Familie (Steuersenkungsgesetz 1986/1988 - 
StSenkG 1986/1988) 

Zu den vier letztgenannten Gesetzen hat der Bundesrat folgende 
Entschließungen gefaßt: 

I. Entschließung zum Gesetz zur Beschleunigung verwaltungsge-
richtlicher und finanzgerichtlicher Verfahren 

1. Der Bundesrat weist darauf hin, daß mit der Abschaffung der 
Streitwertrevision nicht die Erwartung verbunden sein darf, daß 
im finanzgerichtlichen Verfahren eine zweite Tatsacheninstanz 
eingeführt wird. 

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im Zusammenhang 
mit einer Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes zur Entla-
stung des Bundesfinanzhofs über den 31. Dezember 1987 hinaus zu 
prüfen, ob sich die Abschaffung der Streitwertrevision nachteilig 
auf den Rechtsschutz des Bürgers ausgewirkt hat und welche Fol-
gen sich für die Belastung der Gerichte dadurch ergeben haben. 

II. Entschließung zum Gesetz zur Änderung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des Urheberrechts 

Der Bundesrat begrüßt es, daß der Bundestag insbesondere bei der 
Neuregelung des Vergütungsanspruchs für Bild- und Tonaufzeich-
nungen sowie bei der Neuregelung der Vergütungspflicht für Re-
prographien teilweise Vorschläge des Bundesrates aufgegriffen 
hat. Damit wird - unter Wahrung der berechtigten Interessen der 
Urheber - besser als nach dem Regierungsentwurf den wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen und dem Erfordernis der Ver-
minderung bürokratischer Belastungen Rechnung getragen. Die 
nunmehr vorgesehene Gerätevergütung für Kopiergeräte bietet 
mit einem voraussichtlichen jährlichen Aufkommen von nahezu 
25 Millionen DM einen angemessenen Ausgleich für die aus Prak-
tikabilitätsgründen vorgesehene Beschränkung der Betreiberver-
gütung auf bestimmte „Großbetreiber" und für die Begrenzung des 
allgemeinen Vergütungssatzes auf 0,02 DM pro DIN-A-4-Seite. Die 
jetzt gefundene Lösung trägt nach Auffassung des Bundesrates 
der Bedeutung des Urheberrechts als grundrechtlich geschütztes 
Eigentum im Sinne des Artikel 14 GG Rechnung. 

Im übrigen tritt der Bundesrat dem an die Bundesregierung ge-
richteten Ersuchen des Bundestages bei, alle drei Jahre ab Inkraft-
treten des Gesetzes einen Bericht über die Entwicklung der urhe-
berrechtlichen Vergütung nach § 54 UrhG sowie über die Einwir-
kungen der technischen Entwicklung auf das Urheberrecht und 
die Leistungsschutzrechte zu erstatten und ggf. geeignete Maß-
nahmen zur Sicherung des geistigen Eigentums auch in seinem 
wirtschaftlichen Bestand vorzuschlagen (zu BR-Drucksache 246/ 
85, Buchstabe a). 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung überdies, ihm auch die 
in der Entschließung des Bundestages erbetene Unterrichtung 
über das Ergebnis der Untersuchung über die volkswirtschaftliche 
Bedeutung des Urheberrechts (zu BR-Drucksache 246/85, Buchsta-
be b) zu gegebener Zeit vorzulegen. 
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III. Entschließung zum Elften Gesetz zur Änderung des Bundes-
kindergeldgesetzes 

Der Bundesrat hält die Verbesserung des Familienlastenaus-
gleichs für ein wichtiges politisches Anliegen. Er sieht in dem vor-
liegenden Gesetzesbeschluß einen Beitrag zur Erreichung dieses 
Zieles. 

Der Bundesrat bedauert jedoch zugleich, daß wesentliche Anre-
gungen und Verbesserungsvorschläge, die er im ersten Durchgang 
zu dem Gesetzentwurf beschlossen hat, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren keine Berücksichtigung gefunden haben. 

Der Bundesrat ist nach wie vor der Auffassung, daß unterschiedli-
che Einkommensbegriffe in vielen Fällen zu ungereimten Ergeb-
nissen führen werden. Die gebotene soziale Treffsicherheit der 
Wirkungen des Gesetzes wird damit nicht in vollem Umfange 
erreicht. Auch wird sich das Verwaltungsverfahren zu kompliziert 
gestalten. 

Die Bundesregierung wird deshalb gebeten, unter Berücksichti-
gung der Bedenken des Bundesrates die Auswirkungen beim Ge-
setzesvollzug genau zu beobachten, damit Unzulänglichkeiten aus 
dem Verhältnis zwischen Kürzung des Kindergeldes und Kinder-
geldzuschlag frühzeitig erkannt und durch Korrekturen beseitigt 
werden können. 

IV. Entschließung zum Gesetz zur leistungsfördernden Steuer-
senkung und zur Entlastung der Familie (Steuersenkungsgesetz 
1986/1988 — StSenkG 1986/1988) 

Die Zustimmung zum sogenannten Realsplitting (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 
EStG) gilt derzeit für jeweils einen Veranlagungszeitraum. An die-
ser Rechtslage sollte sich auch in Zukunft nichts ändern. Entgegen 
der Auffassung des Deutschen Bundestages (vgl. Buchstabe b der 
Entschließung in zu — Drucksache 240/85) sollte die Ausdehnung 
der Wirksamkeit auf mehr als einen Veranlagungszeitraum nicht 
erwogen werden. 

Begründung: 
Das sog. Realsplitting, bei dem die Unterhaltsleistungen an den 
geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten beim un-
terhaltsverpflichteten Ehegatten als Sonderausgaben abgezogen 
und beim unterhaltsberechtigten Ehegatten als steuerpflichtige 
Einkünfte erfaßt werden, ist gesetzlich von der Zustimmung des 
Unterhaltsberechtigten abhängig. Dies ist in der Regel die Frau. 

Ihre Entscheidung zur Zustimmung ist u. a. davon abhängig, ob 
sich für sie Mehrbeträge an Einkommensteuer oder Kirchensteuer 
ergeben, ob ihr einkommensabhängige staatliche Leistungen (z. B. 
Wohngeld, BAföG) entgehen und davon, ob der Unterhaltsver-
pflichtete bereit ist, ihr evtl. finanzielle Einbußen zu ersetzen. 

Eine für einen längeren Zeitraum als den einjährigen Veranla-
gungszeitraum erteilte Zustimmung setzt sie außerstande, Verän-
derungen im eigenen Bereich (z. B. Einkommen, Wohnverhältnis-
se, Alter zu betreuender Kinder) bei der Erteilung der Zustim-
mung zu berücksichtigen. 

Da der Antrag auf Abzug der Unterhaltsleistungen als Sonderaus-
gaben ohnehin für jedes Kalenderjahr neu zu stellen ist, ist auch 
aus diesem Grunde nicht ersichtlich, warum die Zustimmung für 
einen längeren Zeitraum erteilt werden soll. 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehende Vorlage überwiesen: 

Unterrichtung durch den Bundesrat: Entlastung der Bundes-
regierung wegen der Haushaltsrechnung und Vermögens-
rechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 1982 (Jahres-
rechnung 1982) (Drucksache 10/3492) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen 
absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu den peripheren Küsten- und Inselregionen der Euro-
päischen Gemeinschaft (Drucksache 10/111) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Abschluß der Konsultation des Europäischen Par-
laments zu dem Vorschlag der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften an den Rat für eine Verordnung über 
die Gewährung einer finanziellen Unterstützung der Ge-
meinschaft zugunsten der Industrien, die feste Brennstoffe 
erzeugen, und zu den Vorschlägen der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften an den Rat über eine ausgewogene 
Politik im Bereich der festen Brennstoffe (Drucksache 10/ 
1213) 

Unterrichtung duch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung „Plan für den wirtschaftlichen Wiederaufschwung in 
Europa" (Drucksache 10/1263) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu einer Gaspolitik der Europäischen Gemeinschaft 

(Drucksache 10/1264) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Stand der Konvergenz unter besonderer Würdi-
gung der Interdependenz aller Politik (Drucksache 10/1266) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu einem energiepolitischen Solidaritätsprogramm zur 
Nutzung der europäischen Kohle (Drucksache 10/1405) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Zukunft der Erdölversorgung aus dem Nahen Osten 
für die Länder außerhalb des kommunistischen Machtbe-
reichs (Drucksache 10/1597) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Einfuhrbeschränkung der USA für Stahlröhren aus 
der EG (Drucksache 10/2683) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu dem 13. Bericht der Europäischen Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften über die Wettbewerbspolitik 
(Drucksache 10/2691) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis 
genommen hat: 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1224/80 über den Zollwert 
der Waren — KOM (85) 25 endg. — EG-Dok. Nr. 4779/85 — 
(Drucksache 10/3043 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 706/84 zur Erhebung eines end-
gültigen Ausgleichszolls im Rahmen des Antisubventionsver-
fahrens betreffend die Einfuhren von Rohrformstücken, 
Rohrverschlußstücken und Rohrverbindungsstücken aus 
Temperguß mit Ursprung in Spanien — KOM (85) 41 endg. — 
EG-Dok. Nr. 4946/85 — (Drucksache 10/3043 Nr. 2) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3072/80 zur Einführung eines 
endgültigen Ausgleichszolls auf bestimmte nahtlose Rohre 
aus nichtlegierten Stählen mit Ursprung in Spanien — KOM 
(85) 39 endg. — EG-Dok. Nr. 4960/85 — (Drucksache 10/3043 
Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Aus-
fuhren von Stahlröhren nach den Vereinigten Staaten — 
KOM (85) 59 endg. — EG-Dok. Nr. 5037/85 — (Drucksache 
10/3116 Nr. 1) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Förde-
rung von Demonstrationsvorhaben auf dem Gebiet der Nut-
zung alternativer Energiequellen, der Energieeinsparung 
und der Substitution von Kohlenwasserstoffen durch Gewäh-
rung einer finanziellen Unterstützung und 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Förde-
rung von industriellen Pilot- und Demonstrationsvorhaben 
auf dem Gebiet der Verflüssigung und der Vergasung fester 
Brennstoffe durch Gewährung einer finanziellen Unterstüt- 
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zung — KOM (85) 29 endg. und KOM (85) 29 endg. /2 — EG-
Dok. Nr. 5078 (ADD 1 + ADD 2) — (Drucksache 10/3352 
Nr. 1) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur 
Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Verwirklichung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen bei den betrieblichen Systemen der sozialen Sicher-
heit — EG-Dok. Nr. 6871/83 — (Drucksache 10/133 Nr. 8) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Beratung der nachste-
henden EG-Vorlage abgesehen hat: 

Leitlinien für eine Wanderungspolitik der Gemeinschaft — 
KOM (85) 48 endg. — EG-Dok. Nr. 5377/85 — (Drucksache 
10/3228 Nr. 10) 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genommen 
hat: 

Entwurf für einen Beschluß des Rates EWG-EFTA zur Ände-
rung der in ECU ausgedrückten Beträge in Artikel 8 des Pro-
tokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse 
mit Ursprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen und 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die An-
wendung des Beschlusses Nr.... des Gemischten Ausschus-
ses EWG-EFTA zur Änderung der in ECU ausgedrückten 
Beträge in Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 über die Bestim-
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder „Ur-
sprungserzeugnisse" und über die Methoden der Zusammen-
arbeit der Verwaltungen — KOM (85) 73 endg. — EG-Dok. 
Nr. 5461/85 — (Drucksache 10/3228 Nr. 13) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer 
Beratung der nachstehenden EG-Vorlagen abgesehen hat: 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Süßkirschen, in Alkohol eingelegt, zur Herstellung 
von Schokoladenwaren, der Tarifstelle ex 20.06 B I e) 2 bb) 
des Gemeinsamen Zolltarifs — KOM (84) 600 endg. — EG-
Dok. Nr. 10463/84 — (Drucksache 10/2580 Nr. 4) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur fünften 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 171/83 über technische 
Maßnahmen zur Erhaltung der Fischbestände — KOM (84) 
637 endg. — EG-Dok. Nr. 10697/84 — (Drucksache 10/2580 
Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufteilung 
der Gemeinschaftsfangquote für das Jahr 1985 in den Kana-
dischen Gewässern auf die Mitgliedstaaten — KOM (84) 627 
endg. — EG-Dok. Nr. 10698/84 — (Drucksache 10/2580 Nr. 6) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EG- 
Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Regelung gesund-
heitlicher und tierseuchenrechtlicher Fragen bei der Einfuhr 
von Fleischerzeugnissen aus Drittländern — KOM (84) 530 
endg. — EG-Dok. Nr. 9789/84 — (Drucksache 10/2286 Nr. 14) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 358/79 über in der Gemein-
schaft hergestellte Schaumweine von Nummer 13 des An-
hangs II der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 und 

 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 338/79 des Rates zur Festle-
gung besonderer Vorschriften für Qualitätsweine bestimm-
ter Anbaugebiete und 

Änderung des Vorschlags für eine Verordnung des Rates zur 
Festlegung der Grundregeln für die Bezeichnung und Auf-
machung von Schaumwein und Schaumwein mit zugesetzer 
Kohlensäure aufgrund von Artikel 149 Abs. 2 des Vertrags — 
KOM (84) 283 endg. — EG-Dok. Nr. 7698/84 — (Drucksache 
10/1691 Nr. 15) 

Bericht der Kommission an den Rat über die mikrobiologi-
schen Kontrollen für eine hygienische Erzeugung von fri-
schem Fleisch und 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 64/433/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fra-
gen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit fri-
schem Fleisch — KOM (84) 439 endg. — EG-Dok. Nr. 9118/84 
— (Drucksache 10/2154 Nr. 17) 

Entwurf einer Entschließung des Rates über ein Aktions-
programm der Europäischen Gemeinschaften zum Thema 
Toxikologie im Rahmen des Gesundheitsschutzes — KOM 
(84) 284 endg. — EG-Dok. Nr. 7764/84 — (Drucksache 10/1946 
Nr. 35) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß auf eine Beratung der 
nachstehenden EG-Vorlagen verzichtet hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Genehmi-
gung des Verschnitts von deutschem Rotwein mit eingeführ-
tem Rotwein — KOM (85) 92 endg. — EG-Dok. Nr. 5505/85 — 
(Drucksache 10/3228 Nr. 12) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung einer 
ersten Serie von Richtlinien betreffend die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten im Lebensmittelbe-
reich in bezug auf die Intervention des Ständigen Lebensmit-
telausschusses — KOM (84) 334 endg. — EG-Dok. Nr. 8167/84 
— (Drucksache 10/1946 Nr. 36) 
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